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Das ganze 15. Jahrhundert war erfallt von dem 
RiiTgen der ständischen Gewalten gegen die absolutisti- 
schen Bestrebungen der Könige und von den angestreng- 
ten Versuchen einer Umänderung der Kirchenverfassung. 
Im 16. Jahrhundert trat in der kirchlichen Frage zu 
dem Gegensatz der Ansichten über die Verfassung noch 
der von diesem ausgehende und unterstützte Gegensatz 
in der Lehre. 

Für Deutschland bezeichnete der Regierungsantritt 
Karls V. eine neue Phase in diesem zwiefachen Ringen. 
In der Wahlcapitulation willigte Karl V. in die Forde- 
rung einer ständischen Mitregierung, wie sie etwa vor 
20 Jahren einmal kurze Zeit bestanden hatte, und fast 
gleichzeitig mit seiner Wahl machte Luther jenen Au- 
griff auf die Fundamente der bestehenden Kirchenver- 
fassung, wie ihn bisher noch Niemand gewagt hatte. 
Auf dem ersten Reichstage Karls V. kamen diese zwei 
Punkte zur Verhandlung: das Resultat war das Worm- 
ser Edict gegen Luther vom 26. und die Regimentsord- 
nung vom 25. Mai 1521. Das sind die Beschlussformen, 
in denen das Reich damals Stellung zu den welthisto- 
risch bedeutenden Fragen der Zeit nahm; um eben die 
beiden genannten Reichsgesetze bewegt sich in den 
nächstfolgenden Jahren, mindestens bis 1524, die Politik 
der deutschen Reichsstände fast ausschliesslich. 

Das Reichsregiment vom Jahre 1521 ist nur eine 
Episode in der Entwickelung der deutschen Verfassung 
geblieben, während das Werk Luthers im Laufe der 
Zeiten über die Grenzen Deutschlands hinaus von Ein- 
fluss auf die gesammte Welt wurde. In den Jahren 
1521—24 aber ist durch die Stellung des neugeschaffe- 
nen Verfassungsorganes, des Reichsregiments, die Poli- 
tik der deutschen Reichsstände, wie sie sich namentlich auf 
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den Reichstagen der Zeit zeigte, viel mehr in Athem 
gehalten worden, als durch die speciflsch lutherische 
Bewegung. Die anticurialistische Haltung der Mehrzahl 
der Reichsstände hatte sehr starke politische Gründe. 
Wie sie schon vor Luther vorhanden war, ist sie 
nicht aus der lutherischen Bewegung entstanden und 
darf mit ihr auch nicht zusammengegossen werden. 
Das Reich war in den spanisch-habsburgischen Länder- 
complex eingetreten; es war in der Voraussicht, dass 
der Kaiser meistens ausserhalb des Reiches weilen würde, 
eine durchaus neue Regierung des Reiches gesetzlich 
angeordnet worden. Die Machtverhältnisse nicht nur 
der Fürsten dem Kaiser gegenüber, sondern auch der 
Fürsten unter einander konnten sich bei dieser Sach- 
lage sehr verändern; das unmittelbare Interesse gebot 
jedem Fürsten schärfste Aufmerksamkeit auf die reichs- 
rechtlichen Fragen — dem Lutherthum gegenüber, das, 
mochte Luthers Lehre auch die breiten Massen des Vol- 
kes mit neuen Ideen erfüllen, damals doch kaum die 
ersten Keime einer Organisation angesetzt hatte. 

Das ergiebt sich aus der allgemeinen Betrachtung; 
die specielle Erzählung wird zeigen, wie die lutherische 
Frage nur von aussen, von dem fernen Kaiser und dem 
Papste an den nur mit den Fragen über die Reichs- 
regierung beschäftigten Reichstag von 1524 herange- 
führt wurde. 

Das Reiclisregimen^, welches seit dem Herbste 1521 
in Nürnberg tagte ^) , war aus einem Compromiss zwi- 



') Es hat in unserm Jahrhundert nur geringe Beachtung 
gefunden. DieCompendien der deutschen Verfassungsgeschichte 
sagen sehr wenig. Eichhorn, D. St. u. RG* (1844) behandelt es 
als Verfassungsinstitut gar nicht; Walter, D. RG. (18.') i) § 314 
p. 359 ist noch der Meinung, das Regiment von 1500 habe bis 
in die Zeiten Karls V. bestanden. Zöpfl, D. RG. (1872) II, 366 
berichtet falsch über seine Zusammensetzung, und Schulte, 
Lehrb. d. D. Reichs- und Rechtsgesch. (1876) p. 317 weiss nur, 
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sehen den Ständen und dem Kaiser entstanden. Gewiss 
schränkte es den Kaiser ein, der während seiner Abwe- 

dass es „einmal*' weggefallen sei. — Die am meisten verbrei- 
tete Ansicht über das Regiment von 1521 dürfte die sein, 
welche Ranke in seiner deutschen Geschichte 1839 aufstellte 
und der er durch alle späteren Auflagen des Werkes treu ge- 
bliebein ist; das Regiment sei im wesentlichen nach dem Ent- 
würfe der Stände gebildet worden und weiche von dem Regi- 
ment von löOO nur in Nebendingen ab. Dem Kaiser sei es nur 
gelungen, in den Formen seine Autorität zu wahren (I,*317. 318). 
Droysen hat weniger das Verhältniss zwischen Regiment und 
Kaiser behandelt, als vielmehr innerhalb des Regiments selbst 
das Vorwiegen des kurfürstlichen Einflusses nachgewiesen; 
doch sieht er, dass das Regiment von 1500 ein ständisches, das 
von 1521 ein kaiserliches war (G. d. pr. Pol. II,' 2,94. 95. 1870). 
Gegen die Ranke'sche Ansicht wendet sich Brückner, zur Gre- 
schichte des Reichstags zu Worms 15'21. Die Verhandlungen 
über das Regiment. Heidelb. Diss. 1860, der einen „himmel- 
weiten Unterschied" zwischen den beiden Reichsregimenten 
constatirt. Dagegen tritt Wyneken in einer das einzelne klar 
hervorhebenden Abhandlung: Die Regimentsordnung von 1521 
in ihrem Zusammenhange mit dem Churverein. Forschungen 
z. d. Gesch. VIII. (1868) wieder auf die Seite Rankes. Baum- 
garten endlich, Gesch. Karls V. I (1885) p. 446-448. 474—481 
findet, dass die Befugnisse des Regiments vom Kaiser ziemlich 
stark eingeschränkt wurden. — Es ist zu bemerken, dass Brück- 
ner und Baumgarten mit der Auffassung übereinstimmen, welche 
die Juristen der vergangenen Jahrhunderte über das Reichs- 
regiment hatten. Hippolithus a Lapide, Diss. de rat. status in 
imperionostro Romano-germanico II, cap.5,sect 2(1647 p.387— 3b2) 
legt in seiner schroffen Weise den Unterschied zwischen den 
beiden Regimenten dar. Und diese Ansicht wird in den Mo- 
nographien über das Regiment von Rechenberg und Joachim 
durchaus aufgenommen; nur die daran geknüpften juristischen 
Erörterungen sind andern Inhalts. (Diss. de Regimento S. R. 
Imperii § 14 in : Dissertationum historico-politicarum varii et 
curiosi argumenti, in acad. Lips. moderante A. Rechenberg pu- 
blice propositarum Vol. V. Lipsiae 1698 Pars I, 366—398 und Job. 
Friedr. Joachim, Fortgesetzte Sammlung vermischter Anmer- 
kungen etc. Halle I7ö6. (= 2. Bd. der Sammlung etc.) Ab- 
schnitt VIII: Von dem ehemaligen Reichsregiment. Der letz- 

1* 
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senheit Deutschland am liebsten durch einen von ihm 
ernannten Statthalter allein hätte regieren lassen mögen, 
aber ebenso gewiss ist es, dass das aufgerichtete Re- 
giment nur sehr bedingt demjenigen entsprach, welches 
die Stände gewünscht und proponiert hatten. Schon der 
Titel des Regiments und seines Leiters, die Formel der 
Unterzeichnung von Decreten wurden nach dem kaiser- 
lichen Entwurf festgestellt. Freilich sind das nur For- 
men, aber sie haben sicherlich ihre Bedeutung einem 
Kaiser gegenüber, der bei den Verhandlungen die un- 
zweideutige Erklärung abgegeben hatte, es sei sein Ge- 
müth nicht, dass Deutschland mehrere, sondern dass es 
einen Herrn habe. Ebenso wahrte die Formel des Treu- 
eides, den die Regimentsräthe zu leisten hatten, die 
kaiserliche Autorität. Das einzige, was in den Formen 
nach dem Entwurf der Stände gestaltet wurde, war die 
Mitunterzeichnung der Erlasse durch den anwesenden 
Kurfürsten. Was die Befugnisse des Regiments anlangt, 
so durfte es — nur wegen des Glaubens! — mit aus- 
wärtigen Mächten unterhandeln, aber dem Kaiser allein 
blieb es vorbehalten, Bündnisse abzuschliessen. Wenn 



tere meint geradezu (§ 24), wenn Karl V. damals hätte eine 
Monarchie im Reiche aufrichten wollen, würde es in Ansehung 
des Reichsregiments, von anderem abgesehen^ keine grossen 
Schwierigkeiten gegeben haben. Das ist freilich übertrieben, 
aber es wird von einem Manne, wie v. Harpprecht, der in sei- 
nem Staatsarchiv des kais. und des h. röm. Reichs Kammer- 
gerichts IV, 2 (1760) eine Monographie des Regimentes von 
1521 bietet, einfach aufgenonmien (p. 72). 

Für uns sind heute die Arbeiten von Rechenberg und 
Joachim ohne besonderen Werth, dagegen behauptet v. Harpp- 
recht, der aus dem Pfälzer, Mainzer und Nürnberger Archiven 
Material beibringt, noch immer grösste Bedeutung. Nicht min- 
der werthvoll ist Müller, Von dem Ceremoniell und Curialien- 
wesen bei dem durch Kaiser Karl V. aufgerichteten Reichs- 
regiment in: Entdecktes Staatscabinet , Eröffnung I (1714) 
P- 172 — 268 durch seine Angaben aus dem Weimarer Archive. 
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dem Kaiser die Verfiigung über die Pahnlehen blieb, so 
ist das eine Verringerung des Machtumfangs des neuen 
Regiments; das von 1500 hatte eben um diesen Punct 
einen heftigen Streit mit dem Kaiser gefuhrt. Das Re- 
giment hatte die executive Gewalt, es war oberste Auf- 
sichtsbehörde, es leitete die geringere Lehnsertheilung, 
es war ihm die kaiserliche Advocatie der Kirche in 
Deutschland übertragen — aber der Kaiser war auch 
in dem Regiment nicht unbedeutend vertreten. Das 
Cömpromiss in der Frage der Besetzung des Regimen- 
tes fiel zu Gunsten des Kaisers aus; die Stände woUteii 
ihm drei Stimmen in einem Regiment von 21 Personell 
gewähren, es sollten aber zwei von den drei Vertretern 
des Kaisers von diesem gemeinschaftlich mit dem Reichs- 
tage gewählt werden. Er erreichte es aber, in ein Re- 
giment von 23 Personen 5 Mitglieder nach eigener 
Wahl zu setzen. Beinahe der vierte Theil des voll- 
ständig besetzten Regiments hing also von ihm ab und 
bildete noch dazu einen festen Kgrn, während die Zu- 
sammensetzung eines grossen Theiles der übrigen Re- 
gimentsmitglieder vierteljährlich wechselte. Ausserdem 
war unter den 5 kaiserlichen Regimentsabgeordneten 
der Statthalter, in dessen Händen die ganze Leitung 
der Angelegenheiten lags, und schon 14 Abgeordnete 
sollten zur Beschlussfähigkeit genügen. In dem Haupt- 
puncte der ganzen Sache endlich siegte der Kaiser man 
kann sagen vollständig; das Regiment bestand mit den 
Befugnissen, die ihm übertragen waren, nur in der Ab- 
wesenheit des Kaisers; sowie er nach Deutschland kam, 
wurde es zu einer berathenden Ständecommission. Das 
Regiment war demnach weniger eine ständische Mit- 
regierung — die allerdings Inder. Wahlcapitulation ver- 
sprochen worden war, — s3ß eipe Vertretung des Kaisers. 
Diese war nicht zu umgehen, und sie fiel für den Kai- 
ser günstig genug aus. Es tauchten Ansichten auf, 
welche das 5. Kapitel der goldenen Bulle dahin aus- 
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legten, dass Pfalz und Sachsen ein Vicariatsrecht nicht 
nur während der Thronvacanz, sondern auch während 
der Abwesenheit des Kaisers zustehe. ^) Karl V. musste 
diese Interpretation anerkennen; er stellte beiden Kur- 
fürsten Reverse aus, dass das Reichsregiment ihre An- 
sprüche nicht aufheben solle. Der etwaigen Aufrich- 
tung der Vicariate mit ihren ausgedehnten Rechten 
gegenüber war es für Karl V ein Vortheil, in ein Re- 
giment willigen zu können, dessen Vorsitzenden nach 
eigener Wahl einzusetzen die Stände selbst ihm anbo- 
ten. Als es schliesslich gelungen war, den Erzherzog 
Ferdinand zum Statthalter und Vorsitzenden des Regi- 
mentes zu machen, konnte Karl V. um seine Macht in 
Deutschland unbesorgt sein; es mussten viele und sehr 
unglückliche Zwischenfälle zusammenkommen, wenn die- 
ses Regiment ihm hätte gefährlich werden sollen. 

Nachdem das Regiment so zu Stande gekommen 
war, arbeitete denn auch die kaiserliche Partei mit 
daran, dem Regiment dauernden Bestand zu sichern, 
d. h. vor allen Dingen dasselbe in Betreff der Unter- 
haltungskosten nicht von dem guten Willen der Stände 
abhängig bleiben zu lassen. Kasimir von Brandenburg- 
Ansbach, der erklärte Parteigänger Oestreichs, machte 
auf die Aufforderung des Statthalters Pfalzgraf Fried- 
rich 1522 den Vorschlag, entweder aus einem Reichs- 
zoll — ein solcher war schon 1521 in Worms verhan- 
delt worden — oder aus der Abschaffiing der Annaten 
die Mittel zur dauernden Unterhaltung des Regiments 



*) Nicht bloss die betheiligten Kurfürsten vertraten diese 
Ansicht. Vergl. die Instruction Otto*s v. Pack, des Gesandten 
Georgs v. Sachsen auf dem Reichstage 1524: „Achten wir dar- 
„fur, das alsdan Inhalts der gülden Bullen In abwesen keyser- 
„licher maiestat eines yedern Ghurfürsten vicariat wiederumb 
„sich anheben solde." Dresdener Archiv. Locat 10181 Bd. : 
Reichstag zu Nürnberg, worbey was wegen Dr. Martin Luthers 
fürgangen, fol. 105 ff 
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and des Kammergerichts zu gewinnen. ^) Das erstere 
fand den besonderen Beifall des Regiments, welches den 
Ständen auf dem Reichstage 1522—23 in Nürnberg den 
Entwurf eines Reichszollgesetzes vorlegte. 

Im Herbst 1522 bot sich dem Kaiser eine Gelegen- 
heit dar, seinen Einfluss im Regimente zu heben. Es 
ist bezeichnend für die Schwerfälligkeit und die Lau- 
heit der deutschen Stände gegen das Regiment, dass 
schon im Sommer 1522 Schwierigkeiten entstanden, die 
J4 mindestens zur Beschlussfassung nothwendigen Re- 
gimentsräthe zusammenzubringen. So gelangten aus 
Deutschland Wünsche und Vorschläge zur Hebung die- 
ses Uebelstandes an den Kaiser, der daraufhin in einer 
Declaration vom 1. November 1522 unter andern be- 
stimmte, dass von nun ab 10 Räthe das ganze Regi- 
ment repräsentieren könnten. ^) Es ist zweifellos, dass, 
wenn diese Declaration Gesetzeskraft erhielt, die kai- 
serliche Uebermacht im Regimente definitiv besiegelt 
wurde. Indessen protestierten nicht nur Pfalz, sondern 
auch Kursachsen gegen sie, als sie auf dem nächsten 
Reichstage in Nürnberg 1522 — 23 zur Verhandlung kam. 
Planitz meldet zwar die Annahme derselben durch die 
Stände, ^) aber in dem Abschiede erscheint kein Wort 
über sie. Die Sache blieb unbestimmt und verschärfte 
so die später ausbrechenden Zwistigkeiten nicht wenig. 

Als die Stände in Nürnberg am 2. Februar 1523 
den Reichsabschied unterzeichneten, waren lange und 

') Das Gutachten ist gedruckt : v. Höfler, Frank. Studien. 
IV. Archiv f. K. oe. Gesch. Qu. Vin. p. 309 (1852). Vergl. 
Jörg, Deutschland in der Revolutionsperiode 152'2— 26 (1851) 
p 1 1. Der Kaiser erklärte sich allerdings nicht unumwunden 
für den Reichszoll, als er die erste Nachricht davon erhalten 
hatte. Baumgarten, Geschichte Karls V. II, l (»886) p. 302. 

*) Die Declaration ist gedruckt bei Lünig, Reichsarchiv, 
Pars Gen. Gonfc. 11 (1720 = P. G. V.) p. 317 und Müller, 
Entd. Staatscab. I, 191. 

3; Müller, Pntd. Staatscab. I, 198. 199. 
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schwierige Verhandlungen zu einem, wie es schien, 
fruchtbaren Abschlüsse gebracht. In der kirchlichen 
Frage hatten die Stände dem päpstlichen Nuntius geg^- 
über eine ausgeprägt nationale Haltung eingenommen, 
und zu einer umfangreichen Gesetzgebung, wie sie fiir 
Deutschland von grösster Bedeutung hätte werden kön- 
nen, waren starke Schritte vorwärts gethan worden. 
Das Reichszollgesetz und ein Gesetz gegen die Auswüchse 
des Grosshandels waren so gut wie fertig gestellt; Ge- 
setzentwürfe über die Reichsexecution gegen Aechter 
und über beharrliche Türkenhilfe sollten auf dem näch- 
sten, gleich im Juli in Nürnberg zu haltenden Reichs- 
tage weiter erörtert werden; eine Halsgerichtsordnung 
und ein Luxftsgesetz waren dem Regiment zur defini- 
tiven Ausarbeitung und Publication überwiesen, für die 
Berathung über ein Münzgesetz ein Tag von Sachver- 
ständigen anberaumt; endlich waren über Zusammen- 
fassung der bestehenden Landfriedensverordnungen we- 
nigstens Commissionsverhandlungen gepflogen worden. *) 
Alle diese Beschlüsse des Reichstags waren unter der 
thätigen Beihilfe, ja unter der Führung des Regimentes 
erfolgt; es hatte an der Antwort, die dem Nuntius ge- 
geben wurde, grossen Antheil gehabt und es hielt den 
hier eingenommenen Standpunct fest, indem es unter 
dem 27. Juni 1523 die Gravamina der Deutschen an den 
Papst selbst libersendete. ^) Die grosse Gesetzgebung 
war aber das Werk des Regimentes fast ausschliesslich: 
von der Durchfährung des ZoUprojectes hing ja sein 
Bestehen ab; aber auch die andern Gesetzentwürfe 



^) Abschied des Reichstags za Nürnberg 1523 gedr. bei 
(v* Harpprecht) Staatsarchiv des kais. und des h. röm. Reichs 
Kammergerichts IV, 2 (1760) p. 170. Vgl. Redlich, der Reichs- 
tag von Nürnberg 1522—23. Leipzig 1887. 

2) Das Begleitschreiben gedruckt: Notizenblatt der histor. 
Kommission der Wiener Acadeinie 11 (1852) p. 58. 
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stammten in der Form, wie sie vorlagen, von ihm. ^) 
Der Wormser Reichsabschied hatte dem Regiment die 
Ausarbeitung derselben zugewiesen; es hatte sich die- 
ser Aufgabe unterzogen, und zwei Gesetze waren nun- 
mehr vollendet. Das Regiment schien 1522 und 1523 
seine Lebensfähigkeit erwiesen zu haben. 

Indessen der Glanz des Bildes, welches der Reichs- 
abschied aufzeigt, verbleicht bei der näheren Betrach- 
tung. ^) Die Städte erhoben sich gegen die wichtigsten 
GesetzesvorJagen des Regiments, namentlich gegen das 
Zollgesetz; noch zu Nürnberg selbst thaten sie sich zu 
einem eigenen Abschiede zusammen, in dem sie sich eine 
Direction für ihr Vorhaben gaben. Kurfürst Ludwig 
von der Pfalz legte Protest gegen den ganzen Reichs- 
abschied ein und zeigte sich im Bunde mit Trier und 
Hessen dem Regiment auch darin durchaus feindselig, 
dass er das ihm vom Regiment verliehene Executions- 
mandat nicht niederlegte, ja sogar noch Reichshilfe zur 
weiteren Verfolgung Sickingens und der Ritterschaft 
forderte. Der schwäbische Bund endlich erklärte offen, 
dass er „seine Einigung in Bewilligung des Kammer- 
gerichts und Regiments vorbehalte". ^) Das hiess nichts 
anderes, als den Bund in Landfriedenssachen concur- 

*) Die gesetzgeberische Thätigkeit des Regiments war eine 
in weiteren Kreisen tiefempfundene Nothwendigkeit. Die 
Forderung der Monopolien- und Münzgesetzgebung z. B. ist 
sowohl im 17. und 27. Artikel der Wahlcapitulation Karls V., 
als im 9. und 11. Hauptartikel der sogenannten Reformation 
Friedrichs III. enthalten. Im 10. Artikel der letzteren findet 
sich auch die Forderung der Mass- und Gewichtseinheit inner- 
halb Deutschlands, die das Regiment aus eigenem Antriebe 
anstrebte. Die Wahlcapitulation ist gedruckt: Lünig St. A. 
Pars Gen. II p. 338. Die Reformation Friedrichs IQ.: Leip- 
ziger Stadthihliothek, Poelitziana 7808. 

*) Zu dem Folgenden ist im allgemeinen zu vergleichen 
Ulmann , Franz von Sickingen p. 340-60 (1872) und Jörg 
p. 69-72. 

3) V. "Üarpprecht IV, 2, p. 195. 
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rierend neben, ja über das Regiment setzen. — Diese 
dreifache Opposition gegen das Regiment — die Städte, 
der schwäbische Bund, die drei fürstlichen Gegner Sickin- 
gens — Hess es dabei nicht bleiben. Der Speierer 
Städtetag Ende März und Anfang April erklärte mit 
dem Zollgesetz das Regiment selbst für unleidlich und 
wendete sich an den Kaiser, um es zu stürzen. Gleich- 
zeitig mit diesem Städtetage beschloss eine allgemeine 
Bundesversammlung zu Ulm die Bestrafung der fried- 
brüchigen Ritter von Absberg mit ihren Helfern, ohne 
das Regiment auch nur zu befragen, ja sogar auf Mass- 
regeln gegen dasselbe bedacht, falls es sich ein- 
mischen würde. ') Es begannen auch die drei Faktoren 
der Opposition sich einander zu nähern. Kurpfalz mel- 
dete sich eben auf jener Ulmer Bundesversammlung zum 
Eintritt in den schwäbisclien Bund, dem Hessen seit 
1519 schon angehörte. Die Städte des Bundes, wie auch 
der Speierer Städtetag selbst suchten ebendamals den 
schwäbischen Bund gegen den ReichßzoU zu stimmen^ 
und sie blieben nicht ungehöri. — Im Mai erfolgte der 
Schlag der drei „rheinischen Kriegsfürsten" gegen Sickin- 
gen und die Ritter der Wetterau; vom 15. Juni bis 
21. Juli dauerte der Krieg des Bundes gegen die Rit- 
terschaft Ostfrankens. Beide Unternehmen waren im 
bewussten Gegensatz zu der Reichsregierung unternom- 
men; das Regiment musste dem Treiben zusehen. — 

Die mächtigste Stütze des Regiments unter den 
Ständen war Kurfürst Friedrich von Sachsen. Der Ein- 
fluss, den er durch seinen Abgeordneten Johann von 
Planitz am Regiment ausübte, war so bedeutend , dass 



*) Auszüge aus den Abschieden der Speierer Städte- und 
der Ulmer Bundesversammlung giebt Klüpfel, Urkunden zur 
Geschichte des schwäb. Bundes 11 (1853. Publ. des Stuttg. 
Lit. Ver. No. 31) p. 243-263. Beide Abschiede sind damals 
gedruckt worden : Weller, Repertorium typographicum No.2316 
3317. 
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man sein Interesse mit dem des Regimentes gleichsetzen 
darf. Eben im Frühjahr 1523 kam es vor, dass sich 
das Regiment trotz Ferdinands an ihn wendete. ^) Ne- 
ben dem Kurfürsten stand sein Vetter Herzog Georg 
von Sachsen, ^) der im Herbst 1523 , als es sich 
um Bestehen oder Nichtbestehen des Regiments han- 
delte, für ersteres eintrat. Auch Kurfürst Joachim 
von Brandenburg stand auf dieser Seite; schon 
1521 war er für den Reichszoll thätig gewesen, 
welcher jetzt eine Sache des Regiments wurde; 
erst nachdem Joachim sich mit Kursachsen verständigt 
hatte, ging er nach Nürnberg, um seine Session am 
Regiment vom eTanuar bis März 1523 einzunehmen. 
Sein Verhalten nach dem Reichstage von 1524 zeigt, 
dass er bei dieser Politik verharrte. ^) Casimir von 
Brandenburg begünstigte, wie wir oben gesehen haben, 
den Zoll ebenfalls; die Sympathien des von den drei 
rheinischen Fürsten um 25000 Gulden gebrandschatzten 
Kurfürsten-Kardinals von Mainz müssen dem Regiment 
gehört haben. *) Ausser den Genannten arbeitete aber 
auch Erzherzog Ferdinand zu Gunsten des Regiments- 
Das Regiment war die einzige Quelle seines Einflusses 
auf Deutschland; fiel es weg, so hatte er in deutschen 



*) Ferdinand an Karl V. 12. Mai 1523. Wiener Jahrbücher 
der Literatur Bd. 112 (1845) p. 23. 

*) Instruction für Otto v. Pack zum Reichstag 1524. Dresd. 
Archiv. Loc. 10181 Fol. 105 ff.: „Wenne aber yhe das Regi- 
„ment auss mangel der vnderhaltung nicht bleyben kundt, 
„welchs wir doch in allewege vors bequemste ansehen vnnd 
„als vil an vnns, nicht gerne vrsache geben wolten das 
„es zurgehen solt." 

3) Droysen, Gesch. der preuss. Politik 11,^2, p. 106—108. 

*) Ferdinand an Karl V. 27. Jan. 1523. Wiener Jahrbb. 
Bd. 112, p. 13: „les susdits princes composörent l'archevesque 
„de mayence en la somme de 25000 fl. dor dont ledict arche- 
„vesque et toute sa maison t>eaaent grandement greuez/ 
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Diugen weniger als einer der übrigen Fürsten zu sagen 
und zu bedeuten. Er versuchte, Januar 1523, im Bunde 
mit Regiment und Ständen, im Mai noch einmal mit 
dem Regiment die Einstellungen der Feindseligkeiten 
gegen Sickingen von den drei Fürsten zu erlangen. 
Noch später suchte er, auf eigene Hand, Mittelwege zu 
finden. Für Albrecht von Mainz bemühte er sich bei 
den drei Fürsten, am 2. Juni interveniert er bei ihnen 
für den Sohn Sickingens und sein Erbe. ^) 

Es waren also in der Hauptsache die Häuser Bran- 
denburg und Sachsen neben demErzherzog-Statthalter die 
Stützen des Regiments. Es war freilich eine sonderbare 
Allianz, die sich zur Aufreclithaltung der Regiments 
zusammengefunden hatte; der altgläubige, wie es auch 
sein mag, auf die Beherrschung Deutschlands hinarbei- 
tende Ferdinand mit seiner fast ausschliesslich spani- 
schen Umgebung ^) und die deutsch-ständisch gesinnten 
Fürsten, die unter einander wiederum in Glaubenssachen 
verschieden dachten. Es zeigt sich dabei so recht klar, 
dass massgebend für die Parteiung in Deutschland zu 
jener Zeit (1621—24) nicht die religiöse Frage war, 
sondern die politische Stellung zum Reichsregimente. 
Man darf nur nicht glauben, dass die in der Aufrecht- 
haltung des Regiments einigen Fürsten durchaus diesel- 

3) Münch, Franz v. Sickingens Thaten, Plane,Treunde und 
Ausgang. 11 (1828) p. 257. 274. Bremer, Franz v. Sickingens 
Fehde gegen Trier und ein Gutachten Claudius Cantiunculas 
über die Rechtsansprüche der sickingenschen Erhen (1885) 
p. LXXn. — Weniger klar sieht man, wie sich Ferdinand in 
dem Streite des Bundes mit den ostfränkischen Rittern ver- 
hielt. So ganz in Einigkeit mit dem Bunde, wie er es seinem 
Bruder zu schildern bemüht ist, kann er nicht gewesen sein, 
denn jener misstraute „den Ferdinandischen." Jörg, p. 71 
Anm. 14. 

») Gabriel Salamanca war der erste Minister Ferdinands. 
Ausserdem finden sich in jenen Jahren in Ferdinands Umge- 
bung: Andrea de Burgo als kaiserlicher Gesandter, Pedro v. 
Oorduba, Antcaip Äincon de Medina dal Oampo. 
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ben Interessen dabei gehabt hätten; -wie die Opposition 
ganz verschiedene Wurzeln hatte, fanden sich auch die 
Beschützer aus verschiedenen Grftnden zusammen. Rei- 
bereien gab es unter ihnen auch, Joachim, nicht min- 
der Georg von Sachsen klagten über die Unthätigkeit 
des Regiments gegen Luther ^) ; Planitz ist eifersuchtig 
auf die Concurrenz, welche die kaiserlichen Hofräthe 
dem Regiment in Gerichtssachen machen *) ; Ferdinand 
ist über die ausgesprochen lutherische Haltung Planttzs 
aufgebracht ^); aber das Regiment wurde trotzdem von 
ihnen allen gehalten. Der Reichszoll, den das Regi- 
ment so eifrig betrieb, versprach Ferdinand eine Stei- 
gerung der Reichseinkünfte und so eine Steigerung der 
Regierungsgewalt; er verhiess den Fürsten, indem er 
die Städte traf, Befreiung von den lästigen Matricular- 
beiträgen. Dass der Erzherzog, wollte er nicht ein- 
facher Statthalter seines Bruders in dem Erzherzogthum 
Oestreich sein, das Regiment aufrecht halten musste, 
ist bereits oben gesagt worden. Ausser diesem gab es 
aber flir ihn noch zwei andere Gründe, das bestehende 
Regiment zu begünstigen: sein Wunsch, die deutsche 
Königskrone zu erlangen und die Absicht, ein Gegen- 
gewicht gegen den schwäbischen Bund zu gewinnen. 
Bei Baiern, dem alten Gegner Habsburgs oder bei Pfalz, 
das bald genug mit dem Anspruch auf das Vicariat her- 
voi^trat, konnten Gedanken auf die deutsche Königs- 
würde keine Unterstützung finden; so «tand denn im 

*) Droysen II, 2*, p. 111. Georg führte Jahre lange Brief- 
wechsel mit dem Regiment darüber. 

') Bremer, p. XLVI. Planitz, 14. Mai 1523, gedenkt eines 
Mannes, der nach langem Process eine kaiserliche Absolution 
vorbringt. „Ist vermuthlich , weil das Regiment die Sach zu 
„sich erfordert und die Sach den Hofräthen nicht gestatten 
„wollte, hierin zu handeln, dass sie die Absolution gefiJrdert, 
„damit das Regiment auch nichts daran haben sollt.'* 

3) Z.B. Ferdinand an Karl V. 12. Mai 1523. Wiener Jahrbb. 
Bd 112, p. 23, 
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Jahre 1523 Ferdinand darüber in Unterhandlung mit 
Kursachsen. ^) So erklärt es sich, warum wir niemals 
von ernsten VersuchenFerdinands hören, der auffallen- 
den Geneigtheit des Reichsregiments für Luther ent- 
gegenzutreten. Und was das andere Moment anlangt, 
so spricht es Ferdinand im December 1523 deutlich aus, 
man müsse zwischen dem schwäbischen Bund und dem 
Regiment, die einander unvereinbar entgegenstünden, 
temporisiren. Dass diese Politik eine wohlberechnete 
war, wird nicht bestritten werden können; der Bund 
war eine freie Einigung, aber verfügte über starke ma- 
terielle Mittel ; das Regiment hatte nur die ideelle Macht 
der offlciellen Reichs- und Kaiservertretung. Beide lei- 
teten ihre Macht vom Kaiser her; der Bund von ihm, 
als dem Protector, das Regiment als sein Vertreter. ^) 
Beide Organe galt es neben einander zu benutzen. Das 
erkannte Ferdinand damals ebenso gut, als ein halbes 
Jahr später, nur war es damals seine Politik, das Re- 
giment mehr zu begünstigen, um dadurch König zu wer- 
den. Um die Königskrone war es ihm aber damals 
Ernst. Sein Hausmarschall Emericourt arbeitete, eben 
mit diesem Auftrage hingeschickt, dafür am kaiserlichen 
Hofe. 3) 

Ueber die deutschen Pläne des Kaisers in jener 
Zeit haben wir keine directe Nachricht; auch das da- 
malige Deutschland war darüber vollkommen im Unge- 

') Ranke, D. G. im ZA. der Reformation II*p.91 {IblS). 

^) In dem Protest des Bundes vom Reichstag 1523 heisst 
es : „dieweil aber ir Aynung von' keyserlicher Majestät befol- 
^hen , auffgericht vnd bestatt" (v. Harpprecht IV, 2, p. 195). 
Der Kaiser nennt sich : „leur chef souverain aucteur et pro- 
„tecteur. (Lanz, Correspondenz Kaiser Karls V. I (1844) p 82.) 
Das Regiment bezeichnet sich in den Streitigkeiten mit den 
Ständen deutlich und oft sogar sehr stark als Vertreter des 
Kaisers. Z. B. Klüpfel II, 23ö. 

3) Instruction von. Nov. 1522 im Auszug bei Baumgarten, 
n, 1, p. 198-202. 
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wissen. Das Schreiben, mit welchem Karl V. dem Reichs- . 
regimente auf den ihm übersendeten Reichsabschied vom 
Februar 1523 antwortete, ^) lautet durchaus dilatorisch: 
er werde wegen der Wichtigkeit der gefassten Be- 
schlüsse einen Gesandten nach Deutschland senden, der 
mündlich seinen Willen auseinandersetzen werde; man 
solle jedoch die Reichstagsverhandlungen beginnen, wenn 
derselbe zum Termin, dem 13. Juli, noch nicht ange- 
kommen sei. — Indessen ist es doch möglich, die Ab- 
sichten des Kaisers mit einiger Sicherheit zu erschlies- 
sen. Als er 1521 in Deutschland war, hatte er mit 
grossem Nachdruck die Erneuerung des schwäbischen 
Bundes betrieben; er hatte noch im Juli 1521 einzelne 
Städte mit eventueller Achtserklärung bedroht, wenn sie 
dem Bunde nicht wieder beitreten wollten. ^) Im Som- 
mer 1522 wünschte er den Eintritt des Kurfürsten von 
der Pfalz in den schwäbischen Bund.^) Es war die Rück- 
sicht auf die materiellen Mittel des Bundes, welche ihm 
diese auf Erweiterung desselben gerichtete Politik rieth. 
Denn wie er sich in den Verhandlungen mit der Städte- 
botschaft, August 1523, stark durch die Hoflftiung, von 
den Städten Geld für seinen französischen Krieg zu be- 
kommen, bestimmen liess, so versuchte er an der Jah- 
reswende 1523 — 1524, von dem schwäbischen Bunde 
Geldmittel zu demselben Zwecke zu erlangen. ^) Aus 
alledem wird klar , dass zu derselben Zeit , in welcher 
Ferdinand dem Regiment näher stand, der Kaiser selbst 
enteren Anschluss an den Bund suchte. 

Eine Verschiedenheit zwischen der Politik des Kai- 

') Valladolid 3. Juni 1523. Im Auszuge bei Müller. Entd. 
Staatscab. I, p. 203. 

2) Klüpfel n, 202. 210. 

^) Damals machte der Kurfürst , von Ferdinand gedrängt, 
Ausflüchte. Ferdinand an Karl V. 2, Sept. 1522. Wiener Jahrbb. 
Bd 11 i, p. I9ö. 

^) Karl Y. an Ferdinand. 16 Jan. 1524. Lanz I, 82. 



Digitized by LjOOQ IC 



16 

sers und der seines Bruders und Stetthalters war also 
vorbanden. Dies zeigt sich anch deutlich in den Brie- 
fen, wielche Ferdinand während des Jahres 1523 an 
Karl V. richtete. ^) Hier trägt er starke Farben bei der 
Schilderung der Verbreitung der lutherischen Lehre auf; 
von seinen Vermittelungsversuchen zwischen den drei 
Fürsten und Sickingen ist kein Wort gesagt; ja er will 
sogar die ersteren mit 200 Pferden und mehr unter- 
stützt haben. ^) Auch mit dem schwäbischen Bunde habe 
er sich vor dessen fränkischem Zuge verständigt. Kurz, 
er stellt die Dinge so hin, als erblicke er in den Rit- 
tern die ärgsten Feinde des kaiserlichen Ansehens und 
als theile er mit dem schwäbischen Bunde und den drei 
rheinischen Fürsten ein Verdienst, dieselben niederge- 
worfen zu haben. 

Auch auf dem Gebiete der europäischen Politik be- 
merkt man, wenigstens an einer Stelle, Uneinigkeit zwi- 
schen den beiden habsburgischen Brüdern. Seit dem 
Anfang 1523 stand Karl V. in Unterhandlungen, um 
eine italische Defensivliga gegen Frankreich, für welche 



*) Sie sind von Chmel in den bereits citierten Wiener 
Jahrbb. als Nachtrag zu Lanz's Correspondenz Karls V, ediert 
worden. Die historische Benutzung dieser Briefe wird durch 
die Wahrnehmung, dass sie nicht den wahren Sinn Ferdinands 
enthalten, stark erschwert. 

♦) Wiener Jahrbb. Bd 112 p. 21. Ferdinand an Karl V., 
12. Mai 1523: Wegen der Erneuerung des alten Bündnisses 
zwischen Pfalz und Oestreich, und weil die Sickingen'sche 
Sache „sestoit chose mal seante und detestable, je me suis 
„declaire en faveur dudict Conte Palatin et luy ay envoye 
„deux Cents chevaulx et tenoie prest ung bon nombre de 
„pietons pour quant il les demanderoit." Dazu ist aber der 
Bericht Embhards zu vergleichen, der im Anfang Mai vor dem 
Nanstall in Ferdinands Auftrage zum Frieden unterhandelte 
(gedr. TJlmann, Sick. p. 408-410). Embhard musste den Erz- 
herzog beim Kurfürst-Pfalzgraf entschuldigen; er hatte 100 
Pferde wohl versprochen , aber nicht geleistet , wobei freilich 
die Schuld auf einen Lehnsmann geschoben wurde. 
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namentlich der Papst und Venedig gewonnen werden 
mussten. Ferdinand ^) verzögerte durch Geldforderun- 
gen fiir sich den so dringend nothwendigen Abschluss 
mit Venedig um mehrere Mohat'e. iSblion weigerten sich 
die VenetiaAer w^itiet zU Verhandtölh. Endlich sendete 
CT noch seine Vollmacht, und es konnte der Vertrag zu 
Stande kommen (29. Juli). 

Solch selbständiges Auttreten Ferdinands konnte dem 
Kaiser nicht verborgen bleiben ; der Kaiser war keines- 
wei?s damit zufrieden und hatte schon im Juli 1523 ne- 
ben seinem Gesandten Andrea de Burgo noch einen ge- 
wissen Michael Gilles an den Hoif Ferdinands geschickt, ^) 
der diesen und seinen ersten Minister Gabriel Salamanca, 
die Seele der erzherzoglichen Politik, beobachten sollte. 



*) Calendar of letters despatches and state papers relating 
to the negociatipns between England arid Spairi .... Ed. 
Bergenroth. IL (1866) p. 534. 548-551. 554. 570. 573. 

*) Jörg, p. 75, Anm. — Jedenfalls war das Misstrauen 
Karls V. durch die Gesandtschaft Emericourts geweckt wor- 
den ; entschlossen war Karl V. schon im Mai, auf die Wünsche 
seines Bruders betreffend die deutsche Königskrone nicht ein- 
zugehen. Contarini an den feath 31. Mai 15*23 in : Dittrich, 
K«».gesten und Briefe des Kardinals G. Contarini (1881) p. 16. 
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Der Beiclistag zn Nürnberg. 
8t. Margarethen (13. Jali). 

Auf den 13. Juli 1523 war, wie wir gesehen, 
durch den Reichsabschied vom 2. Februar der neue 
Reichstag angesetzt worden. Die Ladung an die Stände 
erging durch ein gedrucktes Mandat des Regiments 
vom 6. März 1523, unterzeichnet vom Statthalter Pfalz- 
grafen Friedrich und Kurfürsten Joachim von Branden- 
burg. ^) Es hielt sich genau an den Reichsabschied. 
Wie dieser fordert es von den Kurfürsten und Fürsten 
nur Beschickung des Reichstages durch endlich bevoll- 
mächtigte Gesandte, von den andern Ständen entweder 
persönliches Kommen oder ebenfalls Beschickung durch 
endgültig instruirte Gesandte. Auch die zur Verhand- 
lung bestimmten Puncte sind dieselben: Achtsexecution, 
grosse gemeinsame Türkenhilfe,*Halsgerichtsordnung und 
Reichszoll. Bemerkenswerth ist, dass von der 
Religionssache kein Wort darin enthalten ist. 
Gleichzeitig mit dem Ausschreiben übersendete das Re- 
giment den Ständen die von dem Reichstage 1522-23 
revidierten Entwürfe der Executionsordnung und der 
allgemeinen Türkenhilfe % damit dieselben vor dem 
Reichstage noch den Landständen vorgelegt werden könn- 
ten. Ueberhaupt war der ganze Reichstag nur ange- 
setzt, um definitive Ratification der lange geplanten und 
durchberathenen Gesetze zu vollziehen; kein neuer Punct 

Dresdner Archiv. Loc. 10181 fol. 80. Ungenauer Auszug 
bei Müller, Entd. Staatscab. I, 200. - Die Stelle des Reichs- 
abschieds 3523, die die Ankündigung des neuen Reichstags 
enthält, steht v. Harpprecht IV, t>, p. 187. 

') Dresdner Archiv. Loc. 10181 fol. 55. (Proposition Ferdi- 
nands vom 15. Jan. 1524. Die Executionsordnung war gedruckt: 
Weller No. 2409. 
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war auf die Tagesordnimg gesetzt; der Reichstag von 
St. Margarethen sollte i:ur den Abschluss des Reichs- 
tags vom Winter 1522—23 bilden. Um so jämmerlicher 
erscheint die Reiclistagsp vodie, welche sich im Juli 
1523 in Nürnberg abspielte. 

Verschiedene Umstände wirkten zusammen sehr un- 
günstig für den Reichstag. Die kaiserliche Bestätigung 
der letzten Reichs tagsbeschlüsse war noch nicht einge- 
troffen; Erzherzog Ferdinand, in seinen Erblanden mit 
grossen Verfassungsänderungen beschäftigt, war nicht 
am Regimente; endlich tobte um Nürnberg der frän- 
kische Krieg des schwäbischen Bundes. So waren denn 
zum Reichstage nur die Gesandten der sechs Kurfürsten 
anwesend ; *) von andern Ständen warrn nur wenige ver- 
treten; Georg von Sachsen 2) war der einzige, der per- 
sönlich gekommen war, — es ist sehr fraglich, ob wegen 
des Reichstages. Die Haltung der Städte war sehr trotzig: 
auf dem Reichstage zu Esslingen, 21. Juni (Sonntag 
nach Vitus), beschlossen sie, ^) weil ihnen die Sendung 
von Abgeordneten mit unbeschränkter Vollmacht unleid- 
lich sei, und weil sie zu den Reichstagen nicht bei Geld- 
strafe, sondern bei der Pflicht ihrer Reichsverwandtschaft 
gefordert werden müssten — den Reichstag nur durcli 
eine Commission von 4 Städten, Köln, Strassburg, Ulm 
und Ueberlingon und zwar mit einer Instruction zu 
besenden. 

Die Bedeutungslosigkeit dos in Rede stohondc n Riiclis- 

^) So sagt, (las Ausschreiben dos nächsten Reichstages. 

2) Nach Spahitins Annalen, Mencke, Scriptores rer. Germ, 
II {iV^c) p. G*2ö kam er am 7 Juli nach Nürnberg. Er hatte 
nach dem Wunsche des Regiments seine Landstände am 17 Juni 
in Leipzig versammelt und von ilmen ein der Türkenhilte 
günstiges Votum erreicht. (Instruction für Pack). 

3) Jacob Fels, Zweyter Beytrag zu der deutschen lieichs- 
tagsgeschichte (1769) p. oU. — Dies Buch, das manches ent- 
hält, was manjetzt wie neu aus Archiven gräbt, scheint voll- 
kommen verschollen zu sein. 

2* 
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tags hat es mit sich gebracht, dass über die einzelnen 
Verhandlungen keine Daten bekannt sind. Die Städte 
gaben ihre, seit 1489 unablässig wiederholte Supplica- 
tion um die volle Reichsstandschaft auch hier ein und 
erklärten sich gegen den Reichszoll wie gegen die ge- 
meine Türkenhilfe. Eine Kommission , wurde zwar dar- 
über eingesetzt; weit kam sie aber nicht. Die Antwort, 
welche den Städten gegeben wurde, ^) weist ihre For- 
derung der Reichsstandschaft im Princip und unter Hin- 
weis auf die geringe Anzahl der am Reichstag Anwe- 
senden ab, sucht den Zoll mit den alten Gründen zu 
rechtfertigen und spricht Verwunderung darüber aus, 
dass die Städte der Türkenhilfe entgegen seien. Einen 
andern Erfolg als diesen werden die Städte kaum erwar- 
tet haben. — - Die drei rheinischen Fürsten traten mit 
einer Beschwerde vor die Stände. Der Ritter Frowin 
von Hütten hatte am Regiment gegen die drei Fürsten 
auf Restitution seines verwüsteten und eingezogenen Be- 
sitzes geklagt, und das Regiment hatte ihm zweimal 
Recht gegeben. Nun riefen die drei Fürsten , da der 
Kaiser nicht in Deutschland sei, den Schutz der Stände 
gegen das ürtheil des Regimentes an und protestierten 
gleichzeitig am Regiment selbst. Sie wurden aber von 
dem Reichstage abgewiesen: es seien nur Botschaften 
und dazu nur von wenigen Ständen anwesend ^) lieber 
die vier im Ausschreiben bezeichneten Puncte , derent- 
wegen der Reichstag überhaupt zusammengerufen war, 
scheinen resfelmässiofe Verhandlungen gar nicht gehalten 
worden zu sein. Das nächste Reichstagsausschreiben 
sagt, die vier Puncte seien unerörtert gelassen worden. 



>) Klüpfel n, 265 269. 

') Ulmann, Sick. p. 396. Fr. RTA (Frankfurter Reichstags- 
acten) Bd. 39. toi. r)4. 79. 80. (Einc;a>>e der drei Fürsten auf dem 
Reichstage 1524j. 
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Ein Koichsabschied wurde gar nicht verfasst: am 18 
August ging der sogenannte Eeiclistag auseinander. ^) 

Die Eesultatlosigkeit dieses Reichstags war für das 
Regiment ein schwerer Schlag. Ein verunglückter 
Reichstag an sich wäre nicht schlimm gewesen; nach 
der Lage der Dinge aber und nach den Entwürfen, die 
vorgelegen hatten, enthielt das Ende des Reichstags 
eine schwere Gefahr für die Portdauer des Regiments. 
Eben dadurch gewinnt er für uns Interesse. Das Re- 
giment war zwar durch den Wormser Reichstag bis zur 
Wiederkunft des Kaisers aufgerichtet, aber die Matri- 
cularbeiträge zu seiner und des Kammergerichts Unter- 
haltung waren durch den Beschluss des ersten Nürn- 
berger Reichstags 1522 nur bis zum 30. September 1523 
bewilligt. ^) Das Regiment war also, wenn gleich recht- 
lich noch existierend, thatsächlich abgethan, sobald als 
der Reichszoll nicht bewilligt wurde, von dessen Er- 
gebnissen das Regiment weiterhin unterhalten werden 
sollte. Und eben dies war jetzt geschehen. Der That- 
sache gegenüber konnte das Regiment nichts anderes 
thun , als darauf hinarbeiten , dass so bald als möglich 
ein neuer Reichstag zusammenträte. Von dem abwe- 
senden Ferdinand angewiesen, suchte das Regiment von 
den Gesandten der Stände die Einberufung eines solchen 
zu erlangen. Diese wiesen aber nicht nur die Forderung 
ab, das Ausschreiben selbst zu formulieren, sondern sie 

*) Seckendorf, Commentarius hist. et apol. de Luther anismo. 
(1694) I, 261. — Bei Häberlin, die allgemeine Welthistorie X, 
(1772) p. 539 und v. Bacholtz, Gesch. der Regierung Ferdi- 
nands I. (1831) II, p. 37 liest man, dass die in der Neuen 
Sammlung der Reichsabschiede 11 (1747) p. 277 gedruckte 
Kammergerichtsordnung auf diesem Reichstage publiciert wor- 
den sei. Den Beweis dafür muss man noch von v. Harpprecht 
fordern, der die Behauptung aufstellt (IV, 2, p. 45). In den 
von ihm citierten "Werken ist nichts davon gesagt. 

*) Abschied des Nürnberger Abschiedes 1522 gedruckt in: 
Neue Samml. der Reichsabschiede 11 (1747) p. 246. 
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weigerten sich auch, das Concept des Regiments gut zu 
heissen und wollten in dem Ausschreiben gar nicht 
erwähnt werden. ^) So ging denn auch diese Hoffnung 
des Regimentes noch zu Grunde. 

Die Aussichten des Regimentes waren nach dem 
Reichstage von St. Margarethen die denkbar schlechte- 
sten. Die Symptome der ihm feindlichen Stimmung der 
Stände mehrten sich. Es war immerhin kein gutes Zei- 
chen, dass die Ständegesandten die Beschwerde der 
drei rheinischen Fürsten nicht im Principe abgewiesen 
hatten. Noch ein anderer Fall konnte dem Regiment 
nur peinlich sein. In einer Competenzstreitigkeit zwi- 
schen dem Kammergericht und dem Münchner Landge- 
richte hatten sich die bairischen Herzöge zu Gunsten 
des letzteren an das Regiment gewendet und, als sie 
keinen Erfolg damit hatten, das Kammergericht recu. 
siert und an den Kaiser selbst appelliert. ^) 



*) So Müller, Entd. Staatscab. I, 202 „nach einer vom Re- 
giment anstatt eines Abschiedes gefertigten Registratur." 

2) V. Harpprecht V p. 51 (1767). Fr. RTA B9, fol. 182. 183- 
Eingabe der Herzöge v. Baiern auf dem Reichstage 1524). 
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Das Ausschreiben des Reichstags für 
Martini 1523- 

Die Stellung des Regimentes nach aussen war im 
Sommer 1523 zweifellos eine kritische; aber auch in 
seinem Innern sah es nicht eben tröstlich aus. Von 
einer geordneten, dem Gesetze gemässen Besetzung 
konnte seit langer Zeit keine Rede mehr sein. Eini- 
germassen diesem üebelstande abzuhelfen, hatte die kai- 
serliche Declaration vom November 1622 gesucht; aber 
es war doch nur eine Behauptung des Regiments, dass 
sie Gesetzeskraft habe. Wenn das Regiment der De- 
claration zufolge mit 10 Personen besetzt, verhandelte^ 
so mochten sich dies wohl die dem Regiment günstigen 
Stände gefallen lassen, die Opposition erkannte dies 
einfach nicht an. Das Regiment konnte sich, als auf 
dem Reichstag von 1524 Beschwerden gegen seine Amts- 
handlungen während des Jahres 1523 erhoben wurden, 
gegen den Vorwurf, nicht genügend besetzt gewesen zu 
sein, nur auf die Declaration berufen: ^) es gab damit 
zu, nicht nach der Regimentsordnung von 1521 besetzt 
gewesen zu sein. Kurfürst Joachim von Brandenburg 
war der letzte Kurfürst gewesen, der persönlich am 
Regiment gesessen. Dass Kurmainz, welches das zweite 
Vierteljahr 1523 persönlich am Regiment hätte anwe- 
send sein sollen, sich durch den Deutschmeister Al- 
brecht von Preussen vertreten Hess, ^) war auch nur nach 
der Declaration zu vertheidigen. ^) Eine Unregelmässig- 



1) Fr. RTA. 39 fol. 81-83. 86. 124. 141. 166. 167. (aus den 
auf dem Reichstag 1524 zwischen den klagenden Ständen und 
dem Regiment gewechselten Schriften. 

«) V. Bucholtz n, 118. 

^) Vergleiche den § 28 der Wormser Regimentsordnung 
(Neue Samml. d. RA. II, p. 175) mit dem dritten Puncte der 
Declaration. 
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keit war es auch, was die Beschwerde des Adels ir)23 
moniert, dass Pfalzgraf Friedrich am Regiment blieb 
und mitstirnrntjö, ^ptzieJa dass Ferdjuand selbst anwe- 
send war. ^) 

So war es bis zum Sommer r^23 gegangen; es wurde 
in dem Vierteljahre Juli bis September 15-^3 nicht an- 
ders. Mögen etwa 10 bis 14 Personen aw RQgment 
gewesen sein, es fehlten gerade die wichtigsten. Dem 
Wormser Reichsabschied 1521 gemäss trq.f die Pflicht 
der persönlichen Anwesenheit am Regiment damals den 
Kurfürsten von der Pfalz, den Herzog Georg yon Sach- 
sen und den Bischof von Bamberg. Nur Herzog Georg 
kam wirklich, aber gleich am Tage meiner Apkunft trug 
^ dem Regimente vor, ^) dass er keineswjegs gesonnen 
$ei, seine Session einzunehmen, w^jm die andern Für- 
sten nicht kämen. Wirklich trat er nicht in das Regi- 
ment ein und zog vor dem 17. JpJi mit dem Statthalter 
Pfalzgrafen Friedrich von Nürnberg f<>rt. ^) 3ie wa^e^ 
die beiden einzigen Fürsten, ujid der Rj^jichstag ver- 
sammelte sich gerade! .Georg kam spätjar n?tch Nür^- 
berg zurück, nahm seinen PUtz im Regimjenjt ein und 



*) Burgernieister , Codex diplomatipus eq,uestris I (1727) 
p. 1402 (unter dem 0. Punct, der die Beschwerden des Adels 
geg;en das Regiment enthält.) — Meine Darstellung der Be- 
setzung des Regiments ist a^ller^ings nacji gegnerischen Be- 
8oh,^.ß;Fde;n gegel?e^. Ab^r ^ie des Adels ist gegen das Regi- 
Dc^e^t ^0 mild, dass 8i,ß ka^un übertreibt,, und aus den Beschwerden 
der drei Fürsten habe ich n\ir das entnommen, was das Regi- 
ment selbst anerkennen musste. In diesen wird auch, uncon- 
trollierbar für uns, behauptet, die Regimentsräthe seien z. Th. 
nicht de^ S,tg,nden präsentiert worden, es seien weniger als 
1^ gewesen, es hätten einige unberechtigter Weise darin ge- 
sessen u. s. w. 

») Müller, Entd. Staatscab. I, 208 nach einem Briefe Pla- 
nitzs, den auch Sj)alatin Amial. (Jtfeiicke 11, 628) benutzt. 

') ^örg p. ^17. — Ob der Einzug des B^undes in Nürnberg 
die Ursache der Entfernung beider Fürsten war? 



Digitized by LjOOQ IC 



25 

bUeb bis zum 16. September. ^) Zu derselben Zeit aber 
erklärte der Statthalter Pfalzgraf Friedrich, nicht län- 
ger als einen Monat nach Michaelis Statthalter und nicht 
einmal bis dahin persönlich am Regimente bleiben zu 
wollen. Die grossen Kosten, welche ihm seine Statt- 
halterschaft machte und die ihm von kaiserlicher Seite 
höchst unvollkommen ersetzt wurden, mehr aber wohl 
d|e Zwistigkeiten zwischen seinem Bruder, dem Kur- 
lürsten, und dem Regimente mochten ihn zu dem Schritte 
bestimmen, der für das Regiment eine neue Quelle von 
Tünannehmlichkeiten eröfifhete. Da er sich von seinem 
yorsatze durch kein Bitten und Drängen, abwendig ma- 
chen Hess, ^) entstand im Regiment die Frage, wer die 
Leitung in der Abwesenheit Friedrichs übernehmen solle. 
Erzherzog Ferdinand war noch immer in seinen Erb- 
ianden beschäftigt. Graf Johann v. Hundsrück, auch 
ein Pfälzer, sollte Friedrichs Vertreter werden, aber 
er war nicht in Nürnberg. Bis er ankomme, sollte 
Georg von Sachsen den Statthalter vertreten; dieser 
aber lehnte ab, und so wurde Johann Freiherr von 
Schwarzenber^, als der Gesandte Bambergs, interimi- 
stischer Statthalter- Verweser. ^) Man kann sich ausma- 
len, wie solche innere I^erfahrenheit die Thätigkeit des 
Regiments hindern musste. 



*) Förstemann, Neues Urkundenbuch zur Gesch. der evan- 
geliscten ^irchenreformation. I (1842) p. 114. 

») Ferdinand an Karl V. 18. Dec. 1528. Wiener Jahrbb- 
Bd 112 p. 31: quant au conte jPalatin je voua avise que nulle 
priere ny requeste de par vous, de par madite dame et tante 
ny de par moy na peu aider a le tenir a la liieutenandise de 
Lempire. 

^) V. Seckendorf, Comm. I p. 261. Müller/Entd. Staatscab. 
I, 209. Die Statthalterschaft Schwarzenbergs^'-imuss etwa in 
deia August fällen,' da am 6. September Johann Iv. Hundrück 
am Regimente ist. Dem scheint allerdings ein Brief ^Planitz'^j 
Förstediann p. 115, zu widersprechen. ^ '' 
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Die nächste Aufgabe des Regiments war, wie wir 
bereits bemerkt haben, die, möglichst bald einen Reichs- 
tag oder wenigstens die den Ausschlag gebenden Für- 
sten zusammenzubringen. Zunächst fragte das Regiment 
bei dem Erzherzog an, wessen es sich vom nächsten 
Michaelis ab zu gewärtigen hätte. ^) Ferdinand vertrö- 
stete es: er werde es zusammenbehalten, er werde die 
Mittel zur Unterhaltung stellen. So blieb das Regiment 
beisammen. — Nach § 12 der Wormser Regimentsord- 
nung hatte es die Befugnis, in besonders drängenden 
Fällen, wenn der Zusammentritt eines Reichstages zu 
viel Zeit kosten würde , nur mit den sechs Kurfürsten 
und den zwölf zum abwechselnden persönlichen Sitzen 
am Regiment bestimmten Fürsten zu berathen. Einen 
solchen Fürstenrath berief das Regiment auf den 1. Sep- 
tember 1523; es forderte persönliches Erscheinen und 
setzte Berathung über die Türkengefahr und über die 
Unterhaltung des Regiments und Kammergerichts als 
neue Puncte neben den vier auf dem letzten Reichs- 
tage unerledigt gebliebenen an. Aber kein einziger der 
geladenen Fürsten erschien. Es blieb dem Regiment 
nichts anderes übrig, als einen Reichstag aus eigener 
Initiative auszuschreiben. ^) Das Ausschreiben, vom 
5. Sept. 1523 datiert, trägt am Kopfe Namen und Titel 
des Kaisers; als Einberufer des Reichstags sind aber 
Statthalter und Regiment genannt; unterschrieben ist 
es von Statthalter Pfalzgraf Friedrich und Pfalzgraf 
Johann von Hundsrück; letzterer ist damals Vertreter 
des Kurfürsten Ludwig bei Rhein. Es fordert persön- 
liches Erscheinen in Nürnberg zum 11. November (Mar- 
tini) 1523, nicht bei Strafe, sondern bei den Pflichten 
der Reichsangehörigkeit. Als Gegenstände des Reichs- 



') Fr. BTA 39 fol. 300 (Eingabe des Regts an Ferdinand 
vom 3. April 1524). 

•) Das Ausschreiben ist gedruckt: v. Harpprecht IV, 2, 
p. 196 = Dresd. Arch. Loc. 10181 fol. 93. 
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tages nennt es die für den Fürstentag in Aussicht ge- 
nommenen Puncte, behält aber weiteres der Proposition 
vor. ^) Wiederum ist in dem Ausschreiben die Religions- 
frage mit keinem Worte erwähnt; wie aus einem Pla- 
nitz'schen Briefe hervorgeht, geschah dies mit vollem 
Bedacht. ^) 

Mit dem Ausschreiben dieses Reichstags wich das 
Regiment von der Verfassung ab. Weder die Regiments- 
ordnung noch der Abschied von 1521, noch die kaiser- 
liche Declaration gab ihm die Befagnis, einen Reichs- 
tag zu berufen. Das war dem Regiment selbst am 
allerwenigsten verborgen. Es entstanden ernstliche 
Bedenken darüber;^) man hielt es für nothwendig, Ent- 
schuldigungsbriefe den Ausschreiben an die Kur- und 
an einige andere Fürsten beizulegen. *) Auch sind die 
Unterzeichnungen bedenklich unregelmässig. Der Statt- 
halter Friedrich scheint gar nicht anwesend gewesen 
zu sein; seine eigenhändige Unterschrift wird durch 
einen Stempeldruck, der übrigens für voll gilt, vertre- 
ten. Pfalzgraf Johann hat zwar eigenhändig unterschrie- 
ben, aber dass Kurfürst Ludwig, der die Declaration 
nicht anerkannte, einen Vertreter seiner Person am 
Regiment gehabt haben sollte, was nur durch die De- 
claration gestattet war, ist höchst zweifelhaft. 

Das Regiment, welches in Reichsangelegenheiten 
bisher mehr die ausführende Commission der Stände - 
Versammlung selbst gewesen war, stellte sich mit die- 
sem selbständigen Ausschreiben den Ständen entgegen 
und trat in den Dienst Ferdinands, ^) der um jeden 



^) 1. c. p. 198: „auch sunst in allen andern des Reichs ehe- 
„haften Obliegen vnd Nothdürften, so auf solchem Reichstag 
„ferrer angezeigt werden sollen." 
» ) Ranke 11» p. 69. Anm. 

3) Müller, Entd. Staatscab. I, 212. 

*) 1. c. p. 211. 

») 1. c. p. 202. 212. 
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Preis den nächsten Reichstag in kurzer Zeit haben 
wollte; "ohne 'iFerdinaiid würde das Regiment kaum so 
gehandelt haben. 

Durch des" Erzherzogs Eingreifen hat das Regiment 
die Krisis überstanden, aber niemand kann in dem Re- 
^imente, wie es vom October 1523 ab bestand, die alte 
Ständevertretung wiedererkennen. Es konnte zeit- 
weise nicht einmal die zehn Räthe, die von der Decla- 
ration gefordert wurden, aufbringen. Keiner von den 
drei Fürsten, welche persönlich anwesend sein sollten, 
ist je erschienen, — es waren Trier, Wtirzburg und 
Wilhelm von Baiern an der Reihe. Ein Bericht Pla- 
nitz's vom 'ÖO. Öctober ^) zählt den Persohenbestand des 
Regiments auf. Die Grafen , Prälaten und Städte ^) 
waren überhaupt nicht vertreten. Der Kanzler von 
^rier kam zwar , ging aber nach wenigen Tagen wie- 
der fort. Ein gewisser Otto Hundt war auf 14 Tage 
beurlaubt, wai^ aber am 24. November noch nicht wie- 
der da. ^) So waren denn damals am Regiment ausser 
Johann v. Hundsrück nur acht Personen: Planitz, Chri- 
stoph von Taubenhain, der Gesandte Brandenburgs, Jo- 
hann V. Schwarzenberg, ^) Joachim Marschalk, der Propst 

*) Förstemann p. 119. Vergl. auch Lanz I, 103 (Hannart an 
Karl V. 14. März 1524): „Les archevesque de Tresues, conte 
„palatin et Hessen ont desauant le saint michiel revoquie et 
„rappelle leurs gens quilz auoient audict regiment." 

*) im letzten Quartal hatte wenigstens noch Frankfurt 
einen Vertreter, Philipp v. Fürstenberg, am Regiment. Fr. 
BTA. ä7, fol. 4S/ 

3) RankelP p. 92. 

*) Er war Hofmeister von Bamberg. In welcher Eigen- 
schaft er, Marschalk, Obersteiner und Krauss am Regiment 
Sassen, kanii'ich nicht angeben. Schwarzenberg und Planitz 
hielten eng zusä-mmen; s. Förstemann p. 119. Schwarzenberg 
war eifriger Lutheraner, s. de Wette, T)r. M. Luthers Briefe, 
Sendschreiben und Bedenken II (1826) p. 248. 581. - Der Propst 
von Wien und Wolf stein werden nocli in' dem genannten 
Schreiben Planitz's als erzherzogliche Räthe bezeichnet. 
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von Wien , Dr. Paul Obersteiner , Älbrecht von Wolf- 
stein und Johann Krauss. Der Cliaracter dieses Frag- 
mentes von Regiment lässt sich unschwer erkennen. 
Sechs von den anwesenden neun Personen gehörten nach- 
weislich der Partei Brandenburg-Sachsen-Erzherzog an. 
Das Regiment trägt allerdings jetzt vollkommen den Chä- 
racter eines Organs dieser Partei und bot namentlich dem 
Erzherzog in dieser Gestalt günstige Aussichten. Freilich 
waren einige bedeutsame Mitglieder notorisch lutherisch 
gesinnt, aber Ferdinand konnte darüber hinwegsehen, 
denn gegen seinen Willen direct für die neue Lehre 
einzutreten, dazu fehlte dem Regimente jede Selbstän- 
digkeit. Die Existenz des Regimentes hing ja, man 
kann sagen von Monat zu Monat , von ihm ab. Aber 
auch sonst stand das Regiment seinen Forderungen 
günstig. Was Ferdinand von dem früheren Statthalter 
Pfalzgraf Friedrich auf die Dauer nicht hatte eiTeichen 
können, ^) gab der neue, Pfalzgraf Johann, zu: er war 
der ,.Statthalter in der Abwesenheit Ferdinands" und 
nannte sich oföciell „Statthalteramtsverweser." ^) Das 
Regiment war ferner durch seinen heruntergekommenen 
Zustand gezwungen, die Gültigkeit der kaiserlichen De- 
claration zu verfechten ; nur ein Schritt von da war es, 
im Principe die Berechtigung des Kaisers, selbständig 
Verordnungen zu erlassen, vor den Ständen zu verthei- 
digen. Es ist bezeichnend, dass das Einschreiten Sa- 
lamancas genügte, um einen von dem Regiment und 
Kammergericht gegen Regensburg wegen säumiger Zah- 
lungen eröffneten Process niederzuschlagen. ^) 



') Müller, Entd. Staatscab. I, 190. — Vom Juli bis Septem- 
ber 1522 unterzeichnete auch Friedrich als locumtenens in 
absentia Ferdinandi (2 Erlasse: Fr. RTA. 36. fol. 30 und 38- 
fol. 87). Vorher und nachher als locumtenens Caes. Maj. 

') Müller, Entd. Staatscab. I, 210. Fr. RTA. 37. fol. 40. 
Förstemann p. 128. 

3) December 1523 Jörg p. 17-19. 
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Noch gingen vereinzelte Zahlungen rückständiger 
Summen zur Unterhaltung des Regiments und Kammer- 
gerichts ein. Noch im Januar 1524 lagen in Frank- 
flirt davon 1100 Gulden. Dass aber ein Stand über 
Michaelis hinaus gezahlt hätte, davon hört man nichts; 
höchstens dass Kurfiirst Friedrich seinen Abgeordneten 
Planitz anwies , nicht laut auf die Zahlung rückständi- 
gen Soldes zu dringen. ^) 

Das Regiment vegetierte weiter. Was mochte die 
Opposition von ihm halten, wenn sein Gönner Friedrich 
von Sachsen Bedenken trug, sich von ihm einen Geleits- 
brief ausstellen zu lassen, da es nur bis Michaelis 1 523 
von den Ständen bewilligt sei. *) 



') Förstemann p. Iv6. 
2) 1. c. p. 134. 
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Zusammenkommeii der Stände. 
Eröffnung des Reichstags. 

Die erste Gesandtschaft, welche in der Stadt des 
zukünftigen Reichstags einritt, war eine englische. *) 
Die kampflustigen Lutheraner im Regimente misstrau- 
ten: Edward Lee befand sich darunter, vielleicht war 
sie gekommen, um gegen Luther zu arbeiten. Schwar- 
zenberg Hess durch den Propst von Wien dem Lee 
einige Fragen vorlegen; antwortete er und brachte er 
Luther ins Spiel, so sollte Osiander, der Prediger an 
der Lorenzkirche , andere Artikel dem entgegenstellen. 
Aber Lee wies die angebotene Disputation ab. Wirk- 
lich war die Gesandtschaft an den Erzherzog persön- 
lich beauftragt, um ihm den Hosenbandorden zu bringen. 

Die englische Gesandtschaft legte sich den Erzher- 
zog erwartend zu Nürnberg ins Quartier. Dann ver- 
gingen Wochen, es ging auch der für den Anfang des 
Reichstags festgesetzte 11. November vorbei, ohne dass 
jemand zum Reichstag gekommen wäre. Endlich am 
16. November kam als erster Johann v. Pack, der Ge- 
sandte Georgs von Sachsen. ^) Dieser hatte seine Reichs- 



^) Am 19. October. Förstemann p. 121. 124. - Die im Fol- 
genden gegebenen Nachrichten über das Eintreffen der einzel- 
nen Fürsten sind theils aus einem Notizenzettel Packs, Dres- 
dener Archiv. Loc J0182 Bd: Reichstag zu Nürnberg 1524. 
Ibl. 61- 67, theils aus Spalatins Annalen (Mencke ü, 032. Spa- 
latin war in Begleitung des Kurfürsten mit in Nürnberg) 
theils aus v. Soden, Beiträge zur Gesch. der Reformation (18ö5) 
p. 1G7 entnommen. - 

^) Seine Instruction, Dat. o. Nov. 1523 im Dresdener Archiv 
Loc. 10181 f. 105. Ihr Hauptinhalt ist: Entschuldigung des 
Ausbleibens des Herzogs, dessen Anwesenheit auf Reichstagen 
seiner Sessionsansprüche wegen mehr schadet als nützt. Betr. 
Execution ist Georg mit dem letzten Reichsabschied zufrie- 
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pflichten genau erflillt: die grosse Türkenhilfe hatte ei- 
von seinen Landständen bewilligen lassen ; er gab sei- 
nem Gesandten neben feiner genau dem Ausschreiben 
folgenden Instruction auch einen Entwurf zur Verbes- 
serung der Reichsexeciition ^) mit und wollte^ dass Pack 
pühctlich zum angesetzten Tage zur Stelle sei. Am 
17. November präsentierte Pack seine Vollmächt am 
Regimente; dies nahm sie jedoch nicht an und wies Pack 
damit an den anwesenden Secretair des Kurerzkanzlers. 
Das Regiment war vorsichtig, es mischte sich nicht in 
die Reichstagsangelegenheiten ; es nahm auch Bedenken, 
welche Pack ihm überreichen wollte, nicht an, sondern 
meinte, dieselben seien besser in den Ständeverhänd- 
lungen, vorzubringen. Seine Bitte aber, wieder abreisen 
zu dürfen , schlug das Regiment ab. ^) — Am 23. No- 



den, d. ii. er will Berathungen darüber. Die grosse Türken- 
hilfe ist von seinen Landständen bewilligt. Die Aufrichtung 
der neuen Halsgerichtsordnung lässt er sich gefallen, wenn er 
auch in seinem Lande keinen Mangel bemerkt habe. Der Zoll 
ist zur Aufrechthaltung des Regiments und Kammergerichts 
und damit des allgemeinen Landfriedens nothwendig; die Städte 
sollen entweder andere Mittel angeben, die berathen werden 
sollen oder gezwungen werden, in den Reichszoll zu willigen. 
Das Regiment aufrecht zu halten ist unter allen Umständen 
das beste; ist es nicht möglich, dies zu erlangen, so sollen die 
Vicapate in Kraft treten. Der Kaiser soll durch eine Gesandt- 
schaft gebeten werden, nach Deutschland zu kommen, „domit 
„also dass schiff nicht ane eynen patron sey." Ständebeschlüsse 
wird Georg nicht anfechten; kämen die Stände aber nicht zur 
Einigkeit, so soll die Entscheidung unmittelbar dem Kaiser 
gegeben werden. . 

') Dresdener Archiv. Loc. 10181 fol. 103. 

*) Dresdener Archiv. Loc. 10182 fol. 45. Pack an Georg. 
24. Nov. 1523. Die Schilderung des Regiments, die Pack bei 
dieser Gelegenheit giebt, leidet an innerer XJnwahrscheinlich- 
keit. Er meint, das Regiment wolle auf dem Reichstage von 
Luther handeln, nachdem „seine Partei" zusammengekommen 
und der Erzherzog wieder fort sei; es habe die dem Plane 
feindlichen Räthe schon „ausgebissen." Das Regiment soÜto 
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vember kam sodaAn der Gesandte der bairisclien Her- 
zöge, Herr v. Lutter; am 28. November ritt der Kur- 
fürst von Sachsen mit 50 Mann Gefolge ein; am 29. 
kam Erzherzog Ferdinand mit Philipp von Baiern und 
dem Bischof von Trient. Am 4. December folgte ihm 
Salamanca. Die kurbrandenburgische Gesandtschaft ist 
ebenfalls in den ersten Tagen desDecembers eingetrof- 
fen. Es war, als* am 12. December der preussische Hoch- 
meister Albrecht und Kasimir von Brandenburg ange- 
kommen waren, um die Mitte des Decemhers im gros- 
sen und ganzen die dem Regimente günstige Partei 
zusammen. Dies hatte sich auch Ferdinand und das 
Regiment eifrig angelegen sein lassen; namentlich war 
Friedrich von Sachsen von beiden Seiten unablässig er- 
mahnt und gebeten worden, doch ja persönlich zum 
Reichstage zu erscheinen. ^) Solche Anstrengungen wa- 
ren aber auch nöthig; von den Fürsten der Opposition 
war nicht zu erwarten, dass sie das Zustandekommen 
eines Reichstages fördern würden , der bestimmt war, 
dem Regiment wieder neue Mittel zuzuführen. Jetzt 
mussten sie kommen, schon aus Besorgnis, dass die Be- 
schlüsse zu ungünstig ausfielen. Am 16. December kam 
der Bischof von Würzburg, am 21. December laugte der 
frühere Statthalter Friedrich von der Pfalz an; am 
8. Januar 1524 erschien Pfalzgraf Kurfürst Ludwig, 
am 16. Januar trafen die Herzöge Ludwig und Wil- 
helm von Baiern ein. Noch später kamen der Erzbi- 
schof von Trier un^ die Gesandten Kurkölns. 

Nur unbedeutende Verhandlungen sind aus der Zeit 
zu verzeichnen , während welcher die Fürsten und die 
Gesandten die Eröffnung des Reichstages erwarteten- 
Im November entstand das Gerücht, der schwäbische 



Mitglieder weggeschoben haben, wo es froh sein musste, wenn 
Jemand das Risico übernahm, schliesslich unbezahlt einem In- 
stitute ohne Ansehn seine Kraft zu widmen!? 
*) Förstemann p. 117. 118. 121. 123. 128. 
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Bund wolle gegen Kursachsen ziehen, wo Thomas von 
Absberg Unterkunft gefunden habe. Es war eben ein 
Gerücht, welches das gespannte Verhältnis des Bundes 
zu der Eegimentspartei characterisiert. Ernster war 
es schon, wenn Markgraf Kasimir seine Einigungsver- 
wandten, so Georg von Sachsen, zur Hilfe gegen Ueber- 
griffe Nürnbergs aufrief Georg verhielt sich aber dem 
gewaltthätigen Plane gegenüber sehr reserviert, und so 
vorzogen sich die Wolken ^) — Kurfiirst Friedrich liess 
schon am 1. December durch seine Eäthe am Eegiment 
vortragen, er gedenke wieder aufeubrechen, da zu we- 
nige Stände zusammengekommen seien. Das Regiment, 
Planitz war der Sprecher, bat, er möge bleiben; jedoch 
der Kurfürst beharrte zunächst auf seiner Anzeige. Erst 
nachdem am Vormittage des 2. Decembers eine beson- 
dere Gesandtschaft des Regimentes ihn nochmals gebe- 
ten hatte, willigte er ein: er würde „sich stellen," als 
wollte er den Reichstag erwarten ; die Abmachung sollte 
aber geheim gehalten werden. ^) Was der Kurfürst mit 
diesen Verhandlungen bezweckte, ist nicht völlig klar. 
Bezweifelte er ernstlich das Zustandekommen des Reichs- 
tages, oder wollte er nur dem Erzherzog die Wichtig- 
keit seiner Anwesenheit vor Augen stellen? — Die 
kurbrandenburgische Gesandtschaft lag mit der pommer- 
schen in Streit um die Belehnung; beide Parteien such- 
ten Herzog Georgs Unterstützung. ^) Pack unterhan- 
delte am erzherzoglichen Hofe um die Zahlung einer zu 
Weihnacht fälligen Rate der seinem Herrn vom Kaiser 



') Förstemann p. 127. 131 Aufforderungsschreiben Kasimirs 
an Georg 27. Nov. 1523: Dresd. Archiv. Loc. 10181 f. 123. 124. 
Ablehnende Antwort, durch Pack gegeben: 1. c. fol. 132 (19. De- 
cember). 

') Förstemann p. 136—140. — Das p. 140 gedruckte Acten- 
stück ist zeitlich vor das p. 139 befindliche zu setzen. 

>) Dresd. Arch. Loc. 10182 fol. 10. 61—67. 
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verliehenen Pensionen. Ferdinand kam dadurch in Be- 
drängnis; schliesslich schied man doch ohne Eesultat. ^) 
Daneben legte er im Auftrage seines Herrn dem Erz- 
herzog luther'sche Bücher vor und drängte um Mass- 
regeln gegen die Lutheraner. ^) Dazwischen fiel die feier- 
liche Einkleidung Ferdinands zum Ritter des Hosen- 
bandordens , die am 8. December zu St. Sebald vollzo- 
gen wurde. ^) 

Allmählich wurde die brennende Frage, ob Reichs- 
zoll und Regiment, oder ob nicht, spruchreif. Die Städte- 
gesandtschaft war aus Spanien wieder zurück; Scheurl, 
der Anwalt derselben, war am 12. December wieder in 
seiner Vaterstadt. ^) Auch ein kaiserlicher Bevollmäch- 
tigter, Jean Hannart Vicomte de Lombeke, war unter- 
wegs auf der Reise nach Deutschland. Am 22. Decem- 
ber war er in Mecheln, ohne noch den Ort der Reichs- 
versammlung zu kennen. ^) 

Die Anwesenheit des kaiserlichen Bevollmächtigten 
war dringend nothwendig zur Eröffnung des Reichstages: 
Ferdinand selbst kannte den Willen seines Bruders 
nicht. Auf der andern Seite drängten aber auch die 
Verhältnisse in Nürnberg zur Eröffnung der Versamm- 
lung. Ferdinand hatte hier, unter den Augen der Stände, 
die erst darüber beschliessen sollten, das Regiment beim. 
Jahreswechsel wiederum auf eigene Faust forterhalten, 
und dabei war noch der Kurfürst von Sachsen in seinem 
unfruchtbaren Rechtssinn unter keinen Umständen zu 



1) Dresd. Loc. l(J181 fol. 1£9. Loc. 10182 fol. TS ff. Die Ver- 
handlungen dauerten vom 1. December bis zum 17. Januar. 

2) Dresd. Archiv. Loc. 10182 fol. 7. 

^) Letters and papers foreign and domestic of the reign of 
Henry VIII. arr. et catal. by J. S. Brewerlll, 2 ()bli<) p. iöul. 
l5U2. 

*) Dresdener Archiv. Loc. 10181 fol. 129. 

*) Brewer III, 2, p. 1516. Auf der Weiterreise wurde er 
noch durch Ueberschwemmungen aufgehalten, Lanz I, 98. 
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bewegen gewesen, die Quartalsession, die auf ihn traf, 
anzunehmen. ^) Die Stände wurden schwierig ; einzelne 
sassen schon wochenlang den Reichstag erwartend in 
Nürnberg; sie drohten mit Abreise. So entschloss sich 
denn Ferdinand, da Hannart noch immer nicht erschien, 
die EeichstagserölFnung ohne ihn vorzunehmen. 

Am 14. Januar fand die erste Sitzung statt. Es 
wurden die Formalitäten der Eröffnung erledigt; die 
Gesandten der Fürsten präsentierten ihre Vollmachten 
und entschuldigten ihre Herren. ^) Dann ging man 7ur 
Messe, welche in der Sebalduskirche abgehalten wurde. 
Am 15. Januar begannen die eigentlichen Verhandlun- 
gen mit der Uebergabe der Proposition des Statthalters 
Ferdinand und des Regimentes an die Stände. ^) Statt- 
halter und Regiment danken den Anwesenden für ihr 
Erscheinen und bedauern, dass nur so wenige ge- 
kommen seien. Als den ersten und Hauptpunct „dar- 
„auf alle andere Ordnung, Vornehmen und Polizei als 
„Fundament gesetzt werden muss" wird die Aufrichtung 
einer festen Ordnung über das Bestehen des Regiments 
hingestellt. Darüber, wie Statthalter und Regiment 
sich dies denken, ob etwa dazu der Reichszoll verwen- 
det werden soll u. s. w. ist nichts gesagt; es heisstnur, 
der Zoll sei auf dem letzten Reichstage von allen Stän- 
den, mit Ausnahme der Städte, „bis auf kais. Maj. Ver- 



') Pack an Georg, ca 24. Jan. 1524. Dresdn. Archiv. Loc. 
10162 fol. 57. 

2) Dresdener Archiv. Loc. 10181 fol. 356. 

') Die Proposition ist in unvollständigem (Türkenhilfe und 
Münze fehlen) und an einigen Stellen unklarem Excerpt ge- 
druckt bei V. Harpprecht IV, 2, p. 200. Das Excerpt bei 
V. Bucholtz II, 39—41 scheint nach einem Entwurf, jedenfalls 
nicht nach der übergebenen Proposition gemacht. Die An- 
gaben bei May, der Kurfürst -Kardinal und Erzbischof Alb- 
recht 11. von Mainz und Magdeburg I (1865) p. öG8 sind voll- 
kommen falsch. Ich gebe die Proposition nach Dresdener Archiv- 
Loc. 10181 fol. 53 ff. 
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williguTig beschlossen" worden. Was die Reichsexecu- 
tion und die Türkenliilfe anlangt, so werden die Ent- 
würfe, welche im Frühjahr 1523 den Ständen mit dem 
Ausschreiben des Reichstages von St. Margarethen über- 
sendet worden waren, vorgelegt, ebenso ein vom Regi- 
ment nach Berathungen des Wormser Reichstags über- 
arbeitetes Luxusgesetz. ^) Jene Taxe , welche das Regi- 
ment zufolge dem Reichsbeschluss im vorigen Jahre für 
den Verkauf von Specereien aufsetzen sollte, wird eben- 
falls den Ständen übergeben; das Regiment hatte noch 
ein übriges gethan : es hatte die Wollenstoffe mit in die 
Bearbeitung der Taxe hineingezogen und ein allgemei- 
nes Mass- und Gewichtssystem für das ganze deutsche 
Reich ausgearbeitet. Ferner zeigte die Proposition den 
Ständen an, dass die Processe gegen die Monopolierer 
bereits vor dem Regiment anhängig gemacht, aber noch 
nicht verhandelt worden seien; ebenso seien einige Stände 
wegen zu geringer Münze vor das Regiment geladen. 
Berathungen über Aufbesserung der schlechten Münz- 
verhältnisse, wie auch über eine neue Kammergerichts- 
ordnung und die Zusammenfassung der vorhandenen 
Landfrieden in ein Gesetz werden von den Ständen ge- 
wünscht; endlich trägt die Proposition an, der Reichs- 
tag solle über diejenigen Stände beschliessen, die ihren 
Anschlag zu den Reichssteuern als zu gross bezeichneten. 
Der ausdrücklichen Erwähnung werth ist der Um- 
stand, dass in der Proposition des Statthalters 
und Regiments die religiöse Frage mit keinem 



^) V. Bucholtz II, 41 Anm. sagt, dasselbe sei von einem 
Ausschusse während des Reichstags entworfen worden ; es wurde 
aber mit der Proposition zugleich als Anlage B von Statthalter 
und Regiment den Ständen übergeben. Der „kleine Ausschuss" 
der darin erwähnt wird, hatte auf dem Wormser Reichstage 
1521 getagt. Die Kapitelüberschriften , die v. Bucholtz mit- 
theilt, stimmen nicht mit denen des Exemplars im Dresdener 
Archiv. 
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Worte berührt, geschweige denn ofien erwähnt wird. 
Aber auch sonst ist die Haltung der Proposition eine 
vorsichtige und unbestimmte; ^) einzig und allein in 
jenem Zusätze zu der Specereiverkaufetaxe zeigt sich 
Iniative. Die Stellung des Regimentes liess keine Prä- 
tensionen zu , und der Wille des Kaisers war nicht 
bekannt. 

Eben deshalb und weil noch keineswegs auch nur 
die tonangebenden Stände alle zusammen waren, konnte 
der Reichstag keinem .der Puncte in der Proposition 
näher treten. Aber selbst, wenn diese Bedingungen 
erfüllt gewesen wären, so hätten die ausbrechenden 
Eangstreitigkeiten Verhandlungen zur Unmöglichkeit 
gemacht. Gleich in der Messe am 14. Januar gerieth 
Pack mit dem Gesandten des Pfalzgrafen von Hunds- 
rttck wegen des einzunehmenden Platzes in Streit. Die- 
ser setzte sich in den nächsten Sitzungen fort, und da 
Pack trotz der Verwendung des Kurfürsten Friedrich 
sein beanspruchtes Recht nicht erhielt, nahm er an den 
Sitzungen nicht theil. Seinem Urlaubsgesuche beim Re- 
giment wurde keine Antwort gegeben; er reichte des- 
halb am 23. Januar eine Beschwerde an die Stände ein 
und erklärte, dass er seiner Instruction gemäss abrei- 
sen werde. Auf den Wunsch der Stände hinter liess er 
ihnen seine Instruction und schied am 24. Januar aus 
Nürnberg. ^) Damals war noch gar nichts aus der Pro- 
position zur Verhandlung gekommen. *) — Zwischen dem 



') Auch in dem Hutten'schen Prozess zog es nicht die 
Consequenzen seiner früheren Poenalmandate gegen die drei 
Fürsten. Hntten klagte auf die Acht gegen sie (Dresd. Arch. 
Loc. 10182 fol. 25) ohne sein Ziel zu erreichen. Ein Vermit- 
telungsversuch, den, wie es scheint, das Regiment gar nicht 
ungern zugab, scheiterte an dem Widerspruche Huttens. For- 
st emann pag. 120. Lanz I, 122. 

») Dresd. Arch. Loc. 10181 fol. 356 ff. Loc. 10182 fol. 67. 

») Dresd. Arch. Loc. 10182 fol. 57. 
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mainzischen Gesandten Caspar von Westhausen und dem 
Kurfürsten von Sachsen erhob sich ebenfalls in der 
ersten Sitzung der Streit um das Eecht der Umfrage, 
der in Worms 1521 durch einen interimistischen Ver- 
gleich zum Schweigen gebracht worden war. Die Ver- 
mittelungsversuche 5 welche Ferdinand und Pfalzgraf 
Kurfürst Ludwig machten , scheiterten vornehmlich an 
der Hartnäckigkeit des mainzischen Gesandten. ^) Der 
Streit zog sich lange hin ; er dauerte noch über die Ab- 
reise des Kurfürsten (26. Februar) hinaus. Schliesslich 
ist er durch einen dem Wormser ähnlichen Interims- 
vergleich geschlichtet worden. 



*) Nach der Darstellung dieser Händel, die ausführlich 
Häberlin X, p. 600—608 bietet. Ich glaube, er benutzt an die- 
ser Stelle Archivalien; wenigstens kann ich keine Quelle fin- 
den, aus der er sonst seine detaillierten Angaben geschöpft 
haben könnte. 
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Die Städte iiud der Kaiser. 
Die Proposition UanttartB. 

Die auf dem Speierer Städtetage beschlossene Ge- 
sandtschaft der Städte an den Kaiser, — sie war gebildet 
von Wormser aus Strassburg, Seitz aus Augsburg, Esch 
aus Metz, Volkamer und Christoph Scheurl aus Nürn- 
berg ^) — langte am 6. August 1523 in Valladolid am 
kaiserlichen Hofe an. 

Die Verhandlungen, welche vom 11. bis 21. August 
dauerten, ^) sind in ihrer Bedeutung für die Politik des 
l&aisers dem Regiment gegenüber entschieden überschätzt 
worden* Die Gesandtschaft kam mit vielen Anliegen 
zugleich : sie wünschte die Reichsstandschaft der Städte 
und die Beseitigung des Eeichszolls, machte Ausstellun- 
gen an der Belastung der Städte für die beharrliche 
Türkenhilfe, verlangte Aufbesserung des Landfriedens 
und Ablehnung des Monopolgesetzes ^) vom letzten Reichs- 



») V. Soden, Beitr. p. 164. 

*) Wir haben drei Darstellungen derselben, die sämmtlich 
auf dem im December 1523 in Nürnberg aufgesetzten Rechen- 
schaftsbericht der Städtegesandten , Fr. RTA 39. fol. 40—56 
beruhen: Ranke, D. G. IP, p. 86 ff . v. Höfler, Betrachtun- 
gen über das deutsche Städte wesen im 15. und 16. Jahrhun- 
dert. Arch. f. Kunde östr. Gesch.-Qu. XI, p. 214-219. Baum- 
garten n, 1, 308—313. 

') Die Beschwerde gegen das Monopolgesetz war durch eine 
Fälschung des Augsburgers Rehlinger in die Instruction der 
Städtegesandtschaften gekommen. Die Fälschung war im In- 
teresse der 4—5, hauptsächlich oder nur Augsburger Firmen 
veranstaltet worden, die thatsächlich Waaren aufkauften. S. 
Kluckhohn, Zur Gesch. der Handelsgesellschaften und Mono- 
pole im ZA. der Ref. in: Historische Aufsätze, dem Angeden- 
ken an G. Waitz gewidmet (1886) p. 695. Siehe auch den Brief 
Jacob Fuggers an Karl V. vom April 1523 bei Kleinschmidt, 
Augsburg, Nürnberg und ihre Handelsfürsten im 15. und 16. 
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tage So hatte die Gesandtschaft die einzelnen Be- 
schwerdepuncte normiert; erst im Verlaufe der Unter- 
handlungen sprach sie es oflfen aus, dass das Reichs- 
regiment überflüssig sei. 

Es ist vor allem zweierlei im Auge zu behalten: 
erstens, dass der Kaiser für die Abhilfe einiger, nicht 
aller, Beschwerden der Städte eine Geldleistung für sich 
forderte und zweitens, dass die Verhandlungen kein de- 
fihitives Resultat hatten. In der kaiserlichen Antwort 
auf den ersten Vortrag der Beschwerden durch die Ge- 
sandtschaft war den Städten nur in def Monopolien- 
säche Recht gegeben; was den Zoll anlangte, so war 
ein Vermittelungsvorschlag gemacht In der Replik 
darauf griffen die Städteboten das Regiment schärfer 
an, worauf der Kaiser, ohne dass von jener eine Andeu- 
tung gemacht worden war , direct anfragen Hess , was 
denn die Städte ihm zu leisten erbötig wären , falls er 
Regiment und Reichszoll abstelle. Die Gesandtschaft 
konhte darauf nur die Vermuthung äussern, die Städtfe 
würden sich in diesem Falle unterthänig und dankbar 
zeigen. Der Kaiser Hess daraufhin versichern, dass er 
dein Regiment und Reichszoll abgeneigt sei und drängte 



Jahrh. (1881) p. 83. — Ob aus der Thatsache, dass die Petition 
gegen das Monopolgesetz gefälscht ist, folgt, dass die Städte 
demselben unbedingt günstig gegenüber gestanden haben, steht 
sehr dahin. Der § 16 des Kölner Ueichsabschieds vom J. 1512 
(Neue Samml. II, 144) gestattete Gresellschaf ten , verbot aber 
das Aufkaufen von Waaren. Der neue Gesetzentwurf traf mit 
seinen Bestimmungen über Beschränkung des Anlagecäpitals, 
der Niederlagen u. s. w. den in Gesellschaften formierten 
Grosshandel überhaupt, nicht nur diejenigen, welche Waaren 
aufkauften^ wie ja auch die Berathung 1523 davon ausgegan- 
gen war, ob man nicht die Gesellschaften verbieten solle 
(Kluckh. p. 679) und wie der ganze Plan des Gesetzes doch 
wohl aus der Wahlcapitulation Karls V. stammt , in welcher 
gefordert wird, die Gesellschaften abzuthun. (Lünig, RA 
P. G. II (1713) p. 335. Gesellschaften aber, die Waaren nicht 
aufkauften, wird es auch gegeben haben. 
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weiter auf eine Geldbewilligung. Als darauf die Ge- 
sandtschaft wieder eine bestimmte Antwort nicht geben 
konnte, erfolgte am 19. August die Uebergabe des kai- 
serlichen Abschiedes an die Gesandtschaft. Dieses Schrift- 
stück ist bis jetzt noch nicht bekannt geworden; was 
aber darin enthalten gewesen ist, kann man aus einem 
Berichte Holzhausens sehen, den er von dem Städtetage 
Februar 1524 nach Hause schrieb: M es war alles auf 
den folgenden Reichstag und auf Verhandlungen Han- 
narts mit den Städten selbst verschoben. Auch zeigt 
der nach der Uebergabe des Abschiedes noch veranstal- 
tete Meinungsaustausch , dass kein Abschluss erreicht 
worden ist: an vier Stellen tritt es darin hervor, dass 
die Städte mit Hannart in Deutschland in Verbindung 
treten sollen. Ja, die Gesandtschaft wagte eine Geld- 
leistung der Städte nur zu versprechen, wenn der Kaiser 
alle ihm vorgetragenen Beschwerden hebe, während die 
kaiserlichen Unterhändler in der Hauptsache vom Reichs- 
zoll und den Monopolien, kaum von der Abschafiung des 
Regiments, gar nicht von der Gewährung der Reichs- 
standschaft an die Städte reden. 

Das ist der Verlauf der Unterhandlung. Es gilt 
nunmehr, die Absichten des Kaisers klarzulegen, denn 
die Aeusserungen der kaiserlichen Räthe, wie der Be- 
richt der Gesandtschaft sie bietet, dürfen keinesfalls als 
Kundgebungen der wahren kaiserlichen Politik gelten. 
Das eine darf als sicher angenommen werden, dass Han- 
nart, der zugleich mit der Städtegesandtschaft 
die Reise nach Deutschland antrat, dahin in- 
struirt wurde, die Forterhaltung des Regi- 
mentes zu betreiben. Wir besitzen die zwei Be- 
richte Hannarts über den Reichstag vom Jahre 1524, 



») Fr. RTA. 40. fol. 4. Ein Auszug aus der schriftlichen 
Antwort des Kaisers ist es wahrscheinlich auch, was Fels, 
zweyter Beytrag p. 202 aus den Acten des Städtetags zu Nürn- 
berg, Anfang 1524, mittheilt. 
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datiert vom 14. März und vom 26. April. *) Der erstere 
ist geschrieben, bevor Hannart eine neue Weisung aus 
Spanien erhalten hatte *) und in ihm wird von der Er- 
haltung des Regiments als etwas selbstverständlichem 
gesprochen. ^) Hannart überschritt später seine Instruc- - 
tion, als er, um das Regiment zu halten, die Hälfte der 
Kosten lür den Kaiser übernahm und bat in seinem 
zweiten Berichte mit langer Auseinandersetzung der ge- 
fährlichen Folgen des Gegentheils um Indemnität — 
aber eben nur dafür, dass er die Hälfte der Kosten 
übernommen habe. Daraus geht zur Genüge hervor, 
dass der Kaiser auch im August 1523 das Regiment zu- 
unterstützen und weiterzuerhalten gedachte. Vielleicht 
war er bereit, eventuell gewisse Umgestaltungen dessel- 



>) Lanz, Corr. I, p. 98—115. 118-134 Wie aus dem An- 
fang des zweiten Berichts erhellt, hat Hannart über den Reichs- 
tag nur diese zwei Berichte direct an den Kaiser geschickt. 

') Lanz I, p. 109: Sire depuis que suis party Despaigne nay 
eu lectre de vostre mageste . . . fors Ditalie sont venues 
nouvelles . . . 

•) Lanz I, p. 99: le (den Erzbischof von Köln) requerant 
quil se voulsist trouuer a ceste journee jmperiale . . . comme 
il estoit necessaire pour lentretenement du regiment. 

p. 101. Et quant oires jl viendra si bien que lesdicts estaz 
accordent la continuacion et lentretenement dudict regiment» 
jl fauldra renouueller les personn es. 

p. 106 'il seroit bon et duysable quil (der Pfalzgraf Fried- 
rich) feusist fauorable a vosdicts aflfaires, car son frere lelec- 
teur se gouueme totalement par son opinion et est mainte- 
nant celuy qui mest les plus grand obstacle a lentretenement 
de ce regiment. 

p. 119. Et par iceulx escriptz se trouuera que de la part 
de sa mageste a este tousjours contendu que lesdictz estats 
voulsissent entretenir et payer ledit regiment et camergericht. 
— Aehnlich 1. c. p. 105. 110. 111. Die ersten drei hier mitge- 
theilten Stellen sind vor dem 8. Februar geschrieben; der erste 
Bericht besteht nämlich aus zwei Theilen; deren erster bis p. 111 
reicht; Hannart wurde an der Fortsetzung durch ein Augen- 
leiden unterbrochen. 
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ben zuzulassen, denn er wollte die Städte von seiner 
Seite nicht entfernen. Dieselben wurden während des Jah- 
res 1523 eifrig von französischen Emissären bearbeitet ; ^) 
die Reise der Gesandtschaft durch Frankreich war be- 
zeichnend für die halbneutrale Stellung der Städte im 
Weltkriege. Es war für den Kaiser ein günstiger Fall, 
dass dieselben ötädte ihn aufsuchten; er benutzte ihn, 
um sie enger mit seiner Person zu verknüpfen. Sein 
Drängen und Fordern zeigt, dass es ihm Ernst mit der 
Höfihung war, von den Städten mit Geld unterstützt zu 
werden. ^) Der Kaiser wollte eine Gegehleistung dafür, 
dass er das BeichszoU- und das Monopolgesetz verwerfe, 
was zu thun ihm vielleicht gar nicht so schwer ankam. 
Das Regiment war doch auch ohne Reichszoll zu halten ! 
Freilich ist von den kaiserlichen Unterhändlern offen 
ausgesprochen worden, der Kaiser wolle das Regiment 
in seine Hand nehmen und nur ein Kammergericht ver- 
ordnen — aber wenn hier die Städtegesandten nicht 
mehr gehört haben, als gesagt worden ist, so war dies 
doch immerhin noch keine bindende Versicherung ; das 
Versprechen konnte noch vielfach verändert oder gar 
zurückgezogen werden. 

Die deutschen Angelegenheiten zu regeln^ war nicht 

*) lieber die französischen Umtriebe: Virck, Polit. Corre. 
Ispondenz der Stadt Strassburg im ZA. dei* Reformation I (1882) 
p. 84. 85. Förstemann p. 129. Die Städtegesandtschaft erlangte 
ohne weiteres freies Geleit nni Audienz von Franz I. Auf 
ihrer Bückreise wurden ihr sogar Feste gegeben. 

^) Dass die Gesandtschaft den Kaiser durchaus nicht ganz 
gewann, zeigt namentlich die letzte Scene der Verhandlungen. 
Die Gesandtschaft wünschte „eyn unverpindlich wissen zu 
,,tnachen, womit Ir die kay. Mat. diesse Sachen zerinnern zu 
„lassen furhete vnd derhalb eyn vndefschri ebene Notel zuent- 
„pfahen, im fall das gemainen stetten geliebt^ solich Summa 
„zu bezalen, das doch durch (sie! dodurch) alle Inprachte 
„BesWernus dot db vnd gefallen seyn sollte." Die? wurde aber 
abgelehnt. 
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die einzige Aufgabe Hannarts; er war auch beauftragt, 
unterwegs in England mit Wolsey über die dänischen 
Wirren nach der Vertreibung Christians II. Verabre- 
dungen zu treffen. ^) Daher seine späte Ankunft in Deutsch- 
land. Erst am 23. Januar 1524 ^) ritt er mit dem Erz- 
bischof von Trier , in dessen Begleitung er die Reise 
von Coblenz ab gemacht hatte, in Nürnberg ein — ohne 
etwas versäumt zu haben; denn der Reichstag war noch 
nicht zur eigentlichen Thätigkeit gekommen. 

Am 4. Februar erst erfolgte die Eröifiiung der kai- 
serlichen Ansichten über die vorjährigen Beschlüsse und 
über den Gang der Geschäfte auf gegenwärtigem Reichs- 
tage. Durch Unwohlsein verhindert, Hess Hannart ein 
von ihm ausgearbeitetes Schriftstück ^) durch Georg 
Truchsess vor den Ständen verlesen. Es unterschied 
sich seinem 'Inhalt nach wesentlich von der^ 
Proposition Ferdinands und des Regiments. 

Diese letztere war zwar nicht mit dem Ansprüche 
aufgetreten, den Willen des Kaisers darzustellen, aber 
sie war doch von dem kaiserlichen Regiment und dem 
Bruder des Kaisers gegeben worden. Es musste stark 
wirken, wenn jetzt neben diese eine zweite, unmittelbar 
vom Kaiser ausgehende trat, welche ihr in den wich- 
tigsten Puncten widersprach. In den minder wichtigen 
Vorlagen z. B. betreffend Landfrieden , Halsgerichtsord- 
nung, Luxusgesetz mochte die frühere bestehen bleiben; 



») Creditive und Instruction: Brewer III, 2, 1350. 1369. 

^) V. Soden, Beitr. p. 167. - Häberlin X, 601 giebt den 
1^5. Januar an. 

') Lanz I, p. 119: et aprez 11 porte le double de ce que a 
este propose par ledit ambassadeur aux estaz de lempire . . 
Daraus zu schliessen , dass Hannart in der Regimentssache - 
freie Hand gehabt, wäre falsch. Die Form nur, mit welcher 
alles gewonnen und alles verloren werden konnte, sollte Han- 
nart im Angesicht der Dinge finden. — Diese Proposition ist 
ziemlich vollständig wiedergegeben von Baumgarten II. 1| 
p. 325. Fr. RTA. 39. fol. 231-236. 
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in den Hauptsachen wurde sie durch die Hannart'sche 
vollkommen bei Seite geschoben. Den Reichszoll, wel- 
chen jene zur Berathung und ßatificierung empfohlen 
hatte, hob diese auf und erlaubte sogar durch die Be- 
tonung, dass es des Kaisers endlicher Entschluss sei, 
das Regiment „im esse und wesen^ zu erhalten, die Dis- 
cussion über den Fortbestand des Regimentes. In der 
Türkensache legte die Proposition vom 15. Januar den 
Ständen die vom Regiment revidierten Entwürfe vor, 
damit in Anlehnung daran berathen und beschlossen 
werde; die vom 4. Februar erwähnt nichts von Entwür- 
fen und fordert, dass ganz von neuem ,.am ersten von 
,,einer ylenden hilf zu widerstandt des durcken vnd nach- 
„mals des beharrlichen durckenzugs halber" berathen 
werde. Der lutherischen Sache hatte die erste Propo- 
sition mit keiner Silbe Erwähnung gethan; jetzt for- 
derte der Kaiser rund und klar ausdrückliche Anerken- 
nung des Wormser Mandates. Endlich wurden die Mo- 
nopoliengesetze, für welche am 15. Januar nur noch die 
formelle Ratification gefordert wurde, thatsächlich auf- 
gehoben, indem die Hannart'sche Proposition die Be- 
handlung der Monopolangelegenheiten dem Erzherzog 
und dem Hannart selbst zuwies, die darin der Billigkeit 
und Nothdurft nach handeln würden. 

Am Reichstage wurde man dieser Widersprüche in 
den Erklärungen der beiden Vertreter des Kaisers ge- 
wahr. Am 8. Februar gingen Kurfürsten und Fürsten 
den Gesandten an. er möge ihnen das Original der kai- 
serlichen Instruction vorzeigen. Er konnte ihnen nur 
eine Vollmacht mit des Kaisers Unterschrift aufweisen, 
und das war gewiss nicht im Stande, die Situation auf- 
zuklären. *) Holzhausen meint, indem er davon berich- 
tet, der Reichstag werde wohl ohne Resultat zergehen. 

In der Proposition Hannarts \\ ar an einigen Stellen 

') Berich:: Ilolzhausens , 12. Febr. 1524. Fr. RTA. 4ü. 
fol. lü. 
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oflfen ausgesprochen, dass die Vorstellungen der Städte- 
den Kaiser bewogen hätten, seine Entschlüsse zu fassen. 
Die Städte wurden damit stark in den Vordergrund bei 
den Verhandlungen gestellt; wenn irgend einmal, waren 
sie damals in der Lage, ihren Einfluss auf die Reichs - 
geschäfte geltend zu machen. Dass dieses eben nicht in 
hervorragender Weise geschah, wurde durch einen hef- 
tigen Zwist veranlasst, in welchen sie unter einander - 
geriethen. Auf den 11. Januar war ein allgemeiner 
Städtetag nach Nürnberg ^) berufen, und es war für den- 
selben die Entgegennahme des Berichts der spanischen 
Gesandtschaft und die Berathung über das Vorgehen auf 
dem gleichzeitigen Reichstage angesetzt. Hier entstand 
bei dem ersten Puncte ein arger Scandal. Es waren 
namentlich kleinere Städte — die oberschwäbischen und 
die in der Landvogtei Hagenau — gegen die Absen- 
dung der Gesandtschaft überhaupt gewesen ^) aber die- 
ser Gegensatz fiel hinweg, als am 19. Januar bekannt 
wurde, dass die Gesandtschaft auf das Betreiben der 
Augsburger für die Monopole und zwar mit Glück thä-- 
tig gewesen war. Die Städte hatten sich, während die 
Gesandtschaft unterwegs war. auf den Städtetagen von 
Esslingen (Juni) und von Speier (6. November lo2'6) 
^^iederum gegen die Jlonopolierer ausgesprochen: ihre 
Entrüstung gegen Rehlinger. der die Fälschungen vor- 
genommen und gegen den Bürgermeister Herbort von 
Augsburg war eine allgemeine. Sie musste sich noch 



*) Dieser Städtetag war bis auf Kluckhohn p. 698 Anm. 699., 
der ihn nach Archivalien darstellt, vollkommen ans der mo- 
dernen Literatur verschwunden, trotzdem dass Fels, 2, Beytr. 
p. zOi — 203 Auszüge aus den Verhandlungen bietet. Jetzt ist 
allerdings die Hauptquelle Holzhausen mit 2 Berichten vom 
2C. Januar und 12. Februar. Fr. RTA. 40. Fol. 4. 5. 10. 11. 
Wahrscheinlich gehört auch auf diesen Tag, was Klüpfel 11, 
p. 271 mittheilt. 

») Klüpfel n, p. 263. Fels, 2. Beytr. p. 201 (Acten des Tages 
von Speier, November 1523). 
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steigern, als die Augsburger ihre Errungenschaften fest- 
hielten und sogar bei Gelegenheit der Uebergabe von 
Städtebeschwerden an die Stände am 8. Februar in 
der Ständeversammlung erklärten, in der Monopolfrage 
seien sie anderen Sinnes, als die übrigen Städte. Mögen 
die Städte immerhin sonst in gemeinsamen Interessen 
zusammengehalten haben ;^) der Riss war vorhanden 
u^d an die Oeifentlichkeit gekommen. Er ist nicht ohne 
Wirkungen geblieben. 

Erzherzog Ferdinand befand sich in wenig benei- 
denswerther Lage. Er, der Beamte seines Bruders in 
in den Erblanden , wie im Reiche war durch die Sen- 
dung eines direct vom Kaiser instruierten Vertreters 
^vollkommen in den Hintergrund gedrängt; waren doch 
die Eröflftiungen des kaiserlichen Willens durch Hannart 
ihm ebenso neu, wie den Ständen. Im December 1523 
war jener Emericourt, der die Ernennung Ferdinands 
zum Herrn der Erblande und zum deutschen Könige 
beim Kaiser betrieben hatte, zurückgekehrt. Er brachte 
nur Hofl&iungen mit. Der Kaiser versprach, Ferdinand 
zum Herrn der Erblande zu machen — ob er auch die 
Königskrone in Aussicht stellte^ ist nicht zu bestimmen 



•) Hier in Nürnberg erst wurde beschlossen, an Han- 
nart 5üü und an die 3 andern kaiserlichen Unterhändler zusam- 
men 600 Gulden zu zahlen. Fels, Zw. Beytr. p. 20J. Fr. 
UTA 40 Fol. 11. Diese 1100 Gulden wurden hier nicht nur 
beschlossen, sondern auch ausgezahlt, wie aus Virck. I p. Sy 
hervorgeht ; denn die Vertheilung der Beiträge zu den Kosten 
der Gesandtschaft erfolgte erst im Juli 1524 in Speier. Siehe 
Kluckhohn p. 701. Wenn man nun nicht auf die zwei Schlag- 
uhren im Werthe von 72 Gulden 14 Seh. 4 H. besonders Ge- 
wicht legen will, welche dem Gattinara geschenkt wurden '(v. 
Soden, p. 164) so wird man es aufgeben müssen, von den Wir- 
kungen des städtischen Goldes auf die kaiserlichen Minister 
zu sprechen. 
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— und 200000 Gulden zu bezahlen, M jedoch eine [Be- 
stimmung darüber, wann beides geschehen würde, fehlte* 
Abweisend war die Antwort des Kaisers nicht; aber es 
waren eben nur Hoffnungen, welche darin gemacht wur-- 
den und die offenbar darauf zielten, dass Ferdinand sich 
das Eingreifen .Hannarts ohne Weiterungen gefallen 
liesse. Etwas musste zu diesem Zwecke wohl gesche- 
hen. Mit Hannarts Proposition wurde Ferdinands Ver- 
hältnis zu Kursachsen erschüttert, und es wurde augen- 
fällig, dass er das Vertrauen seines Bruders nicht besass. ^ 
Und nicht nur in den Reichstagsgeschäften hatte Han- 
nart dem Erzherzog entgegen zu handeln. Er brachte 
die Absage des Verlöbnisses mit, welches zwischen einer - 
Schwester des Kaisers und dem jungen Herzog Johann 
Friedrich von Sachsen bestand. Die Infantin sollte nach 
Portugal verheirathet werden, während Ferdinand ge- 
rade wünschte, sie mit einem. Eeichsfürsten zu vermäh- 
len. ^) Ferdinand vermochte Hannart wenigstens dazu, 
dass er dem Kurfürsten Friedrich die Absage nicht- 
gleich auf dem Reichstage verkündete. ^) Dazu kam noch, 



^) Ferdinand an Karl V. 14. Januar 1&24. Wiener Jahrbb. 
Bd. 112 p. 42. Ferdinand setzte die Unterhandlungen über 
diese Gegenstände fort. Siehe die Instruction für Bredam. 
13. Juni 1624, Arch. f. K. oe. Gesch.-Qu. Bd. I Heft 2 p. 135 
(1848): Emericourt habe zu erreichen gesucht, dass der Erzher- 
zog Erbfürst und selbstständig in Oestreich würde. Majestas 
vero sua, quo nobis gratificaretur . . . illud votum nostrum se 
adimpleturum eidem de Emericurte, ut redieus explicuit, poUi- 
citus est . . . Dafür soll Bredam danken und darauf hinwirken, 
dass so bald wie möglich die Anweisungen an Ferdinand und 
die Landstände gelangen, damit ihm der Eid geleistet werden 
könne. 

») Lanz I, 114. Instruction für Bredam, Arch. f. K. oe. 
Gesch.-Qu. I, 2, p. 115. Ferdinand an Karl V. 7. Sept. 1524 bei 
V. Bucholtz n, p. 76. 

5) Lahz I, 113. Hannart entledigte sich dieses Auftrages 
später in Colditz und Jena. v. Bucholtz 11, 73-75. Das Da- 
•-1X111 ist nicht bestimmt anzugeben; iedenfalls fielen die Un- 

i 



Digitized by LjOOQ IC 



50 

dass Hannart den Auftrag hatte, den intimsten Eath- 

^geber Ferdinands, Salamanca, wenn nicht ganz zu stür- 
zen , so doch aus seiner Gunst bei Ferdinand zu ver- 
drängen. ^) 

Unter solchen Umständen ist es nicht wunderbar, 
dass bei dem Erzherzog der Wunsch erwachte, die 
üebermacht Hannarts einzudämmen. Der Kurfürst von 
Sachsen hatte, wie es scheint, ^) sein Missfallen über die 
Proposition Hannarts nicht zurückgehalten; er forderte, 
dass die Proposition vom 15. Januar innegehalten werde. 
Namentlich unangenehm mochte es ihm sein, dass Han- 
nart erneute Anerkennung des Wormser Mandates for- 

-derte und dass er die Möglichkeit der Veränderung des 
Eegiments offen liess, ^) Vielleicht hatte er auch den 
Wunsch gehabt, zum Beirath des kaiserlichen Bevoll- 
mächtigten ernannt zu werden. JedenfaUs tadelte Fer- 
dinand später an der Gesandtschaft Hannarts, dass ihm 
kein deutscher Reichsfürst zum Beirath gesetzt gewesen 

- sei. Damals suchte er von Hannart die Erklärung zu 
erlangen, dass er nichts ohne des Kurfürsten von Sach- 
sen Rath, Wohlgefallen und Gutbedünken thun werde. 

- Hannart gab endlich die Erklärung, nahm aber eben 
jene zwei Puncte: Wormser Mandat und Hebung der 
Uebelstände im Regiment aus und machte sie eben damit 



terhandlungen nach Pfingsten. Spalatins Ann. bei Mencke 11, 
p. 635. 

') Der Kaiser gedachte sich dazn auch des Kurfürsten von 
-Sachsen zu bedienen; wenigstens schickte er ihm durch Han- 
nart ein eigenhändig geschriebenes Creditiv dazu. Förste- 
mann p. 144. 

') Ganz klar kann man hier nicht sehen. Bericht des 
kursächs. Agenten Wolfsthal: Förstemann p. 149. „Dieweil 
„aber Hannart anbringen bey den Stenden nit nach euer kf. 
„gn. Rat vnd Gutbeduncken gescheen, darynnen ain grosser 
„Bewkauf vorhanden vnd sonderlich bey dem Erzhertzogen." 

') Diese sprach Hannart in der Werbung an den Kurfür- 
sten von Sachsen offen aus: Förstemann p. 142. 
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werthlos. Es kam zu unliebsamen Scenen. Von Sala- 
manca sagte Hannart geradezu, er verführe den Erz- 
herzog; den Bischof von Trient nannte er seinen Feind, 
was wiederum den Erzherzog veranlasste , seinen Rath 
in Schutz zu nehmen. Der Plan, einen Schlag gegen 
Hannart zu führen, war fertig: Ferdinand wollte mit dem- 
Bischof von Trient und Hannart den Kurfürsten Frie- 
drich besuchen, und dort sollte dem Hannart „der Dorn 
in den Fuss gestossen werden." Es wird nicht so weit 
gekommen sein; aber man sieht aus dem Gedanken die 
Stimmung Ferdinands und seiner Umgebung. 

Die Hannart'sche Proposition behauptete sich doch 
als Grundlage der Reichstagsverhandlungen. Dem Kur- 
fürsten von Sachsen musste bald klar werden , dass die 
Verhandlungen durchaus nicht nach dem Plane des Re- 
giments gehen würden. Am 15. Februar langte der 
päpstliche Kammerherr Hieronymus Rorarius *) in Nürn- 
berg an und verkündete die baldige Ankunft eines Nun- 
tius. Kam dieser wirklich, so wurden die Luther'schen 
Händel sicherlich verhandelt — entgegen der ersten 
Proposition. Ebenso waren keine Aussichten mehr vor- 
handen, das Regiment unverändert zu erhalten, nach- 
dem während des Februais von den verschiedensten 
Seiten scharfe Beschwerdeschriften gegen dasselbe ein- 
gereicht wurden und der kaiserliche Bevollmächtigte 
eine Umänderung desselben fiir gar nicht unmöglich er- - 
klärte. So verliess denn der alte Kurfürst, der nicht 
einmal einen Arzt mit nach Nürnberg genommen hatte, 
am 26. Februar ^) „aus Gesundheitsrücksichten'* den 



') V. Soden, Beitr. p. 167. Die Breven des Papstes an die 
einzelnen Fürsten, dat. vom 24. December lb2'ö bei: Balan. 
Monumenta Reformationis Lutheranae (1Ö84) p. 313 — 315. 

2) Holzhausens Bericht vom 26. Febr. Fr. UTA. 40. fol. 14. 
Von demselben Datum ist ancb die Vollmacht des Kurfürsten 
für seinen Rath: Förstemann p. 150. 

4"^ 
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Keichstag und hinterliess zur Führung seiner GeschJLfte 
seinen Rath Philipp von Feilitzsch. Die Vertreter Kur- 
brandenburgs waren vom Reichstage schon früher abge- 
reist; sie hatten unmittelbar nach Hannarts Ankunft 
mit diesem in der ponimerschen Belehnungsfrage zu ver- 
handeln begonnen, eine definitive Antwort aber nicht 
erlangen können. *) Es fehlten, als die Regimentsfrage 
zur Verhandlung kam, abgesehen von dem Herzogthum 
Sachsen, gerade diejenigen beiden Stände, welche am 
nachdrücklichsten die unveränderte Erhaltung des Re- 
giments zu vertheidigen gewillt waren. Ferdinand hatte 
--kaum einen Trumpf gegen Hannart auszuspielen; er 
befand sich vollkommen in Abhängigkeit von dem Be- 
vollmächtigten seines Bruders. 

Fürwahr man begreift die Erbitterung Ferdinands 
gegen den Mann, durch dessen Auftreten er gezwungen 
wurde, seine auf die deutsche Königskrone zielenden 
Pläne, seine Verbindung mit Sachsen aufzugeben, um 
nicht überhaupt die Fühlung mit seinem kaiserlichen 
Bruder zu verlieren. In den nächsten Berichten, die er 
an diesen schreibt, ^) wird er nicht müde, die Unfähig- 
keit und den Stolz Hannarts — doch immer im allge- 
meinen — anzuklagen, ohne dass er doch schliesslich die 
erreichten Resultate tadeln kann. Eigenthümlich neh- 
men sich dagegen die Schilderungen Hannarts von der 
Tüchtigkeit und Fähigkeit, von der besonderen Einmü- 
thigkeit zwischen ihm und dem Erzherzog aus. ') Das 
war es: Ferdinand durfte, wollte er sich nicht selbst 
den grössten Schaden zufügen, nicht gegen Hannart auf- 



') Lanz I, p. 105. 

») Ferdinand an Karl V. April 1524 (nicht 15231). Wiener 
Jahrbb. Bd. 112, p. 37-41. Instr. für Bredam. Arch. f. K. oe. 
Gesch.-Qu. I, 2, p. 139. 

») Lanz I, p. 108. Aehnlich p. 101. 102. 104. 
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treten. Daher jene unbestimmten, allgemeinen Ankla- 
gen gegen ihn, daher aber auch sein Zusammenwirken 
mit ihm in den Eeichsgeschäften. Sein nächster Rath- 
geber blieb doch Salamanca, den er am 10. März in 
Nürnberg selbst mit den Grafschaften Ortemburg und 
CiDi in Kärnthen belehnte- ^) 



*) Köhler, Historische Münzbelustigungen XIX (1747) 
p. SIS'^SSO giebt einen Auszug aus der Belehnungsurkunde. 
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Die Yerhandlnngen bis znm 20. Febrnar. 
Die Beschwerdeschriften einzelner Stände. 

Obwohl seit dem 4. Februar, dem Tage der Propo- 
sition Hannarts, der Weg frei war, trat der Reichstag 
doch noch nicht an die Erledigung der ihm vorliegen- 
den Arbeiten. jDie Zeit bis zum 20. Februar wurde, 
sei es dass ein Ständebeschluss es so wollte, oder dass 
der Gang der Dinge es so brachte , darauf verwendet 
aus der Mitte der Stände kommende Beschwerden anzu- 
hören und z. Th. zu behandeln. 

Die meisten und wichtigsten dieser Beschwerden 
richteten sich gegen das Regiment. Den Reigen eröfläiete 
der schwäbische Bund — nicht in der Reichsver- 
sammlung. Am 21. Januar legte er in einer Unter- 
redung mit Erzherzog Ferdinand seine Wünsche dar. *) 
Der Bund, der vom Kaiser neu gegründet und gefördert 
worden sei, werde durch das bewilligte Regiment „vnd 
„sonderlich ytzt ein zeyt her durch wennig personnen 
^so sich des Regiments Verwaltung vnd gleich wol der 
«Ordnung zu Wormbs ungemess sich underfangen'haben" 
in der Vollziehung seiner Einigung gestört und in sei- 
nen Rechten geschmälert. Der Bund habe davon abge- 
sehen, sich dagegen „anderer gestalt* zu wehren, verlange 
aber, dass seine Rechte unangetastet blieben, sonst werde 
er sich allein zu helfen wissen. Der Bund beanspruchte 



*) Notizenblatt ü, p. 81. Was der Erzherzog darauf ant- 
wortete, ist nicht bekannt; 1. c. p. 82—84: eine Zurückweisung 
der Klagen und Ansprüche, vom Regiment, dem Ferdinand 
die Sache mitgetheilt hatte, an diesen übergeben. Am Schlüsse 
ist gesagt: die Genehmigung der Forderungen würde der 
Reichsordnung widersprechen; wenn aber die Stände dem Re- 
giment eine andere Verfassung gäben, so würde dieses ge- 
horchen. 
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also, Friedbrüche allein, aus eigener Machtvollkommen- 
heit zu bestrafen; er sprach sich gegen die kaiserliche 
Declaration, nicht aber gegen die Existenz des Regi- 
mentes selbst aus; er forderte nicht AbschaflEung des 
Regimentes, aber er wollte sich in seiner Wirksamkeit 
von ihm nicht beeinflussen lassen. 

Am l.Febr. traten die drei verbündeten rheini- 
schen Fürsten, Trier, Pfalz und Hessen, mit einer 
Beschwerde gegen das Verfahren und die Entscheidun- 
gen des Regiments in ihrem Process gegen Frowin von 
Hütten vor die Reichsversammlung. ^) Dr. Florenz von 
Venningen, der Kanzler von Kurpfalz, gab erst eine Ge- 
schichte des Processes, vertheidigte sodann die drei 
Fürsten gegen etwaige Einwürfe und überreichte eine 
ausführliche Beschwerdeschrift, welche zunächst in 37 Ar- 
tikeln die Parteilichkeit des ersten), darauf in 27 Ar- 
tikeln die Ungerechtigkeit und Nichtigkeit des zweiten 
Urtheils des Regiments auseinandersetzte. Es war da- 
rin z. B. gesagt, Pfalzgraf Friedrich, der zu jener Zeit 
am Regiment gewesen , habe einer der beiden Parteien 
zu nahe gestanden, als dass er hätte unparteiisch sein 
können; es war hervorgehoben, nur Hessen habe Hut- 
tens Besitzungen erobert, die Verurtheilungen und Poe- 
nalmandate seien aber gegen alle drei Fürsten gerich- 
tet worden; das Regiment habe schon früher seine Par- 
teilichkeit zu erkennen gegeben, als es dem Kurfürsten 
von Trier in seiner Gefahr nicht genügend geholfen 
habe. Die zwei Hauptpuncte aber, die immer in Va- 
riationen wiederkehren, sind die folgenden: erstens 
habe das Regiment gar keine Jurisdiction, namentlich 



Fr. äTA, 39. fol. 57-100. Das Datum ist aus Fr. RTA. 
40. fol. 7 zu ersehen. Sehr dürftig ist, was v. Haipprecht IV, 
2, p. 51 mittheilt. Janssen, Gesch. des dentschen Volks etc. 
n (1879) p. 318 bietet nur einen Auszug aus der Vorrede Ven- 
ningens. Das Regiment war nicht anwesend, als die Be- 
schwerde vorgebracht wurde. Fr. ETA. 39. fol. 101. 



Digitized by LjOOQ iC 



56 

nicht in bürgerlichen Sachen, wie der in Rede stehende 
Process eine sei; der Proces» habe vor das Reichskam- 
m«rgericht gehört; zweitens: das Regiment sei unvoll- 
kommen und nicht nach der Wormser Regimentsordnung 
besetzt gewesen und habe deshalb erst recht nicht !den 
Process fiihren dürfen. Am Schlüsse des Schriftstückes 
wird die Reichsversammlung ersucht, den Process selbst 
in die Haiid zu nehmen, den Hütten zu einem bestimm- 
ten Tage vorzuladen und den Process zu entscheiden. 
Die ganze Eingabe war nichts mehr und nichts weni- 
ger, als eine Appellation vom Regiment an den Reichs- 
tag in der Sache dieses einen Processes. ^) 

Der Reichstag gab auf die Bitte eine halbe Ant- 
wort : er werde die Sache neben den andern Geschäften 
mitbehandeln. Das Regiment verfasste aber eine Gegen- 
schrift, welche am 17. Februar vor den Ständen ver- 
lesen wurde. *) Als oberste Regierung im Reich , als 
Repräsentant des Kaisers sei das Regiment nicht gehal- 
ten, seine Urtheile zu verantworten. Es lehne deshalb 
ab, über die Nichtigkeit des Urtheils überhaupt zu spre- 
chen und werde sich nur gegen die Anschuldigungen 
vertheidigen, namentlich gegen den Vorwurf der Par- 
teilichkeit. Es werden sodann die ersten 37 Puncte der 
Beschwerdeschrift einer nach dem andern widerlegt. 
Gegen die Position, dass das Regiment keine Jurisdic- 
tion habe, zieht die Rechtfertigungsschrift einen Passus 
der Regimentsordnung ^) an, nach welchem ihm Gewalt 

1) Fr, ETA. 39. £ol. 186. (Replik der drei Fürsten.) 
») Fr! ETA. 39. fol. 101—134. Das Datum der Verlesung 
ergiebt sich aus der Replik der drei Fürsten fol. 151. — Siehe 
V. Harpprecht IV, 2, p. 51. 52. 

^). Es wurde auch geltend gemacht, dass. das frühere Re- 
giment trotz des daneben bestehenden Blammergerichts Ju- 
risdiction gehabt habe, dass Trier und Pfalz^ als sie persönlich 
am Regiment gewesen, ebensolche Klagen angenommen und 
dass sie früher gegen ihre Feinde vom Regiment solche Poe- 
nalmandate verlangt hätten. 
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gegeben sei, in Friede- und Rechtssachen zu citieren, 
zu verhören und zu beschliessen» Es habe in diesem 
Process wie bei anderen Friedensbrüchen gehandelt, 
„nun ^mogen die farsten die sachen zu Irem gefallen 
„bürgerlich oder wie sie es wollen nennen, aber die clag 
„vnd gerichts acten zaigen das anders an" (fol. 117), 
Zu der Behauptung von der mangelhaften und ungesetz- 
mässigen Besetzung des Regiments wird constatiert, dass 
die drei Fürsten die kaiserliche Declaration — diese 
war in der Beschwerdeschrift gar nicht genannt — an- 
fechten, die doch auf dem letzten Reichstage ohne Wi- 
derspruch angenommen worden sei (fol. 124. 125). Die 
Behauptungen,* dass bisweilen nicht einmal 10 Mitglie- 
der anwesend gewesen seien und dass einige von ihnen 
der Ordnung entgegen darin gesessen hätten, konnte die 
Bechtfertigungsschrift nur rund läugnen. Am Schlüsse 
richtete das Regiment die Bitte an die Stände, diesel- 
ben möchten es gegen solche Angriffe schützen. 

Die bestimmte Sprache der Rechtfertigungsschrift 
musste zu einer Widerlegung reizen. Dieselbe wurde 
auch gleich am folgenden Tage, am 18. Februar, von 
Dr. Venningen in der Ständeversammlung gegeben. 
Der Erzherzog , Hannart und das Regiment selbst war 
anwesend. Neue Gründe werden nicht vorgebracht; es 
wird an der Behauptung festgehalten, dass das Regi- 
ment keine Jurisdiction habe; es wird nunmehr klar 
ausgesprochen, dass die Declaration nichts gelte; die 
drei Fürsten hätten gegen den gesammten letzten 
Reichsabschied protestiert. Aber damit liess es die Re- 
plik nicht genug sein. Die erste Beschwerde der drei 
Fürsten, sagt sie, habe gar nichts mit dem Regiment 
zu thun gehabt; sie habe nur von dem Regiment an die 
Ständeversammlung appelliert. Da nach der Appella- 
tion das untere Gtericht nichts mehr mit der Rechts- 



*) Fr. BTA. 39. fol. 135-163. 
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Sache zu thun habe, so sei die Rechtfertigung des Re- 
giments nichts anderes, als eine Eingabe zu Gunsten 
Huttens, zum Schaden der drei Fürsten. Durch solche 
Einmischung mache sich das Regiment ihnen, den drei 
Fürsten, verantwortlich und müsse ihnen vor der Stände- 
versammlung zu Recht stehen. Durch diesen echten 
Advocatenkniff brachten es die drei Fürsten also dahin, 
dass das Regiment der Kritik der Stände unterstellt 
erschien. Diese sollten, so wünschten die Antragsteller, 
nicht allein den Process zwischen Hütten und ihnen 
entscheiden, sondern über das Regiment selbst an der 
Hand des Rechts und der Regimentsordnung richten- 
Grossmüthig stellten sie noch den Ständen frei, ob diese 
die beiden Fragen zusammen oder getrennt behandeln 
wollten. ^) 

Damit war eigentlich der Antrag auf Revision der 
Regimentsordnung gestellt; denn die Fragen, ob das 
Regiment Jurisdiction habe und wie es besetzt werden 
solle, mussten dabei im Princip discutiert und entschie- 
den werden. Aber man scheint in der Reichsversamm- 
lung die Sache zunächst ihrer Entstehung nach unter 
die Beschwerden gerechnet zu haben; erst später und 
in anderem Zusammenhange taucht die Frage über die 
Jurisdiction des Regiments und über die Declaration 
wieder auf. 

Der Vorstoss der drei Fürsten wurde nicht verein- 
zelt unternommen. Am 12. Februar war schon eine 
Eingabe von Kurpfalz im Reichstage verlesen worden, ^) 



^) Gleich nach Verlesung der Replik bat das Regiment 
um eine Copie derselben, damit es antworten könne. Fr. E.TA. 
Bd. 39. fol. 153. Aus Förstemann p. 151. 159. 161 (Berichte vom 3., 
15. und 17. März) und Notizenblatt II, p. 84 sieht man, dass 
es sich immer bemühte, noch einmal zum Wort zu kommen, 
dass es aber Ferdinand verhinderte. 

») Fr. UTA. 39. fol. 155-161. — Einen passablen, aber 
unvollständigen Auszug bietet Müller, Entd. Staatscab. I, p. 229. 
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welche die Feindseligkeit gegen das Regiment viel un- 
verdeckter zeigte. In der kaiserlichen Werbung sei 
gesagt, dass der Beschluss des letzten Reichstages ein- 
hellig gewesen sei und dass auf jetzigem Reichstage 
die Stände mit dem Statthalter, Orator und dem Regi- 
ment verhandeln sollten. Das erstere sei unwahr, denn 
Kurpfalz habe protestiert, das zweite aber sei ihm un- 
leidlich. Das Regiment entspreche durchaus nicht mehr - 
dem, welches zu Worms aufgerichtet worden sei und 
welches auch dem Kaiser vor Augen schwebe; es habe 
die Wünsche der Stände wenig befriedigt und viele Un- 
leidlichkeit verschuldet. So schlage denn Kurpfalz vor, 
zunächst das Regiment von den Verhandlungen auszu- 
schliessen und sodann die Verhandlungen des ersten 
Punctes der kaiserlichen Proposition ^) mit einer Prü- 
fung des Regiments zu beginnen; aus dieser würde das 
Material zur Beantwortung der Frage gewonnen wer- 
den, ob es nützlich sei, ein solches Regiment im Reiche 
bestehen zu lassen. Uebrigens beantrage Kurpfalz dies 
nicht, weil es so gierig auf sein Vicariat sei, sondern 
weil auf Kurpfalz schliesslich noch einmal ein Theil des 
Vorwurfs fallen würde, wenn durch 'das Regiment ein 
grosses Unglück geschehe. Auch wolle Kurpfalz damit 
nicht die übrigen Gegenstände der kaiserlichen Wer- 
bung verdrängen; nur sollen zuerst die Beschwerungen 
— d. i. das Regiment — abgeschafft werden; dann wer- 
den auch Pfalz und Trier nach besten Kräften mitbe- 
rathen. — Der Schlusspassus zeigt, dass Kurpfalz mit 
dieser offenen Kriegserklärung an das Regiment nicht 
allein stand. Die oben auszugsweise wiedergegebenen 
Schriftstücke, Beschwerde und Replik der drei verbün- 
deten Fürsten Hessen noch die Aussicht auf ein modi- 



') In den Verhandlungen wird er immer genannt „über 
Friede und Recht." Es war der Punct, der die Forterhaltung 
des Begiments und Kammergerichts durch andere Mittel, als 
den BeichszoU forderte. 
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ficiertes Regiment zu; hier wird unverkennbar auf gänz- 
liche Abschaffung des Regiments hingearbeitet. Trotz- 
dem wird man wohl einen einheitlichen ^) Feldzugsplan 
annehmen dürfen : es musste dem Angrifiiö auf das Re- 
giment mehr Aussicht auf Erfolg bieten, wenn er von 
zwei verschiedenen Gesichtspuncten aus gemacht wurde. 
Noch von andern Seiten kamen Beschwerden über 
Ungehörigkeiten in der Rechtssprechung, die sich das 
Regiment hatte zu Schulden kommen lassen: von der 
Stadt Augsburg und dem Bischot von Würzburg. *) Die 
Augsburger Supplication klagte, dass der Fiskal einige 
Augsburger Kaufleute im Juli vorigen Jahres wegen 
Uebertretung des Monopoliengesetzes und den Rath von 
Augsburg in einer Münzangelegenheit vor das Regiment 
citiert habe. Die Augsburger erboten sich in der Mo- 
nopolsache vor dem Kaiser, vor den anwesenden drei 
Kurfürsten oder vor jedem beliebigen sich zu verant- 
worten, nur nicht vor dem Regiment. Wir finden auch 
hier wieder jene zwei principiellen Beschwerden über 
das Regiment: es masse sich Jurisdiction an und sei 
nur nach der Declaration, nicht nach der Wormser 



') Dass auch Hessen die Erklärung vom 12. Februar unter- 
stützte, ist wahrscheinlicher als das Gegentheil. Dass es nicht 
mitgenannt ist, wäre dann so zu erklären, dass der Antrag 
von Kurpfalz vorher dem Kurflirstencollegium vorgelegt wor- 
den war und den Ständen gewissermassen als von diesen kom- 
mend, bekannt wurde. Siehe 1. c. fol. 156. — Die Stände 
haben entweder gar keinen Beschluss über den Antrag ge- 
fasst, oder die Entscheidung vertagt. 

*) Ihre Erwähnung fügt sich am besten hier ein. Die 
Augsburger Beschwerde ist vor dem 26. Februar übergeben, 
denn sie will von den drei Kurfürsten entschieden werden. 
Wenn die Würzburger eingekommen ist, wissen wir nicht; 
am 22. März war eine Antwort des Regiments daraut verle- 
sen. Förstemann p. 168. Die Augsburger Supplication: Fr. 
ETA. 39 fol. 162—172; im unvollständigen Auszug bei v. Harp- 
precht IV, 2, 54. Die Eingabe des Bischofs von Würzburg 
gedr. bei Förstemann p. 144—148. 
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Ordnung besetzt. — Einfacher ist die Beschwerdeschrift 
des Bischofs von Würzburg. Sie begnügt sich, eine Reihe 
von Fällen aufzuzählen , in denen Entscheidungen der 
bischöflichen Gerichte mit solchen des Regiments in 
Widerspruch gestanden haben; dadurch seien erstere in 
ihrer Wirksamkeit geschädigt worden. Der Bischof bit- 
tet, diese Benachtheiligung der unteren Gerichte durch 
das Regiment nicht zu dulden. — 

Am 19. Februar gaben die beiden Herzöge Wil- 
helm und Ludwig von Baiern eine Klagschrift gegen ^ 
das Reichskammergericht ein,^) welches einen Process aus 
dem Landgericht Hirschberg mit Uebergehung des Mün- 
chener Hofgerichts angenommen und ausserdem die An- 
wälte der Herzöge beleidigt habe. Wenn gleich diese 
Beschwerde das Regiment sehr glimpflich behandelt-e, 
so lief doch der Vorv\urf gegen dasselbe mit unter, dass 
es die Herzöge auf ihr Ansuchen nicht gegen das Reichs- 
kammergericht geschützt habe. 

Besonders hartnäckig waren die Städte; sie allein 
von allen Ständen erreichten, dass an ihre Eingabe so- 
fort Unterhandlungen angeknüpft wurden. Wir haben 
oben hervorgehoben, dass die Position der Städte auf 
dem Reichstage eine günstige war. Daraus erklärt es 



') Fr. UTA. 39. fol. 181—186. Vertheidigungsschrift des 
Kammergerichts fol. 190—202. Replik der bairischen Fürsten 
fol. 206—230. Siehe v. Harpprecht IV, 1, 97. — Es sei gestat- 
tet, an dieser Stelle die andern Eingaben an die Ständever- 
sammlung aufzuzählen, die nach und nach im Verlaufe des 
Reichstags einkamen: 

1. Supplication Antons von Lothringen. Fr. RTA. 39. fol. 
174—179, der keine Mandate und Ladungen vom Reiche mehr 
annehmen wollte und sich weigerte, seinen Anschlag zur Tür- 
kenhilfe zu bezahlen. Trotzdem behauptete er, sich nicht 
vom Reiche lostrennen zu wollen. 

2, Supplication Ulrichs von Würtemberg an die Stände. 
Januar 1524. Weller No. 3199 (Berliner Kgl. Bibl. Flugschr. 
1524, 4). Siehe auch Förstemann p, 172, 
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sich, dass die Städte, als sie am 8. Februar ihre sämint- 
lichen Beschwerden den Ständen unterbreiteten und da- 
bei namentlich unter dem ersten Puncte ihren Anspruch 
auf Sitz und Stimme im Reichstage wieder erhoben, 
nicht wie auf früheren Reichstagen eine einfache Ab- 
weisung erfuhren, sondern aufgefordert wurden, diesen 
ersten Punct noch einmal des Näheren auszuführen. 
Die Städte begründeten daraufhin ihren Anspruch noch 
einmal in einer neuen Eingabe; sie wiesen auf die Praxis, 
unter Friedrich m. hin, behaupteten aber weiterhin 
auch wenn kein historisches Recht für sie spräche, so 
sei es eine Forderung der Gerechtigkeit, dass ihre Reichs- 
standschaft anerkannt werde; sie nähmen an den Arbei- 
ten der Reichstage, sogar in Ausschüssen, Theil; sie 
würden zu den Reichslasten herangezogen; da sei es 
widersinnig, dass ihre Stimme nur gelten solle, wenn 
sie in den Beschluss der andern Stände einwilligten. ^) 



3. Gustav Erikson an die Stände. 29. December 1523. Wel- 
ler No. 3074. (Berlin 1. c. Flugschr. 1523, 7). 

4. Hartmut von Kronberg an die Stände. 2. Jan. 1524. 
Weller No 2843. Münch, Sick. 11, 271. Bitte gegen die drei 
rheinischen Fürsten. 

5. Christian von Dänemark an die Stände. Förstemann 
p. 155. Die Gemahlin Christians kam am 22. März nach Nürn- 
berg. Spiegel an Georg von Sachsen 26. März 1524 : Seidemann, 
Thomas Münzer p. 138. 

6. Friedrich von Dänemark an die Stände. 6. Jar 1524. 
Förstemann p. 154. 

7. Eingabe der Grafen; nur aus dem Reichsabschied be- 
kannt (§ 2Ö). Oder ist es die Beschwerdeschrift des Adels, die 
schon 1523 einmal abgegeben worden war? 

') Die am 8. Februar (Fr. RTA. 40. fol. 10) abgegebene 
Beschwerdeschrift ist in den Acten noch nicht gefunden wor- 
den. Dass darin namentlich der erste Punct bstr. Sitz und 
Stimme im Reichsrath hervorgehoben war, ergiebt sich aus 
den nächsten Verhandlungen über die Beschwerde, welche bis 
zum 19. Februar dauerten und Fr. RTA. 39. fol. 240—260 zu- 
sammengestellt sind. Die Darstellung im Text beruht darau *^; 
V. Höfler, Betrachtungen über das deutsche Städtewesen etc. 
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Ferdinand und Hannart im Verein mit den Ständen ant- 
worteten darauf, man habe beschlossen, in die Berathung 
der vorliegenden Reichssachen einzutreten und werde 
die Beschwerde der Städte mit denen der andern Stände 
zusammen später behandeln; die Städte möchten sich 
daran betheiligen. Da erklärten diese aber geradezu : 
ihre Instruction fordere einen klaren Bescheid über ihre 
Reichsstandschaft; ohne diesen wüssten sie nicht, für 
welche der Vorlagen sie stimmen könnten. Es wurde 
ihnen nunmehr zugesagt, dass sie den gewünschten Be- 
scheid bei der ersten Gelegenheit erhalten sollten; zu- 
nächst sollten sie nur mit in die Berathung der kaiser- 
lichen Proposition eintreten. Die Städte antworteten 
darauf in zwei Schreiben, einem an die Stände, einem 
andern an Ferdinand und Hannart. In dem ersteren 
wird nur, fast höhnisch, gesagt, wenn die Städte mit 



im Arch. f. K. oe. Gesch.-Qu. XI, p. 220 führt zwei Be- 
schwerden der Städte an, eine an den Statthalter, die andere 
an die Stände; beide seien gedruckt worden. Wülcker, Ver- 
handlungen über Errichtung eines Grenzzolls auf den Reichs- 
tagen 1523 und 1524 in „Gegenwart," Jahrgang 1879 Bd XVI, 
p. 5. 6. reproduciert eine vor der Ankunft Hannarts von den 
Städten eingereichte Auseinandersetzung über den Zoll. Ich 
glaube nicht, dass dieselbe auf diesen Reichstag gehört; die 
Städte wussten, ehe Hannart gesprochen, dass der Kaiser den 
Zoll missbilligte. Die Supplication wäre auf diesem Beichs- 
tage die Eröffnung eines Kampfes gegen Windmühlen gewe- 
sen; von nicht einer Seite erhebt sich der Wunsch nach dem 
Zoll auf diesem Reichstage. Das ZoUproject ist geradezu unter 
den Tisch gefallen. — Die Anklagen der Städte gegen das 
Regiment, seien sie nun in der grossen allgemeinen oder in 
einer besonderen Schrift vorgetragen', richteten sich, wie aus 
der Entgegnung des Regiments, Fr. RTA. 39. fol. 332-337 
hervorgeht, gegen einen Befehl desselben an den Fiskal, gegen 
säumige Romzugs- und Türkengeldzahlungen einzuschreiten, 
sowie auch gegen Eingriffe des Regiments in ihre Privilegien 
und Freiheiten. Nach Holzhausen, Fr. RTA. 40. fol. IG war 
das Regiment darin als „beschwerlich, verderblich und unfür- 
treglich" bezeichnet. 
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über das Regiment berathen sollten, so müssten sie doch 
eben dazu als Reichsstand qualificiert sein. Das an- 
dere Schreiben ist inhaltreicher und weist deutlich auf 
Verhandlungen über die wechselseitige Bewilligung von 
Reichsstandschaft und Geld zwischen Hannart und den 
Städten. Zunächst wird darin dasselbe gesagt, wie in 
dem Schreiben an die Stände ; dann heisst es aber wei- 
ter: die Städte hätten sich immer „mit vilfaltigen hilf- 
„fen vnd darstreckungen ihrer vermögen" früheren Kai- 
sern geneigt bewiesen. Durch diese Erklärung würde 
Klarheit über ihre Absichten gebracht werden. Um 
aber auch sonst ihre Geneigtheit zu zeigen, wollten sie 
sich an der Verhandlung über die kaiserliche Proposi- 
tion betheiligen, jedoch nur als vollberechtigte Reichs- 
stände. Ausserdem forderten sie noch einen endlichen 
Beschluss über ihre Reichsstandschaft vor dem Ende des 
Reichstages. Am 19. Februar kam die Sache endlich zum 
vorläufigen Ende. Die Stände hatten den Bescliluss 
gefasst, den Hauptartikel des Reichstags vorzunehmen 
und daneben die Städtebeschwerde zu behandeln. Eine 
Stellungnahme zu der von den Städten gewünschten 
vorläufigen Anerkennung ihrer Reichsstandschaft war 
allerdings darin übergangen. An dem genannten Tage 
trug Cyriacus von Polheim, ein Rath Ferdinands, in 
allgemeiner Ständeversammlung diesen Beschluss, der 
die Billigung Ferdinands und Hannarts gefunden hatte, 
den Antragstellern vor. Als diese darauf schwie- 
gen, verkündete der Erbmarschall, dass am nächsten 
Tage die Verhandlungen über den ersten Punct der 
kaiserlichen Proposition beginnen würden. 



Digitized by LjOOQ iC 



Die Yerhandliingen über das Begimcnt und 

Kammergerieht. (Erster Pimct der Propo- 

sition Hannarts.) 

Die Stände behandelten unter der Formel ^über 
Erhaltung von Friede und Eecht" die beiden Fragen 
über Erhaltung des Kammergerichts und des Regiments 
als eine Sache, wie es auch in der kaiserlichen Pro- 
position geschehen war. Was das Kammergericht be- 
traf, so herrschte im wesentlichen Einmüthigkeit unter 
den Ständen , wie zwischen Ständen und Regierung. ^) 
TJmsomehr Gegensätze kamen in der Regimentssache 
an den Tag. Wir fanden in den Beschwerden gewisse 
gemeinsame Klagen, nicht aber gleiche Forderungen. 
Der Bischof von Würzburg forderte nur Schutz seiner 
Gerichte, der schwäbische Bund wollte nur seine Ge- 
rechtsame in der Bestrafung von Friedbrechern dem 
Regiment gegenüber wahren; die drei rheinischen Für- 
sten dagegen zielten auf vollkommene Abschaflung des 
Regiments, ebenso die Städte. Waren denn aber diese 
zwei Factoren einig darin, was geschehen sollte, wenn 
die Abschaffung durchgesetzt wäre? Kurpfalz strebte 
nach dem Reichsvicariat ; die Städte hätten wohl lieber- 
eine Königswahl gesehen ; wenigstens deutete die Städte- 
gesandtschaft in Spanien an: wenn ein König gewählt 
würde, brauche man kein Regiment mehr. Gerüchte 
über eine bevorstehende Königswahl liefen genug um ; 
bestimmte Pläne finden wir unter den Ständen nirgends 
als bei Kurpfalz, das mit vollem Ernste die Vicariate^ 
einrichten wollte und das während des Reichstages einen 

Man gestatte mir, der Einfachheit wegen dieses Wort 
anstatt des weitschweifigen „der Erzherzog und Hannart'' zu 
gebrauchen. 
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Hausvertrag mit der bairischen Linie seines Hauses zur Ver- 
hinderung der Königswahl Ferdinands schloss.^) U eber- 
einst i mm ung war unter den Ständen nicht vor- 
handen. Man muss dies, namentlich aber die That- 
sache festhalten , dass die von Kurpfalz so radical be- 
triebene Opposition gegen das Regiment mit ihren Hin- 
tergedanken kaum bei den andern klagenden Ständen, 
geschweige denn bei der Reichsversammlung selbst un- 
bedingte Zustimmung gefunden hat. 

Die systematischen Bestrebungen der drei Fürsten 
freilich," die Personen des Regiments zu discreditieren, 
hatten allerdings ihre Wirkung gehabt. Der erste Be- 
schluss der Stände , am 20. Februar, ^) wünschte die 
weitere Unterhaltung des Kammergerichts, dessen Un- 
regelmässigkeiten beseitigt werden sollten; über die 
Unterhaltung des Regimentes aber wurde kein Beschluss 
gefasst; ehe diese Frage überhaupt discutierbar sei, 
sollte über die jetzt am Regiment befindlichen Personen 
„ein nothdürftiges Einsehen geschehen." Als Grund 
hierfür wurden die Beschwerden genannt, die gegen 
dasselbe erhoben seien und die noch kommen würden. 
Die Versammlung erhob also den Antrag von Kurpfalz 
vom 12. Februar zum Beschlüsse. Der einzige, der da- 
gegen auftrat, war der Kurfürst von Sachsen. Im Kur- 
furstenrathe sowohl, als in der Ständeversammlung 
erklärten seine Räthe: da das Regiment nach des Kai- 
sers Willen weiter bestehen solle, so wisse er von die- 
sem Artikel keinen Menschen auszunehmen ; hätte einer 
oder der andere von den Regimentsräthen unrecht ge- 
handelt, so könne dies nur rechtlich durch einen Pro- 
cess entschieden werden. Nur Einzelverfahren gegen 
Mitglieder des Regiments sei möglich, eine Kritik des 



') Hubertus Thomas Leodius, Ann. de vita Friderici H. 
(1624) p. 89. 90. 

«) V. Harpprecht IV, 2, p. 205. 
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gesammten Regiments unstatthaft. Aber die Stimme 
Kursachsens verhallte, und die Ständeversammlung über- 
mittelte ihren Entschluss dem Statthalter und dem kai- 
serlichen Bevollmächtigten. 

Hannart hatte sich bald, wahrscheinlich aus den 
Gesprächen mit dem Kurfürsten von Trier, mit dem er 
gemeinsam den Weg nach Nürnberg gemacht und vor 
dessen diplomatischer Gewiegtheit er eine grosse Mei- 
nung hatte, die Ansicht gebildet , wenn man das Regi- 
ment überhaupt halten wolle, müsse man eine Verän- 
derung der Personen den Ständen zugestehen. ^) Aber 
er war weit entfernt, dies sofort zuzugeben; die Ant-- 
wort, welche er und Ferdinand den Ständen gaben, 
ging noch über die Forderung des Kurfürsten von Sach- 
sen hinaus. Georg Truchsess übergab sie am 22. Fe- 
bruar 2) : der Beschluss über das Kammergericht wird 
angenommen, sonst aber die Forderung gemacht, unge- 
säumt über „Besetzung und Unterhaltung" des Regi- 
ments zu verhandeln. Wenn gegen die jetzigen Regi- 
mentsmitglieder begründete Beschwerden vorlägen, so 
solle man mit den Ständen, welche sie gestellt hätten, 
in Verhandlung über ihre Abberufung treten. Mit der 
etwaigen Abberufung aber müsse sofortige Neubesetzung 
der Stelle verbunden sein; ein Aufschub dürfe nicht 
entstehen. Der Kaiser werde auch seinen Verpflichtun- 
gen gegen das Regiment nachkommen und in kürzester 
Zeit die Beiträge für Burgund und Oestreich zahlen. — 
Für die darauf zu gebende Antwort holten die Stände 
die Zustimmung der Städte ein; durch diese unterstützt 



') Lanz I, p. 101. Die Stelle, in der er dies ausspricht , ist 
Anfang Februar geschrieben. Dass er die Erneuerung des 
Personenbestandes des Regiments nicht betrieb, zeigt Lanz I, 
p. 122 (zweiter Bericht): il a este de necessite donner congie 
et licence aux personnes questoient audit regiment. 

*) V. Harpprecht IV, ^, p. 206 = Fr. HTA. 39. fol. 263, 
woher auch das Datum. 

5* 
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gelangte sie an die Regierung am 23. Februar. ^) Die 
Stände beharrten auf ihrer Forderung und fügten nur 
die mildernde Bemerkung hinzu, die Abberufting der 
Regimentsmitglieder solle deren Ehre nicht angreifen. 
Am nächsten Tage (24. Februar) gab Truchsess den 
Ständen die Antwort der Regierung,^ die ebenfalls auf 
ihrer Forderung bestehen blieb und zur Bekräftigung 
eine Copie der Hannart'schen Proposition zufügte. Die 
Stände nahmen Bedenkzeit bis zum 26. Februar. 

Also kaum begonnen, stockten die Unterhandlungen 
bei einer Vorfrage — denn die kaiserliche Proposition 
forderte ja Berathung über die Art und Weise der künf- 
tigen Unterhaltung des Regiments. Aber die Regie- 
rang wie das bedrohte Regiment arbeiteten unbeirrt 
weiter — oifenbar im Einverständniss mit einander und 
dieses von jener geleitet. Wir haben oben die Abnei- 
gung kleinerer Städte gegen die Städtegesandtschaft 
nach Spanien eingesehen; eben um diese Zeit verwei- 
gerte wiederum eine Anzahl oberschwäbischer Städte 
auf dem Tage von Ravensburg, 29. Februar, die Theil- 
haberschaft an den Kosten der Gesandtschaft. ^) Das 
mächtige Augsburg stand in offenem Zwist mit den an- 
deren Städten, wenigstens in der Monopolfrage. An die- 
sem Puncte setzten Ferdinand und Hannart den Hebel 
(4n. Immer zwei bis drei Städte wurden an verschie- 
dene Orte beschieden und für die Erhaltung des Regi- 
ments durch Versprechungen und den Hinweis auf den 
Willen des Kaisers günstig zu stimmen versucht. *) Die 



*; Verhandlung mit den Städten, die wahrscheinlich am 
Beschluss vom *20. Februar nich"; theilgenommen hatten, Fr. 
HTA. 39. fol. 265. Die Eingabe an die Regierung: v. Harpp- 
recht IV, 2, p. 207 =» Dresdner Archiv, Locat 10182. fol. 11-^ 

») V. Harpprecht IV, 2, p. 20ö = Fr. RTA. 39/ fol. 266, 
woher auch das Datum. 

») Klüpfel II, p. 275. 

*) Ueber diese Sonderverhandlungen und ihre Ergebnisse: 
Fr. ETA. 39. fol. 270. 27 J. Holzhausens Berichte vom 26. Fe- 
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Unterhändler des Erzherzogs wünschten es nicht, dass 
von diesen gesonderten Unterhandlungen Kenntniss an 
die Qesammtheit der Städte gelange; es sollten eben 
solche Sonderunterhandlungen werden, wie sie die kair 
serliche Politik so oft angewendet hat. Und allerdings, 
sie blieben nicht erfolglos. Einige der grössten Städte 
gerade wurden vollkommen gewonnen. Der Gesandte 
Frankfurts, der sich nicht umstimmen liess, meldet mit 
Indignation seinem Rathe, dass Nürnberg behaupte, nie- 
mals bindende Erklärungen gegen das Regiment abge- 
geben zu haben. Ein Jeder suche eben seinen Nutzen, 
setzt er bitter hinzu : wahrscheinlich war die Stadt vom 
Erzherzog durch Vorstellungen der Ehre und des Nutzens, 
den sie durch das Regiment genösse, gewonnen worden. 
Auch Ulm zeigte sich widerspänstig in den Städtever- 
handlungen. Ebenso wurde Augsburg für Weitererhal- - 
tung des Regimentes gewonnen. So war eine nicht ?u 
unterschätzende Bresche in die Einmüthigkeit der Städte 
gelegt. — Das Regiment liess sich damals ganz in dem 
Sinne der Sonderverhandlungen vernehmen. Am 26. Fe- 
bruar richtete es an die Städte geradezu die Anfrage, ^) 
ob denn alle Städte in die Beschwerden gegen das Re- 
giment gewilligt hätten, und welche von ihnen sie noch 
aufrecht erhielten. Als die Städte darauf antworteten, 
allerdings sei das Vorgetragene die Meinung ihrer Ge- 
sammtheit, gab das Regiment eine Zurückweisung der 
ihm gemachten Vorwürfe, ^) doch mit dem Zusätze, die- 

bruar und 5. März. Fr. RTA. 40. fol. 14. 17. Ueber Augsburg 
Hannart in seinem zweiten Berichte, Lanz I, p. 128: die Städte- 
boten seien die schwierigsten in betr. der Unterhaltung des 
Regiments; toutesfoiz la ville Dausbourg en cestuy endroit 
sest demonstre la plus voluntaire. Wir erinnern uns daran, 
dass die Regelung der Monopolangelegenheit in die Hände 
Ferdinands und Hannarts gelegt worden war (kais. Proposi- 
tion). Augsburg musste deshalb ihnen entgegenkommen. 

1) Anfrage und Antwort. Fr. RTA. 39. fol. 269. 

*) Fr. RTA. 39. fol. 332—337. 
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selbe sei gar nicht noth wendig, denn das Kegiment wisse, 
dass die Beschwerden nicht von allen Städten ausgin- 
gen, und dass einige Städte sich sogar bei ihm und dem 
Erzherzog entschuldigt hätten. — Am 26. Februar rich- 
tete auch das Kegiment eine Beschwerde ^) an die unpar- 
teiischen Stände im Reichstage: das Regiment und 
der kaiserliche Bevollmächtigte seien gegen das 
Reichsrecht von der Ständeversammlung ausgeschlossen, 
während die Feinde des Regiments darin sässen und in 
der eigenen Sache mit Beschlüsse fassten. Es erbie- 
tet sich, zu Recht zu stehen; wolle man es aber unge- 
hört verwerfen, so protestiere es an den Kaiser, den 
Erzherzog , alle unparteiischen Stände und jeden Men- 
schen, er sei hoch oder niedrig. — Die Sprache des Re- 
giments war recht kräftig geworden. 

In der Bedenkzeit änderten die Stände ihren Sinn 
nicht. Am 26. Februar präsentierten sie der Regierung 
ein neues Schreiben, ^) das den alten Standpunct zäh 
vertrat. Aus der letzten Antwort der Regierung gehe 
hervor, dass dieselbe gar nicht im Princip gegen eine 
Veränderung der Regimentsmitglieder sei, dass sie nur 
an dem von den Ständen gewünschten Modus der Ver- 
abschiedung Anstoss nehme. Es sei dieser aber der 
beste; denn der von der Regierung vorgeschlagene 
würde zu lange Zeit erfordern, von dem Regiment aber 
gar nicht beachtet werden, da dieses das Abberufungs- 
recht allein dem Kaiser zuschreibe. Gegen die Worm- 
ser Ordnung Verstösse ihr Vorschlag auch nicht; des- 
halb wiederholen sie ihn: die Regimentsräthe sollen 
daraufhingewiesen werden, dass das Regiment nur auf 
zwei Jahre bewilligt worden sei; man danke ihnen für 
ihre Mühe und zähle auf sie , falls ein neues Regiment 
errichtet werde. Am Schlüsse der Eingabe steht kurz 



Fr. RTA. 39. fol. 272. 273. 

^ 1. c. fol. 274. 275. = Dresdener Archiv. Loc. 10182. fol. 
118. 114. 
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und klar , die Stände seien entschlossen , das Regiment 
mit seinen jetzigen Mitgliedern auf keinen Fall zu dul- 
den. — Diese Erklärung der Stände blieb vollständig 
in dem Umfange der frühern und bot nicht einmal die 
Möglichkeit, zu sehen, ob die Stände ein Regiment über-- 
haupt weiter bewilligen wollten. Es war unmöglich, so 
vorwärts zu kommen; die Regierung musste einen Schritt 
entgegengehen. ^) Sie machte den Ständen die Concession, 
sich den Regimentsmitgliedern gegenüber so verhalten 
zu wollen, dass es den Ständen recht sein würde, er- 
klärte aber zugleich, vorher müsse ein endlicher Beschluss 
über Besetzung und Unterhaltung des Regiments gefasst 
worden sein (27. Februar). Das war immerhin ein Schritt 
zur Verständigung. Vorher standen Forderung der 
Stände und Abweisung derselben durch die Regierung 
einander gegenüber; jetzt war die Sache zu einer Ge- 
schäffcsordnungsfrage geworden, in welcher allerdings 
keine Partei der anderen traute , sie möchte , nachdem 
ihre Forderung zuerst bewilligt wäre, die Verhandlun- 
gen abbrechen. Die Antwort der Stände ^) ist gewis- 
sermassen das Gegenbild zu der Erklärung der Regie- 
rung : es sei durchaus nicht die Absicht der Stände, der 
Ordnung von Worms entgegen das Regiment überhaupt 
abzuschaffen; zunächst aber sei es nothwendig, dass die 
Regimentsmitglieder entlassen würden, Diese Antwort 
der Stände ist die erste , welche klar zeigt , dass die 
Ständeversammlung nicht die extremen, auf Abschaffung 
des Regiments zielenden Anträge Kurpfalz's vertrat. 
Für den Fortgang der Verhandlungen ist sie unerheb- 
lich gewesen, da die Regierung nicht wissen konnte, 
ob damit die wahre Meinung der Ständeversammlung 
zum Ausdruck kam. 



*) Fr. ETA. 39. fol. 276. 277. 

») Vom 29. Februar. Fr. RTA. 39. fol. 277, 278, = Dresde- 
ner Archiv. Loc. 10182. fol. 114. Zu diesem Bescheid war auch 
die Einwilligung der Städte eingeholt worden. 
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Es trat zunächst eine jener mehrtägigen Pausen 
ein, über welche Feilitzsch einmal klagt. Am 4. März 
endlich trat ein Ausschuss ^) zusammen , um über die 
Regelung der Irrungen zwischen den sich beschweren- 
den Ständen und dem Regiment „unvorgreiflich" zu be- 
rathen. Den Vorschlag hatte die Regierung gemacht, 
wahrscheinlich um zu sehen, in wie weit die Gesammt- 
heit der Stände die Beschwerden der einzelnen vertrete 
und inwieweit ihre letzte Anzeige, sie seien nicht gegen 
ein Regiment überhaupt , den wirklichen Gesinnungen 
entspreche. Der Ausschuss bestand aus 8 Personen; 
vier von den Ständen: Dr. Forster, Dr. Eck, Dr. Affen- 
stein und C. von Westhausen, und vier von der Regie- 
rung: Georg Truchsess, von Gondelflngen, Fabry und 
noch einer, dessen Namen uns Feilitzsch nicht melden 
kann. Am 8. März hatten sie ihre Arbeiten vollendet 
und legten sie die Ergebnisse derselben den Ständen 
vor. ^) Sie hatten ihren Auftrag weit überschritten. 
Anstatt Mittel anzugeben, wie der Streit zwischen Kla- 
genden und dem Regiment gehoben werden könne, reich- 
ten sie ein Gutachten über Verfassung, Befugnisse und 
Art und Weise eines etwaigen neuen Regimentes ein. 
Das Gutachten schliesst sich zunächst eng an die Be- 
schwerden gegen das Regiment an; die Befugnissphäre 
des neuen Regimentes wird genau nach dem abgegrenzt, 
was die einzelnen Klagen gewünscht hatten: die kai- 
serliche Declaration soll abgeschafft \^ erden, das Regi- 
ment fortan aus 22 Mitgliedern bestehen ; das Regiment 
soll alle Stände bei ihren Freiheiten und Regalien las- 
sen; die Jurisdiction wird dem Regimente genommen 
und dem Kammergericht übertragen; das Regiment soll 



•) Bericht Feilitzschs. 11. März. Förstemann p. 155. 156. 
Ihm folge ich hier in den Daten, die er sehr genau angiebt, 
gegen Fr. RTA. 39. fol. 279. 

») V. Harpprecht IV, 2, p. 209-213. = Fr. RTA. 39. fol. 
280 — ^283, wo als Datum der 10. März angegeben ist. 
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fceine Criminalverbrecher und Leute, die gegen ihre eige- 
nen Landesherren klagen nur unter bestimmten Bediü- 
gungen geleiten ; das Regiment wird beschränkt auf die 
Executive in Glaubens- und Türkenangelegenheiten; 
bei Landfriedensbrüchen soll es die Acht nur verkün- 
den, über ürtheilsexecutionen nur berathschlagen, oifen- 
bare oder drohende Kriege und Fehden unter Keichs- 
ständen gütlich beizulegen suchen. Alles was hier als 
Gesetz für das künftige Regiment aufgestellt \>ird,lässt 
sich , soweit es negativ und einschränkend ist , in den 
Beschwerdeschriften des Bundes, der drei Fürsten, Würz- 
burgs und der Städte wiederfinden. Aber es werden in 
dem Gutachten auch ganz neue Puncte aufgestellt: da- 
mit die Fürsten am Rhein und im Niederland sich nicht 
beschwert fühlen können, solle das Regiment nach Speier - 
oder Frankfiirt verlegt werden; ^) ein Kurfürst, der 
nicht persönlich am Regiment anwesend sein könne, 
dürfe sich durch einen Rath vertreten lassen; der Erz- 
herzog-Statthalter dürfe zwei Räthe ins Regiment mit- 
bringen; 2) in dfer Besetzung ihrer Stellen säumige Stände 
dürfen bis um 1000 Gulden bestraft werden; endlich 
sollen die Stände das Kammergericht ganz und das Re- 
giment zur Hälfte bezahlen, und zwar von nächsten 
Pfingsten ab. ^) 

Von jetzt ab ist in den Ständebeschlüssen keine 
Andeutung von völliger Abschaffung des Regiments mehr-^ 
zu finden. Dem Antrage Kurpfalz wurde von der Stände- 
versammlung selbst die Spitze abgebrochen. Aenderung 
des Regiments, und zwar Aenderung in der Rieh liing 

*) Aus der Motivierung und den folgenden Verhandlungen 
ist zu ersehen, dass dies ein Antrag der Stände war. 

') Sicher von den Verordneten der Regierung beantragt. 
Archiv für K. oe. Gesch.-Qu. I, 2, p. 101. (Instr. für Bredam) 
klagt Ferdinand dem Kaiser, dass ihm dies die Stände prop- 
ter locumtenentiam nicht gestatteten. 

3) Aus den folgenden Verhandlungen zu schliessen, war 
dies ein Gompromiss innerhalb der Gommission. 
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dass seine Befugnisse stark eingeschränkt würden, das 
war die Losung, welche die Stände zusammenhielt. 
Was aus einem pfälzischen ßeichsvicariat, was aus einer 
Königswahl sich entwickeln konnte, war nicht klar zu 
sehen; die Aussicht auf möglichst ausgedehnte Selb- 
ständigkeit bot sich den Ständen dann , wenn das Re- 
giment zwar bestehen blieb, sein Wirkungskreis aber 
geschmälert wurde. 

Als die Stände am 8. März das Gutachten des Aus- 
schusses in Empfang genommen hatten, vertagten sie 
ihre Entscheidung bis zum lOten. Welchen Bescheid 
sie an diesem Tage dem Statthalter und dem Bevoll- 
mächtigten übergaben, wissen wir nicht. Sicherlich 
war er in der Hauptsache zustimmend. Ferdinand und 
-Hannart aber verwarfen das Gutachten in einer Ant- 
wort vom 11. März, ^) weil es über den Auftrag der 
Commissare hinausgreife, weil es der Wormser Ordnung 
widerstreite , endlich weil die beiden Parteien in der 
Commission nicht einig gewordenVären. Trotzdem war 
der Ausschuss für sie nicht ohne Nutzen gewesen: sie 
wussten nunmehr die Forderungen der Ständeversamm- 
lung, und thatsächlich wurde von nun ab über Unter- 
haltung und Besetzung des zukünftigen Regiments neben 
der Frage der Beurlaubung des jetzigen unterhandelt. 

Die nächste Antwort der Stände auf die Zurück- 
weisung des Ausschusses durch die Regierung war frei- 
lich ganz in dem alten Tone gehalten und recht schroff. ^) 
Nur unter der Bedingung, dass die Regimentsmitglie- 
der sofort entlassen würden, wollen sie ein neues Re- 
giment, von nächsten Pfingsten ab, in Speier oder Frank- 
flirt besetzen. Gehe der Statthalter darauf nicht ein, 
so seien sie gezwungen, zu einem Abschied zu greifen. 
Zugleich kamen sie mit neuen Forderungen, die noch 

') Fr. RTA. 39. fol. 283. 284. 

2) Sie wurde am 12. März gegeben, v. Harpp recht IV, 2, 
p. 213, -» Fr. BTA. 39. fol. 284. 2^, wohsr a-ach das Djitam . 
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über das Ausschussgutachten hinausgingen: Priifang der 
gegen das Regiment und Kammergericht erhobenen 
Klagen , Inquisition des Kammergerichts im allgemei- 
nen, Abnahme einer Rechenschaft über die vom Regi- 
mente verwaltete Türkenhilfe und andere Beiträge der 
Stände. 

Ohne Gefahr für die Weitererhaltung des Regiments 
konnten Ferdinand und Hannart in die sofortige Ent-- 
lassung der Mitglieder noch immer nicht willigen und 
doch waren von den Ständen die weiteren Verhandlun- 
gen davon abhängig gemacht worden. So erschienen 
denn die beiden Vertreter des Kaisers am 15. März 
persönlich in der Ständeversammlung und baten um 
eine sofortige Unterredung mit einem Ausschuss der 
Stände. Der Reichstag ging darauf ein; es wurden der 
Kurfarst von Trier, Pfalzgraf Friedrich, Herzog Wü- 
heim von Baiern, der Bischof von Würzburg, der Hoch- 
meister Albrecht, der Kanzler von Kurmainz, Dr. Bi- 
beysen (Gesandter des Bischofs von Worms) und Vehus 
(Gesandter von Baden) abgeordnet. Diese zogen sich 
auch sofort mit Ferdinand und Hannart zu gesonderter 
Berathung zurück. Am folgenden Tage, 16, März, wurde 
den Ständen über die Disputation referiert. Leider sind 
die 6 Artikel, welche aufgestellt worden waren, nicht er- 
halten ; aus einer eben an diesem Tage gefassten Reso- 
lution der Stände ^) sieht man aber, dass einer der Ar- 
tikel die Frage betraf, von wem und auf welche Weise 
die Kosten des Kammergerichts und des Regiments auf- 
gebracht werden sollten. Ferdinand und Hannart grif- 
fen hierin auf den Beschluss der Achtercommission zu- 
rück und hatten sich erboten — Hannart übertrat dabei 
seine Instruction — die Hälfte der Kosten des Regiments 
für den Kaiser zu übernehmen; doch sollten die Bei- 
träge für Oestreich und Burgund in dieser Hälfte inbe- 

') Fr. RTA. 39. fol. 286. 
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griffen sfein. Üie Stälidöj die ja auch in der leteteii 
Zuschrift an die Regierung nur Voll dUel' BeöetÄuüg;, 
nicht von Beiträgen zur Unterhaltung des ßegitiieiiteö 
gesprochen hatten, erklärten in der Resolution: ein 
Kammergericht zu haben, sei allen recht; zum Regi- 
ment könnten sie trotz des Vorschlages der Regierung 
Weder etwas bewilligen, noch wftssten sie, nachdem der 
Reichszoll vom Kaiser abgelehnt Wof den sei, Mittel zur 
Unterhaltung desselben anzugeben. Die Städte, Welch« 
an demselben Tage noch um ihre Meinung befragt wur- 
den, waren mit der Resolution einverstanden, baten 
aber, zu etwaigen Specialverhandlungen hinzugezogen 
M werden. ^ Atti 18. MärS! berieth man darauf in der 
Stäudeversammlung über die der Regierung zu erthei- 
lende Antwort. ^) Die einzige Concession, die darin der 
Regierung gemacht wird — wohl ein Erfolg der per- 
»öttlichen Unterredung — ist kaum nennenswerth; in 
der Commission, die vom Regiment Rechenschaft über 
die Verwaltung der Gelder nehmen würde, sollte auch 
der Erzherzog mit einer Person vertreten sein. Sonst 
werden die Forderungen der Eingabe vom 12. März 
festgehalten; die Kosten des Kammer gerichts werden 
von den Ständen übernommen, aber ein Regiment in 
Speier wollen sie nur besetzen, wenn der Kaiser allein 
die Unterhaltung dess.^lben bestreite. Ja noch eine 
neue Forderung wird angebracht: das Gutachten des 
Achterausßchusses soll, verbessert und verändert, zu 
einer neuen Regimentsordnung gefasst wei^den. Am 
Schlüsse befindet sich noch die Drohung, die Verhand- 
lungen abzubrechen. 

Die Regimentsfrage war im Verlauf der Verhand- 
lungen recht complicirt geworden; der Forderungen der 
Stände wurden immer mehr. Da die Verhältnisse zum 



') V. Harpprecht IV, 2, p. 214. =- Fr. RTA. 89. fol. 287, wo- 
her das Datum. 

2) y, Harpprecht IV, 2, p. 218. 
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Abschluss drängten, da die andern Puncte der Propo- 
sition kaum berührt worden waren, entscliloss sich die 
ßegierung nachzugeben, wenn nur das Organ der kai-^ 
serlichen Gewalt in Deutschland, das Eegiment, allerdings 
verändert, bestehen blieb. Der Rückzug tritt uns um 
so unvermittelter entgegen, als wir die Unterredung 
vom 15. März nicht genauer kennen, in welcher er zwei- 
felsohne vorbereitet worden war. Am 21. antworteten 
Ferdinand und Hannart auf die Eingabe vom 18. März. ^) 
Bedingungslos wurden zugegeben die Vakanz des Kam- 
mergerichts bis Pfingsten und die „Reformation und 
Inquisition" desselben durch eine von Statthalter und 
Ständen zu bildende Commission; ferner die Behandlung 
der Beschwerden gegen Kammergericht und Regiment 
durch eine gemischte Commission, endlich: die Rechen- 
schaftsablegung des Regiments. Die Verlegung des letz- 
teren nach einem andern Orte wurde unter der Bedin- 
gung angenommen, dass die Stände die Hälfte der Ko- 
sten trügen. Allerdings wurden daneben auch Augsburg, 
Ulm und Esslingen für die Verlegung vorgeschlagen, 
da der Erzherzog im nächsten Jahre viel gegen die 
Türken und Italien zu thun habe. Nichts aber wurde 
von einer Beurlaubung der jetzigen Regimenlsmitglie- 
der gesagt, sodass dem Erzherzog nach diesem Vor- 
schlag freigestanden hätte, dieselben bis nächste Pfing- 
sten, von welchem Termin ab das Regiment wieder unter- 
halten werden sollte, im Amt zu behalten. ^) Verschoben 
auf weitere Unterhandlungen wurde endlich die Frage, 
ob das Gutachten der Achtercommission zur Grundlage 
einer neuen Regimentsordnung gemacht werden solle. 
Die Stände antworteten auf diese Erklärung der 



') V. Harpprecht IV, 2, p. 215.= Fr. RTA. 39. fol..92— 294. 

*) Ebendamals, als der Quartalwechsel wieder vor der Thiir 
stand, versicherte er noch einer Gesandtschaft des Regiments, 
welche anfragte, wie es sich verhalten solle, er werde das Re- 
giment weiter erhalten und besolden. Fr. RTA. 39. fol, 301, 
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Regierung in ausserordentlich befriedigtem Tone am 

22. März. ^) Ueber die noch ausstehenden Puncte würde 
man sich mit Leichtigkeit einigen können, nachdem man 
in so vielen schon einig geworden sei. Statthalter und 
Orator möchten nur ihre offene Meinung über das Gut- 
achten der Achtercommission zu erkennen geben; wenn 
die Stände darin ihrer Nothdurft nach bedacht würden, 
so würden sie auch die Hälfte zu den Kosten des Kam- 
mergerichts und des Regimentes beitragen. Das klang 
sehr friedlich; zugleich zeigten die Stände freilich den 
Städten an, dass sie nicht eher über die Unterhaltung 
des Regiments zu verhandeln gedächten, als bis ein 
endlicher Beschluss über das Gutachten der Achter- 
commission herbeigeführt worden sei. Die Städte, so- 
weit sie bei ihrer dem Regiment feindlichen Gesinnung 
geblieben waren, scheinen über die Bereitwilligkeit der 
Stände, die Hälfte der Kosten beider Institute, des 
Kammergerichts und des Regiments, tragen zu wollen, 
ziemlich bestürzt gewesen zu sein. Holzhausen jammert 
in einem Berichte vom 29. März ^) beweglich darüber 
und meint, es sei keine Treue und kein Glaube mehr 
auf der Welt. Höchst interessant sind die Antworten, ^) 
welche die Gesammtheit der Städteboten den Ständen 
gab, nachdem nunmehr die Majorität dieser für Fort- 
erhaltung und theilweise Bezahlung des Regiments sich 
entschieden hatte. Die erste vom 22. März besagt, sie 
wollten über die Unterhaltung des Regiments jetzt ganz 
und gar keine Antwort geben, dieselbe weder bewilligt, 
noch abgeschlagen haben. In der zweiten Antwort vom 

23. März tritt ihre Uneinigkeit noch deutlicher zu Tage. 
Die Antwort theilt die gesammten Städte in drei Klas- 
sen : diejenigen Abgeordneten, welche in eine Unterhal- 



1) Fr. HTA. 39. fol. 294. 
») Fr. RTA. 40. fol. 30. 

3) 1. c. fol. 30 steht die zweite; beide: Fr. RTA. 39, fol. 
295. 296. 
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tung des Regiments zu willigen die Macht hätten, wür- 
den einstimmen ; diejenigen , welche solche Macht nicht 
hätten, würden sich gebührlich erweisen, wenn ihre Be- 
schwerden gegen die letzte Veranschlagung berücksich- 
tigt würden; diejenigen endlich, welche bereits wegge- 
ritten seien, würden sich jedenfalls auch der Gebühr 
nach halten. Mit dieser Antwort sollte jedoch der Ent- 
scheidung der an zweiter und dritter Stelle Genannten 
nicht vorgegriffen werden. — Die Antwort ist offenbar 
von einer dem Regiment günstigen Majorität verfasst. 
Soweit war es mit den Städten gekommen; wenn Han- 
nart von ihnen auch ebenso wenig wie von dem schwä- 
bischen Bunde Unterstützung für die europäischen An- 
gelegenheiten des Kaisers erlangen konnte, so war es 
doch ein bedeutender Vortheil für die kaiserliche Po- 
litik, dass der Feind des Regiments, der es sich hatte 
am meisten kosten lassen, unschädlich gemacht war. 
Ein Protest der Städte gegen den Reichsabschied nach 
dieser Seite hin war sicherlich nicht zu befurchten. — 
Es sei gleich in diesem Zusammenhange erwähnt, dass 
von der Regierung später noch der Versuch gemacht 
wurde, die Städte aus ihrer halben Stellung zu ganzen 
Freunden des Regiments und des Kaisers zu machen. 
Es ist ein vom 2. April datierter Vorschlag ^) des Erz- 
herzogs und Hannarts betreffe der Reichsstandschaft der- 
Städte vorhanden: die Städte sollen zwei Abgeordnete 
mit einer Stimme zum Reichsrathe entsenden dürfen; 
ihre Session sei hinter der der Grafen und Herren; die 
Städteabgeordneten müssen ohne Hintersichbringen mit 
den Ständen beschliessen, jedoch austreten, wenn etwas 
über die Stadt verhandelt würde, von welcher sie 
gerade verordnet sind. Diese Anordnungen sollen 
nur provisorisch bis zur Ankunft des Kaisers in das 



') Vorschlag der Regierung und Antwort der Städte Fr. 
RTA. 39. fol. 297-299. 
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Reich gelten. Ob nun die Stände diesen Antrag un- 
verändert angenommen haben, wissen wir nicht. Ein 
BescTieid wurde, der früheren Zusage gemäss, den Städ- 
ten in Betreff ihrer Reichsstandschaft gegeben — aber 
die Städte antworteten : ^) die Sache sei zu wichtig; sie 
nähmen den Bescheid nur auf Hinteröichbringen an; 
auf einem künftigen Reichstage würden sie antworten. 

Der Beschluss der Stände vom 22. März, die darin ge- 
botene Aussicht auf spätere Genehmigung der halben 
Kosten beider Institute, war eine Concession von nur 
zweifelhaftem Werthe , nachdem sie früher sich bereit 
erklärt hatten, das Kammergericht ganz erhalten zu 
wollen. Die Frage um das Regiment war noch keines- 
wegs entschieden; vereinfacht war sie allerdings wor- 
den. Im Wesentlichen war sie nunmehr zugespitzt in 
die wechselseitigen Forderungen: höherer Beitrag zur 
Erhaltung des Regiments und Kammergerichts — und: 
Beurlaubung der Regimentsmitglieder , Zusätze zur 
Wormser Regimentsordnung. Der zweite Bericht Han. 
narts stellt nur die Kosten- und die Beurlaubungsfrage 
einander gegenüber. Er und Ferdinand hätten zur 
Deckung der Kosten des Regiments den Ständen nach, 
und nach Anschläge, einen gemeinen Pfennig, Romzugs- 
gelder vorgeschlagen; sogar der Reichszoll vom vori- 
gen Jahre sei, nachdem die Städte sich nicht willig 
gezeigt hätten, wieder hervorgeholt worden ; endlich sei 
die Entlassunjf der Regimentsräthe der Preis gewesen, 
um welchen die starren Stände die halben Kosten des 
Kamraergerichts und des Regiments zu tragen ein- 
gewilligt hätten. *) 

Also nicht einmal den ,Beschluss der Achtercom- 
mission, nach welchem das Kammergericht ganz und 
das Regiment zur Hälfte von den Ständen bezahlt wer- 
den sollte, und der doch sicher schon ein Compromiss 
war, vermochte die Regierung durchzusetzen. 

1) Lanz I, p. 119. 122. 
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Der 23* Mär« ivar Mittwoch vor Ostern. Von da 
ab ruhten die Beichstagsgeschäfte big naeh dem Feitej 
der Erzhei^og zog sich in ein benachbartes Kloster i^ 
rfidc. Am 31. Mä.rz wurde den Stlbiden die Ent^chai« 
dttng der Regierung 6bergeben, und zwar in der Form 
eines Reichsabschiedes« ^) Dieselbe entsprl&t nieht 
nur im Inhalte, sondern bis anfe Wort den ersten i£wan^ 
zig Paragraphen des endgültigen Reichsabschiedes Vota 
18. April. Die Regierung gab darin alles, was Verlangt 
worden war: die zweijährige Unterhaltung des £am- 
mergerichts und des Regiments Wird von den fltäitden 
und dem Eaii^er gemeinsam fibernommen, doch )iind in 
die Hälfte des letzteren die Beiträge für Oestrc4<äi and 
Burgnnd eingeschlossen. Eine Umänderung der Worm- 
ser Ordnung wird in .6 Artikeln gegeben: 1) Abscluif'' 
fting der kaiserlichen Declii^^ation; 2) die 18 Surflirite& 
und Fürsten, welche abwecfaselnd persönlich AA Begi« 
ment sein sollen, dürfen sich durch R&the Teiiret^ 
lassen — hierbei wird ^ugleidi der Turnus, ä$^ mA* 
ehern sie abwechseln sollen, festgesetzt -^ doch ^rfen 
sie sich auch 3) unter einander v^treten) 6) Aeft p&^* 
sönlich am Regiment anwesende Fürst oder KuHtirst 
darf seine RMhe mit in die Sitzungen nehmen; ebenso 
sind dem Erzherzog deren zwei gestattet; 5) vi/shi ?0& 
den Ständen besetzte Stellen besetzt das Regiment selbst 
nach der Wormser Ordnung und 6) dem Regiment Wird 
alleJurisdiction entzogen. Im ibrigen'soUte die Worm* 
ser Ordnung in Kraft bleibe. Die Verlegung des iU<^ 
giinents und Eammergerichts — naeh Esslingen -^, Mck 



*) Fr. ETA. 39. fol. 349-35T. FeilltzacJh an den Etirfar- 
fiten Y(m Sachsen, Förstemann p. 176 , bat bei der Yeileaung 
die Zweideutigkeit in der Benjrlikiiibmi^ des Regiments wobl 
gemerkt. — Der officielle Beicbsabacbied , vom 18. AprM de»- 
tiert, ist am besten gedruckt: Neue Sammlung der Äeicts- 
abscbiede 11, 252—269, Der Druck bei Lünig ist durch Lese- 
fehler an vielen Stellen bis zur ^Sinnlosigkeit enistelli;. 

6 
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die Vakanz beider Institute bis Pfingsten wird verfugt, 
und zwar soll während derselben der Statthalter allein 
die Reichsgeschäfte besorgen , als wenn das Regiment 
ihm zur Seite stünde. Nur, aber auch nur in dem 
Puncte der Beurlaubung der Regimentsmitglieder wer- 
den in dem Entwürfe noch Winkelzüge gemacht. An 
der einen Stelle heisst es, es werde den Räthen ,.an- 
^haim zu ziehen erlaupt mit angehengter beger, Wo sie 
„widerumb erfordert, sich gutwillig erzeigen vnd finden 
„zu lassen," an einer andern: Die Stände sollen zu 
Pfingsten ihre Regimentsräthe in Esslingen haben „aus- 
„serhalp der itzo auf diesem Reichstag beclagten regi- 
,.mentspersonen**. — 

Es ist, kurz gesagt, zweierlei, was die Verände- 
rung der Regimentsordnung charakterisiert. Eine wich- 
tige Befugnis wurde dem Regiment genommen, anderer- 
seits aber die Durchfiihrung der ihm gebliebenen Oblie- 
genheiten zweifellos erleichtert. Nur von diesem letzten 
Gesichtspunkte aus konnte die Regierung damit zufrie- 
den sein. Was sie dagegen von ihren anfänglichen For- 
derungen aufrechterhielt, was sie in dem Entwurf neu 
für den Statthalter in Anspruch nahm, war verzweifelt 
wenig. Sie musste sich damit trösten, das Regiment 
überhaupt behalten zu haben. 

Ganz zufriedengestellt waren die Stände immer noch 
nicht. Sie merzten zunächst die zu günstig klingende 
Formel der Verabschiedung der üegimentsräthe aus, wo- 
durch freilich die Unklarheit der Worte keineswegs ge- 
hoben wurde; in dem offiziellen Reichsabschied ist die 
zweite der oben angeführten Stellen getilgt, an der ers- 
ten nur gesagt: „gnediglich anheim zu ziehen erlaubt". 
Wie aus einem in den ersten Tagen des April gegebe- 
nen Schreiben der Regierung an die Stände ^) hervorgeht, 
hatten diese noch andere Wünsche vorgebracht. Sie 



*) Fr. RTA. 39. fol. 359-361. 
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hatten den Entwurf eines Mandats *) vorgelegt , naefi. 
welchem kein Stand gehalten sein sollte, seinen Beitrag 
zur vorjährig beschlossenen Türkenhilfe und zu der eben 
beschlossenen Regimentsunterhaltung eher zu geben, als 
bis seine etwaigen Reclamationen sorgfältig geprüft 
worden seien. Ausserdem hatten sie gewollt, dass dem 
Regiment auch die widerrechtlichen Geleitsgewährun- 
gen, über welche geklagt worden war, untersagt wür- 
den. Sie hatten endlich auf die Einsetzung der schon 
früher von der Regierung genehmigten Commissionen 
gedrängt. Allen diesen Forderungen kam die Regierung 
nach; das Jfandat wurde gebilligt, dem Regiment in ei- 
nem Befehl des Statthalters und Orators *) geboten, 
Criminalverbrecher überhaupt nicht und Leute, die ge- 
gen ihre Obrigkeit klagten, nur dann zu geleiten, wenn 
die betreffende Obrigkeit auf Befragen ungenügende Ant- 
wort gegeben habe. Die Commissionen wurden gebil- 
det. Offenbar geschah es auch auf den Wunsch der 
Stände, dass der Beschluss über die Anschlagsreclama- 
tionen und die Bildung des Ausschusses über die gegen 
das Regiment schwebenden Klagen an den Entwurf 
vom 31. März angefügt und als Paragraph 21—23 
in den offlciellen Reichsabschied nachträglich aufgenom- 
men wurden. 

Die Commissionen begannen ihre Thätigkeit. Von 
dei- wichtigsten, d. h. derjenigen, welche die Irrungen 
zwischen dem Regiment und den klagenden Ständen zu 
untersuchen hatte und in welcher als unparteiische 
Stände Kurköln durch Enckhorn, Worms durch Ribey- 
sen und Cleve durch Dockheim vertreten waren, ^) hö- 



') Fr. ETA. 39 föl. 358. 

») 1. c. fol. 361. 

^) Der Erzherzog hatte erst für dieselbe Georg Truchsess, 
Ulrich von SchoUenberg, Rodt und Scheurl bestimmt, die noch 
in einem Abschiedsentwurfe vom 12. April erwähnt werden 
(Fr. RTA. 39. fol. 376— 3Ö4\ Nach dem officiellen Reichsab- 
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reu wir niuhte mehr. Die Gofflmission wird zü keinem 
S^nQltate gelangt sein and wird, wie dies im Reichs* 
abeehiede vorgesehen war, die Sache in die Hände den 
Statthalters und des neuen Begimentes gelegt haben« 
Dagegen gelang es , eine neue Matrikel ^) zur Unter* 
hallung des Regiments zu i^twerfen, gegen welche nun 
jeder Beichsstand für seinen Theil innerhalb zweier 
Monate Einsprache erheben durfte. Die Commission 
Mr die Becheoscfaaftsablegung hat ihre Arbeiten fertig 
gestellt; die StäJide scheinen sieh gleichzeitig mit dem er- 
stem Anbringen der Forderung einer Beehenscfaaft (12. 
MJärz) an die Städte gewendet zu haben, welche die titeld* 
dnüahme besorgte. Schon am 28. März ') schickte 
Fmakfiirt swar nicht die Originalpapiere, aber eine 
KnsamaiensteUuBg der auf das Begimait bezüglichen 
Geldgeschäfte* Am 18. April konnten die Stände dem 
SaJttie TüH Frankfiirt detaillirte Verhaltungsmassregeln 
geben. ') Am resolutesten ging die Cbmmissien t&r „In* 
%nifiitien «md Beformatkm'' des Eammergerichts vor. 
Eiaie Eingabe des Eammergerichts vom Jahre 1526 
sagt, ^) bei dieser Inquisition habe man ^^skä die Ge^ 
mfither so eiUtzt, dass man sich gegenseitig erwürgt 
kaben wärde, hätte Oott es nicht anders gefügt."^ Es 
wurden drei Käthe entsetzt: Dr. Coldernitz (Oestreieh), 
Dr. Ulrich Tom westphälischen und Dr. Ereutner vom 



sctiede waren von erzlierzoglicher Seite verordnet: Rudolf v. 
Ehingen, Vogt, Henniger. 

*) Dieselbe ist vollständig gedrückt: v. Harpprecht lY, 
2, p. 220. 

*) Allerdings widerwillig und mit dein unwürdigen Wunsche 
für die Mühe belohnt zu werden: Fr. RTA. 40. foL iS^. Die 
Kommission bat Holzhausen einigemale um Vorlegung der 
Originalien. 1. c. fol. 33. 

«) 1. c. fol. 41. 

*) V. HarppiHDcht IV, 2, p, «5. 
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fränkische^ Kreise.*) PJaiiit» meint, die Inquisition ^b\ 
nacji dem Gesichtspunote des Glaubens und danach yi^^r 
anstaltet worden, oh die Richter ihre Vota % oder 
gegen den Adel und die Moiiopolien abgegebeu ^fttteiji 
er behauptet, Kreutzer sei entsetzt wordeu, wfii|| er 
jn den Fasten Eier gegessen habe. Man wird iu dßr 
Aufnahme dieser Meinung sehr vorsichtig s^ip müssep; 
mit keinem Worte ist in den gegen das Kammergericht 
erhobenen Beschwerden die lieligionsfrage beriibrt 
worden, und der evangelisch - festgläubige Planit« 
sah in jener Zeit tiberall Bänke gegen die Lutberscbfii 
Lehre, wo nur einmal ein Lutheraner etwas zu leiden 
hatte. 

Obwohl die Regierung am 31. März |n die Beur-* 
laubung des Regiments gewilligt hatte, zeigtß sie doch 
diesem zunächst nichts davon an. Vollkommen im Un- 
gewissen über seine Zukunft, wendete es sich m|t einer 
Eingabe am 4. April ^) an den Erzherzog, worin es ihn 
an seine langen Dienste und an das noch vor ö Tagen 
gegebene Versprechen der Weitererhaltung mahnte. Abßr 
der Erzherzog konnte keine Eücksicht mehr darauf nßb? 
men; am 8. April wurde das Regiment verabschiedet, 
Das Decret *) nennt Statthalter und ÖrajtQr als Entlas- 
sende; was sie beide anlange, wird darin betont, seien 
die einzigen Gründe der Entlassung die Verlegung des 
Regiments und das Fehlen der Mittel zur ünterhaltun|[ 
bis Pfingsten. Noch an demselben Tage reichte das 
Regiment «wei Proteste an dieReichsvers^mmluijg ein,*) 
Der eine bezieht sich auf die Reichsverlia»dlunge^ ftberr 
haupt : wenn aus den Beschlüssen der hier versammelten 

*) Planitz an den Kurfürsten von Sachsen. 17. April. För- 
stemann p. 189. 

») Fr. BTA. 39. fol. 300-302. Planitz an den Eurfttrsten. 
4. April. Förstemann p. 180. 

») Müller, Entd. Staatscab. I, p. 223. 224. 

*) Müller, 1. c. I, p. 225 ff. = Fr. ETA. 39. fol. 338. 889, 
woher. auch das Datum, 



Digitized by LjOOQ IC 



86 

Stände, die doch nur ein geringer Theil der gesammten 
seien, etwas entspringen sollte, was der Wormser Ord- 
nung und der kaiserlichen Declaration entge- 
gen wäre, so protestiere das Regiment öffentlich und 
mache bekannt , dass es nicht an den Verhandlungen 
theilgenommen habe. In dem zweiten Proteste wird 
den Ständen das Recht abgesprochen, gegen das Regi- 
ment zugleich Kläger und Richter zu sein. Nur dem 
Kaiser seien die Regimentsräthe verwandt. Die letzten 
Lebensäuserungen des gefallenen Regiments standen so- 
mit durchaus \n Harmonie mit der Regierung, die es 
so lange als möglich zu halten gesucht hatte. 

Damit war die lärmende Frage um das Regiment 
erledigt. Aus der Mitte der Reichsversammlung prote- 
stierte Feilitzsch ^) im Namen Kursachsens gegen die 
Beurlaubung. Kurpfalz liess sich die Neuordnung der 
Dinge gegen erneute Verbriefung seines Vicariatsrechts 
gefallen. *) 

War es ein neues oder blieb es das alte Regiment, 
welches am Pflngstdienstag in Esslingen zusammentre- 
ten sollte ? Was die Zusätze zur Regimentsordnung be- 
trifft, so dürfte der Jurist wohl dafür stimmen, dass 
das alte Regiment fortbestanden habe. Auch der Reichs- 
tag sah in den Zusätzen mehr eine richtige Interpreta- 
tion der Wormser Ordnung, als ein neues Gesetz Was 
die Beurlaubung der bisherigen Regimentsräthe betrifft, 
so war Reichsabschied wie Entlassungsdecret gleich un- 
bestimmt. Sie wurden entlassen. Dass damit eine Ent- 
lassung für immer gemeint war, ist nach den Verhand- 
lungen klar; ausgesprochen wurde es nicht. Den Sinn 

') Am 11 . April ; er protestierte nur gegen den fertigen 
Beschluss in der Regimentssache , sonst nur gegen etwa dem 
Kurfürsten unleidliche Beschlüsse, die noch gefasst werden 
könnten. Förstemann p. 183. Gedruckt ist die Protestation bei 
Walch XV (1745) p. 2696. 

') Förstemann p. 183. 
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des Ständebeschlusses zu treffen, war gewissermassen 
dem Esslinger Regimente als erste Aufgabe zugemessen. 
Als Planitz und Taubenhain den Erzherzog um eine offene 
Erklärung darüber baten, ob ihre Entlassung eine dau- 
ernde oder eine zeitweise sei, wurde ihnen dieselbe ver- 
weigert. ^) 

Worüber das ßeichsregiment stürzte, ist klar: es 
hatte sich einer grossen Anzahl von Ständen unliebsam 
gemacht; es war eben eine Centralgewalt, welche die 
politische Actionsfahigkeit der einzelnen Stände hie und 
. da beschränkte. Man hat jedoch bisher fast allgemein 
angenommen, dass die dem Lutherthum nicht abgeneigte 
Gesinnung des Regiments ein Moment gewesen sei, das 
diesen Sturz mit herbeigefiihrt habe. Diese Annahme- 
ist unrichtig. Sie hängt wohl mit der Idee zusammen, 
dass Hannart und der Erzherzog dem Regiment entge- 
gen gewesen wären. Ist es nun aber buchstäblich wahr, 
was ersterer an den Kaiser berichtet, dass sie alles 
mögliche gethan haben, um das Regiment zu halten, so- 
würde es wirklich Wunder nehmen , wenn die Stände, 
die doch alles zusammensuchten, woraus dem Regiment 
ein Vorwurf gemacht werden konnte, die Religionssache 
wohl in Betracht gezogen, aber unerwähnt gelassen ha- 
ben sollten; die Majorität der Stände war ja antiluthe-- 
risch. Die einzige Beschwerde, welche an die religiöse 
Frage streifte, war die des Bischofs von Würzburg : sie 
wird auch in diesem Sinne von v. Harpprecht und Jan- 
sen angezogen. Der erste Artikel dieser Beschwerde 
zeigt nämlich an, dass der Bischof zwei Domherren, Apel und 
Fischer, habe gefangen setzen lassen, weil sie sich ; ver- 
heirathet hätten; das Regiment habe ihre Freilassung 
•verfügt, worauf er sie vor sein geistliches Gericht ge- 
stellt und des Landes verwiesen habe. Es ist rich- 
tig, die Verheirathung der beiden und ihr Process er- 

^) Planitz an den Kurfürsten, 17. April. Förstemann p. 189. 
Entdecktes Staatscab. I. p. 228. 
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regteii grosses Aufsehen, ^) aber mit keinem Worte sagt 
der lil^gende Bischof selbst, dass ihm das Regiment als 
lutliorisah verdächtig erscliißneu sei; er stellt das Ver* 
fahren ß\B einen Eingriff in seine Rechte als Landesherr 
dar« wie es auch die Stände so aufnahmen und durch 
den Antrag auf Entziehung der Gerichtsbarkeit und der 
Qeleite ahndeten, üeber die religiöse Haltung des Be- 
-gipaents haben sich die Stände nicht beunruhigt, und 
als der Gesandte des Bischofs von Speier einmal in der 
Jl^ichsrersammlung die Eede darauf brachte , dass ei- 
nige Begimentsräthe das Abendmahl unter beiderlei Ge<» 
stalt genommen hg,tten, hatte er damit kein Glück. ^ ) 
Es ist dies übrigens, soweit unsere l^enntnis reicht, der 
einzige Versuch, welcher in dieser Richtung gemacht 
ivorden ist. Nicht einmal Herzog Georg von Sachsen, 
dem das Begiment niemals rührig genug gegen Luther 
war, wendete sich mit einer diesbezüglichen Klage an 
den Reichstag. *) — Man hat auch in der Verlegung 
des Begitnents den Versuch des Erzherzogs gesehen, 
dasselbe von den lutherischen Einflüssen fem zu halten, 
die in Nürnberg auf dasselbe einwirken mussten. *) Al- 
lein die Initiative des Verlegungsplanes ist,, wie man aus 



*) Apelli defensjo .... mit einer Vorrede von Luther, 
D resdener Bibliothek E, 284, 6. Ein anderer Druck bei Weller 
Ho. 24ß0 verzeichnet. Apels Bruder, ein Tuchmacher in Nürn- 
berg, ßchrieb auch eine Schrift über den Vorfall, s. Roth, 
Einfl^hrupg der Reformation in Nürnberg (1885) p. 123. 

T) pianitz an den Kurfürsten. 28. März. Förstemann p. 172. 

') Siehe die Instruction Packs. 

*) Namentlich behaupten es die Autoren des IP. Jahrhun- 
derts, die über den Reichstag schrieben, mit irreführender 
Sicherjieit : Entd. Staatscab. I, p. 221. v. Harpprecht IV, 2,57. 
Päberlin X, p. 679. Letzterer citiert dafür (v. Wölckem) Hi- 
storia diplomp,tica Norimberg (1738), worin aber ebenfalls 
nichts Begründendes zu finden ist. Joachim, Fortges. Samml. 
VHI, p. 309 meint: die Lutheraner hätten das Regiment mit 
untergraben, weil es die Altgläubigen begünstigt habe, 
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den Verhandlungen ersieht, von den Ständen ausgegan- 
gen und hatte zum Grunde den Wunsch der drei rhei- 
nischen Fürsten, das Begiment in Ihrer Nähe und öe- 
wq^lt zu haben. Dass aber mit dem Gegef^yorschl^g ^ht 
Regierung vorzugsweise altgläubige Städte berücksich- 
tigt worden wären, dass dieser den Zweck verfolgt hätte, 
dem Regimente lutherische Sympathien unmöglich zu 
machen oder zu erschweren, wird man kaum annehmen 
können, wenn man bedenkt, dass die Städte geschlossen 
gegen das Wormser Mandat stimmten, und dass unter 
den von der Regierung vorgeschlagenen Städten Augs« 
bürg war, wo der Durchzug des Legaten am 9. März 
die ärgsten Pöbelscenen und antirömischen Kundgebung 
gen veranlasst hatte. *) Selbst Planitz sieht in der Ver- 
legung nach Esslingen nicht Intrignen gegen den Lu* 
theranismus; er klagt nur, dass es in Esslingen nicht 
mehi' möglich sein ^ürde, frei zu reden. *) Die Gründe 
des Gegenvorschlags der Regierung aber liegen fast auf 
der Hand : eine Verlegung gab man zu , um nur über- 
haupt zum Ziele zu kommen; von den drei vorgeschia* 
genen Städten waren Ulm und Augsburg für das He- 
giment — vielleicht eben durch Erregung von Hofihun«* 
gen — gewonnen worden, so dass man ür^an gern 
gefällig sein mochte und Esslingen empfahl siph dopah 
seine Lage inmitten der erzherzoglich- württemberyt 
sehen Länder. 



^) Balau, Monumenta Reformationis Lutheranae (1884) 
p. 329. 

^) Jordan, Aus Berichten eines Leipziger Beichstagsmit- 
gliedes (!) vor vierthalbhundert Jahren (1869). Plapitp ap doü 
Kurfürsten. 8. April. 
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Die Legation Campeggis. Die Yerhand- 

Inngen über die „neue Lehre^ und die 

Tärkenhilfe. 

Während der Reichstag noch mit der Entgegen- 
nahme der aus den Ständen kommenden Beschwerden 
beschäftigt war , traf am 15. Februar der päpstliche 
Kamraerherr Hieronymus Eorario in Nürnberg ein. Das 
Ereigniss wurde nicht eben beachtet; von der Eeichs- 
versammhmg scheint er gar nicht vorgelassen worden 
zu sein. Er kam auch nur als Vorbote eines anderen. 
Das Creditiv an die deutschen Fürsten, *) welches er 
mitbrachte, besagte: da der Papst gehört habe, dass in 
Nürnberg sich ein Reichstag versammele, habe er sich 
entschlossen, einen apostolischen Nuntius dahin zu sen- 
den, „qui . si quis quod ad apostolicam pertineat sedem 
„eiusque auctoritatem desideret, praesto sit ac vobiscum 
^in commune de totius christianitatis commodis aut po- 
„tius de malorum remediis consultet." 

Auch die Empfehlungsbreven , welche Rorario den 
einzelnen Fürsten überreichte — ihr Datum ist der 
24. December 1523 — stellten die Ankunft eines Nun- 
tius in Aussicht. Indessen blieb es dabei nicht. Sei es, 
dass keiner der Cardinäle sich als Nuntius gebrauchen 
lassen wollte, sei es dass man den Plan der Sendung 
iiberhaupt erweiterte, am 8. Januar 1524 war es be- 
stimmt, dass der Cardinal Lorenzo Campeggi als legatus 
a latere in der Lutherischen Angelegenheit nach Deutsch- 
land gehen würde. So berichten die venezianischen 



») Das Creditiv an den Reichstag. Fr. RTA. 39. fol. 318. 
Fünf Schemata von Breven an einzelne Fürsten druckt Balan, 
Jlonum. jclef. Luth. p. 312—316 ab, 
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Diplomaten aus Rom; ^) sie erwähnen nicht, dass mit 
der deutschen eine ungarische Legation verbunden, oder 
dass auch Hilfe ge-j^en die Türken am Reichstage zu 
betreiben beschlossen worden sei. Nichtsdestoweniger 
ist es wahrscheinlich, dass diese Puncte bereits damals 
mit in den Umfang der Legation aufgenommen worden 
sind, denn Campegg i gehörte einer im December 1523 
aus Cardinälen gebildeten Commission zur Berathung 
der Ttirkengefahr an. ^) 

Leider ist uns die Kenntniss der Instruction des 
Legaten für den Reichstag versagt ; man kann in dieser 
Richtung nur Schlüsse aus Gutachten und dem Auftre- 
ten des Legaten selbst ziehen. Es muss uns vor der 
Hand genügen, die Puncte aufzustellen, in denen er 
überhaupt wirken sollte. Diese waren eben die deutsche 
Religionsspaltung und die Türkengefahr. . 

Der letzteren nahm sich Clemens VII eifrig an: er 
war schon als Cardinal ^protector Hungariae" gewesen, 
jetzt kämpfte der Bischof von Scardona in seinem Auf- 
trage gegen die Türken im kleinen Krieg; ^) eine Com- 
mission in der Türkensache war gegründet. Das Haupt- 
interesse der Curie bei der Legation Campeggis beruhte 
aber doch in den deutschen Religionswirren. Es galt, 
Stellung zu den bedrohlichen Beschlüssen des letzten 
Reichstags zu Nürnberg, zu der Concilsforderung und 
der Wiedei'holung der Gravamina zu nehmen. Eine 
Commission, bestehend aus Soderini, Accolti und Corner, 
war für die deutsche Religionsangelegenheit gebildet 

Thomas, Martin Luther und die Reformationsbewegung 
in Deutschland vom Jahre 1520 — lb*d2 in Auszügen aus Marino 
Sanutos Diarien (1883) No. 58. 59. 60. Foscari, Lipomano und 
da Pozo stimmen überein. 

2) Thomas No. 56. 

3) Monumenta Vaticana Hungariae. II. Series. Belationes 
oratorum Pontif. I (1885). Prolegomena p. XXIX, XXX, 
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worden, ^) aber auch von anderen Cardinftlen wurden 
Gutachten verlangt. Da^ von Aleander eingereichte 
ist ups bekannt. ^) Und um diesen Arbeiten auf dem 
KeicJ^stage wirklich Erfolg «u schaffen , suchte njan auf 
allef^ Seiten un^ Unterstützung nach. Am 14. Januar 
for4erte der Papst den Eath von Venedig auf, zwei Oa- 
uonisten zu ^em Nürnberger Reichstage zu schicken, ^) 
Die unterm 15. Januar an Baiern ertheilte Genehmigung 
der Besteuerung des Clerus zum Zwecke eines Türken- 
krieges *) dürfte nicht zum mindesten in der Absicht 
ertheilt worden sein, gute Freunde der Curie in Deutsch- 
iBLjxä zu werben. Vom 17. Januar ist das Schreiben da- 
tiert, ^) welches die Reichsfürsten um Geleit für Cam- 
peggi bittet, von demselben Tage ein Breve an den 
Kais'jBr ^) zu demselben Zwecke und voll Ermahnungen, 
er möge das Wormser Edict aufrecht erhalten. Ja auch 
durch jene englische Ordensgesandtschaft an Ferdinand 
hoffte man unterstützt zu werden; ein Breve an Hein- 
rich VIIL, ^) ebenfalls vom 17. Januar, bittet, dieselbe 
daraufhin zu instruieren. Bei so umfassenden und so um- 
stftndlichen Vorbereitungen, die noch dazu erst spät be- 
gonnen hatten, kann es nicht Wunder nehmen, dass der 



>) Thomftfii No. 56. 

*) PöUinger, Beiträge zur politischen, kirchlichen und 
Pulturgeschichte der letzten 6 Jahrhunderte III (1882) p. 243 
bis 26?. Das Gutachten betrifft nur die deutsche Legation. 
Was sonst in Sachen der Glaubensspaltung zu thun sei, setzt 
4.1ß^der in einem zweiten Gutachten 1. c. p. 268—284 aus- 
pipap4ßr- Ausserdem schrieb er damals noch eine Abhandlung 
über Entstehung und Verbreitung des Lutheranismus und eine 
andere über die Stellung der deutschen Reichsfürsten zur 
neuen Lehre (1. c. p. 269). 

*) Thomas No. 61. 

♦) Balan, Monumenta Saeculi XVI. historiam illustrantia 
(1885) p. 268. 

•) Balan, MRL. p. 321. 

•) B^ynaldus, Annal. Eccles. XX, 1524 § 2. 3. 

») Brewer IV, 1 (1870) No, 35. 
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Legat erst am 1. Februar von Born abzog, ^) am erst 
nach anderthalbmonatlicher Beise an seinedi Bestiin^ 
mungsorte einzutreffen. 

Wenn man bemerkt, wie in dem BefchcitagiSiatis* 
schreiben die Beligionssache gar nicht berührt und wie 
dieselbe erst durch den Kaiser und den Papst gewis* 
sermassen von aussen her an den Beichstag herange- 
führt wird, möchte man ein festes Bündniss zwischen 
beiden annehmen. Doch würde man damit nicht das 
Eichtige teeffen. Allerdings fertigte um den 28. August 
1623, also in derselben Zeit, als Hannart Spanien ver- 
liess , der Kaiser neue Instructionen für seinen rönri- 
sehen Gesandten aus, welche auch weitere Massregeln 
gegen den Lutheranismus zu berathen Auftrag geben,*) 
aber seit jener Zeit war in der römischen Correftpon* 



^) Gochlaeus , de actis et »criptis M. Lutheri iPftrup löttV) 
f. 82. — Oampeggi kam, wie das Aleandersche Gutachten räth, 
(DöUinger III, p. 246) wohl vorbereitet für theologische tfn- 
terhandlnngen. Noch nnterwegs , in Tirol , war es die Mei- 
nung seiner Umgebung, dass Luther auf dem Reichstage «ein 
¥rürde: G. Kirchmairs Tagebuch in Fontes reruu AuBtr* E« 1, 
p. 465. (Xä55). Der Legat brachte Ewei Minoriten aus Ye^edif 
mit, „per parlar contra M. Luther" (Thomas No. bö. 90), ebenso 
aus Eom Cochlaeus (siehe die oben citierte Steile in Kirch- 
mairs Tagebuch), der auch in Nürnberg in seinen Diensten 
arbeitete (s. G«ss, Job. Cochlaeus der Gegner Luther«. Leipa« 
Diss. 18Ö6* p. ^6) und geradezu in seinem Solde stand; Moü^ 
Yat. Hung. ü, L p. 27: ho mandato al Gocleo altri cenio &q* 
rini perche con li primi cento potea £ar poco havendone » 
vivere et a fare stampare. Diese Stelle fehlt in dem Abdruck 
des Briefes bei Balan, MRL. p. Öü4. "Wahrscheinlich wird der 
Legat auch den Johann Haner , der sich dem Papste *ng«W 
ten hatte (Balan, MB.L. p. 316j verweaadet haben. Dies sei im 
Maurenbrecher, Gesch. der kath. Reformation I (lÖbO) p. 2B8. 
239. 304 nachgetragen. 

•) Bergenroth II (1866) p. §^8-580. — Auf den «2. August, 
nicht den 22. December ist der Brief zn datieren, welcher Lans 
I, p. 80 abgedruckt ist. Siehe Heine, Briefe an K. Karl V. 
geschrieben von seinem Beichtvater in den Jahren \(jdO-^lWt 
(1848) p. 276. 
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denz des Kaisers keine Rede mehr davon. In dem oben 
genannten Breve an [den Kaiser vom 17. Januar wur- 
den nicht frühere Wünsche des Kaisers, sondern Auf- 
forderungen Ferdinands als Grund dafür angegeben, 
dass der Papst die Legation Campeggis beschlossen 
-^habe. Eine Verabredung zwischen Kaiser und Papst 
über ihr Verhalten gegenüber der Eeligionsfrage liegt 
also nicht vor; die Intervention in Deutschland scheint 
überhaupt von dem neuen Papste auf eigene Faust un- 
ternommen worden zu sein. Es ist doch recht befremd- 
lich, dass der Papst an einem und demselben Tage 
(17. Januar 1524) an die deutschen Fürsten und an 
Ferdinand schreibt, der Legat komme mit Bewilligung 
des Kaisers, und an den Kaiser, der Legat werde auf 
Bitten Ferdinands nach Deutschland gesendet Dazu 
ist noch zu bedenken, dass Pedro de Cordova, ^) der als 
Gesandter Ferdinands am 8. Januar 1524 in Rom ein- 
traf, durchaus nichts den gleichzeitigen Reichstag Be- 
treffendes zu betreiben hatte und dass trotzdem der 
Papst in dem Schreiben an den Kaiser sich auf diese 
Gesandtschaft beruft. In den Breven endlich, welche 
Rorario an die deutschen Fürsten, auch an Ferdinand, 
zu überbringen hatte, war die Initiative vollkommen für 
den Papst in Anspruch genommen; es hiess darin: der 
Papst habe gehört, dass sich ein Reichstag versammele 
und schicke deshalb seinen Gesandten. Die Annahme, 
dass der Legat auf Ferdinands Wunsch geschickt wor- 
den sei, möchte recht geringe oder keine Stütze finden. 
Die Annahme dagegen, dass die Legation beim Bekannt- 
werden der neuen Reichsversammlung von dem Papste 
selbständig geplant und abgesendet wurde, wird ge- 



') Thomas No. 60. Seine Instruction gedr.: Balan, Mon. 
Saec. XYI. p. *264 ^ Balan, MRL. p. 3U. Ein Schreiben Fer- 
dinands, das sein Kommen ankündigt (vom 4. December lö2ö;: 
Balan, Mon. Saec. XVI. p. 263. 
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rade genügend begründet durch den Hinweis auf den 
Fall von Rhodus und auf die drohenden Reichstags- 
beschlüsse des letzten Jahres, die doch vielleicht auch 
durch die Milde Hadrians mit veranlasst waren. 

Der Reichstag beschäftigte sich mit dem päpstlichen 
Legaten zum ersten male am 5. März. ^) An diesem Tage 
zeigte Ferdinand den Ständen an, dass der Legat und 
der Papst für ihn um Geleit gebeten habe, worauf die 
Ständeversammlung bewilligte, dass die betreffenden 
Fürsten das Geleit gäben. Am 11. März verhandelte 
man über den Empfang des Legaten: es wurde beschlos- 
sen, dem Statthalter und dem kaiserlichen Gesandten 
anheimzustellen, ob sie ihn in eigener Person oder durch 
eine Begrüssungsgesandtschaft einholen lassen wollten. 
Da bei dem Einzüge des Legaten in Augsburg Skandale 
vorgekommen waren, was Herzog Wilhelm von Baiem 
in der Sitzung erwähnte, sollte demselben der Rath er- 
theilt werden, er möge ohne Ceremonien und ohne Se- 
genspenden in die Stadt einziehen. Der fiir den Legaten 
wenig ehrenvolle Beschluss über seine Einholung wurde 
noch in letzter Stunde (14. März) umgestossen und an- 
seine Stelle der neue gesetzt, dass alle anwesenden 
Stände mit dem Erzherzog ihm entgegenreiten sollten. 
So geschah es auch, als am Nachmittag desselben Tages 
der Legat zwischen 4 und 5 Uhr einzog; *) die kirch-. 
liehen Solennitäten aber unterblieben. 

Der Legat erlangte sofort Gehör bei den Ständen; 
seinetwegen wurden die Verhandlungen über das Regi- 
ment unterbrochen. Als am 17. März früh Städtege- 
sandte den Ständen einen Bescheid zu übergeben 
kamen, wurden sie nicht gehört. Campeggi trug in all- 



*) Die Verhandlungen über Geleitung und Einholung des 
Kardinals am 5., 11. und 1-1. März nach den Berichten Fei- 
litzsch^s bei Förstemann p. lö;5. 1Ö4. 157. 

') Förstemann p. löfc. 160. Der einzige Fürst, der dem Le- 
gaten nicht mit entgegenritt, war Pfalzgraf Kurt. Ludwig. 
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gemeiner Ständeversammlung, im Beisein auch des Be- 
SfimentSi sein Anliegen vor. Zunächst hielt Johann Franz 
TittQarbischof vonScara eine allgemein einleitende Rede; ^) 
darauf trat der Legat selbst vor. ^) Er, ein besonderer 
Freund der Deutschen, sei gekommen, um zum Wohle 
der deutschen Nation mitzuhelfen. Es sei wunderbar, 
Wie die Fürsten die Religion ihrer Vorfahren aufgeben 
kötinten, um eine neue anzunehmen, die nur Aufruhr 
e^^tftammen würde. Deshalb komme er vornehmlich; 
doch wolle und solle er nichts fordern, sondern allein 
zum Guten mitbellen Ein zweiter Grund seiner An- 
WeseiAeJt sei die Türkengefahr, die schon dem deutschen 
ftelcte sich nähere. Dass früher in Rom Türkengelder 
55ji anderen Zwecken, als den bestimmten verwendet 
worden seien, könne er nicht läugnen: auch in Rom 
seleiü die Menschen Sünder; man möge dies bedenken 
und den Papst in seinem ernsten Streben gegen die 
TOrkengefahr unterstützen. — - Namens der Stände ant- 
Wöl-tete der Kanzler von Mainz. Caspar v. Westhauseu; 
er <Unkte dem Legaten, theilte ihm mit, dass die Stände 
einen Ausschuss zur Unterhandlung mit ihm verordnen 
wollten und bat ihn, er möge seine Instruction vorbrin- 
gen. Zugleich gab er zu verstehen , dass die Stände 
auch ohne ihn, den Legaten, sich der Gefahren der 
neuen Lehre wohl bewusst seien und erinnerte an die 
voriges Jahr dem Nuntius überreichten Beschwerden. 
Was die Türkenbekriegung anlange , so sei das eine 



') Oo6i^a«ipU3, de acUs etc. f. 82. 83, Dieser Bischof, auch 
ein ]f inoxit , war noch 1526 in Diensten der Curie. S$dlan, 
Uon. Saec. XVI. I, p. 356. 

*) Anrede des Legaten, Antwort und Replik im deutschen 
Atisaiige bei Förstemann p. 160—163. Planitz in seinem Be- 
rieht -von der Sitzung, Förstemann p. 163, =ßa^ nichts von 
einer Replik des Legaten. Vielleicht ist sie nicht mündlich 
gl^idi In d» Sitzung gegeben worden. Es kommt wenig 
Aiüfatif an« 



Digitized by LjOOQ IC 



97 

Sache der ganzen Christenheit, nicht Deutschlands al- 
lein. — Die Antwort des Legaten lautet um vieles be- 
stimmter, als seine erste Bede: von Ständebeschlüssen 
gegen die neuen Lehren, welche Ketzereien enthielten, 
sei ihm nichts bekannt; ebendarum aber sei er herge- 
schickt und erwarte von den Ständen, die mit den Ein- 
zelheiten besser bekannt seien, Vorschläge. Doch sei 
ihm bekannt, dass ein Mandat zu Worms erlassen und 
nicht genügend befolgt worden sei: dies müsse zur Voll- 
ziehung gebracht werden — doch komme er nicht Ge- 
walt zu predigen , sondern im Verein mit den Ständen 
gütliche Mittel zu finden. Die Gravamina seien dem 
Papst und den Cardinälen officiell nicht bekannt ge- 
worden, und so sei er daraufhin nicht instruiert. Aller- 
dings könne er darüber unterhandeln, da er vollkom- 
mene Gewalt habe, aber auf die dem römischen Stuhle 
feindlichen Artikel werde und könne er nicht eingehen. 
Die Publication der Beschwerden durch den Druck habe 
nichts als Unfrieden geschaffen; wenn* die Stände ihre 
gerechten Forderungen erreichen wollten, so thäten sie 
besser, Gesandte nach Rom zu senden. Das hätten die 
Spanier gethan und seien ihrer Beschwerden ledig ge- 
worden. Dann ging die Kede über auf die Türkensache. 
Der Papst bemühe sich auf das eifrigste um den Frie- 
den zwischen den kämpfenden christlichen Mächten, da- 
mit den Türken kräftigerer Widerstand geleistet wer- 
den könne. Die Stände selbst sollten auf Mittel den- 
ken, wie der Friede innerhalb der Christenheit zu 
erreichen sei. 

Mit dieser Rede des Legaten muss die Sitzung ge- 
schlossen haben. Von nun ab wurden die beiden Gegen- 
stände der päpstlichen Gesandschaft getrennt verhandelt. 
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A. Die Verhandlungen über die ,,neue 
Lehre". 

Wir erinnern uns noch einmal daran, dass die Be- 
-- Schlüsse des Reichstages vom Jahre 1523 für die Curie 
geradezu gefahrlich waren. Das Wormser Mandat ge- 
gen Luther war durch das neue, in welchem die Pre- 
digt des Evangeliums erlaubt wurde, für die Praxis 
aufgehoben worden; die Concilsforderung unddieUeber- 
reichung der Gravamina waren Beweise intensiver Rom- 
feindschaft innerhalb der deutschen Stände. Wir erin- 
nern uns ferner daran, dass der Kaiser, Concilsforderung 
und Gravamina bei Seite lassend, allein auf Restitution 
des Wormser Mandates drang, und dass nach dem ur- 
sprünglichen Plane des Regiments und Ferdinands der 
jetzt tagende neue Reichstag die Religionsfrage über- 
haupt nicht berühren sollte. — Versicherungen des Le- 
gaten, seine Sendung sei eine friedliche, waren deshalb 
im allgemeinen, wie auch nach den Vorgängen in Augs- 
burg und bei den Ausfällen Oslanders, der *) am 15. 
März vom Antichrist in Rom predigte, recht wohl am 
Platze. Campeggi musste leise auftreten; so nannte 
er z. B. vor der Reichsversammlung Luthern nicht mit 
Namen. Doch litt unter dem versöhnlichen Tone seiner 
ersten Rede die Bestimmtheit der zweiten nicht *) In 
ihr werden Mandate gegen die Ketzer ziemlich unum- 
wunden gewünscht, die Execution des Wormser Manda- 



') Nicht Schleupner, wie Förstemann p. 164 anmerkt. 
Siehe Wilken, Andreas Osianders Leben, Lehre und Schriften 
I (1844) p. 49. Anm. 46. 

') Die Acten gebrauchen, die sämmtlichen religiösen und 
kirchlichen Fragen zusammenfassend, den Ausdruck „neue 
Lehre." Man hatte sich auf diese Bezeichnung geeinigt: s. den 
Anfang der Städteeingabe, Förstemann p. 160, 
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tes gefordert, die Prärogative und Würde des Papates 
auf das nachdrücklichste betont, ohne dass die Berück- 
sichtigung der deutschen Gravamina irgendwie ange- 
deutet worden wäre; der Concilsforderung wurde gar 
nicht gedacht. 

Es fragte sich nunmehr, wie der Reichstag diese 
Meinungsäusserung des Legaten, die ja den letzten Stände- 
bescMüssen gerade entgegenstand, aufnehmen würde. 
Die Majorität d«r anwesenden Stände war alt-- 
gläubig. Ausser dem Erzbischof von Trier und dem 
Hochmeister waren nicht weniger als 18 geistliche Für- 
sten sei es persönlich anwesend, sei es durch Botschaf- 
ter vertreten. ^) Was- die weltlichen Fürsten anlangt, 
so nahmen zwar zwei heftige Gegner Luthers, Joachim 
von Brandenburg und Georg von Sachsen damals über- 
haupt nicht am Reichstage Theil; wohl aber waren die 
Herzöge von Baiern und Ferdinand anwesend; der Kur- 
fürst Pfalzgraf Ludwig und der Herzog von Baden wä- 
ren höchstens indifferent, jedenfalls nicht Gönner 'der 
neuen Lehre; von der Stellung Feiges, des Gesandten 
Philipps von Hessen , ist nichts bekannt* ^) Feilitzsch, 
der Gesandte Kursachsens, zählt einmal diejenigen auf, ^) 
die sich auf seiner und Luthers Seite befänden ; es sind 
der Hochmeister Albrecht von Preussen, die Botschaft 
der Grafen von Henneberg, die Grafen überhaupt und 
die Städte. Diese letzteren traten mit Festigkeit für 
Luther ein; Kursachsen hielt sich ganz zurück.*) Am- 
14. März bat Feilitzsch seinen Herrn um neue Instruc- 



') Nach den Unterzeichnungen unter dem Reichsabschiede. 

*) Dass Feige auf dem Reichstage viel dazu beigetragen 
habe, dass „ein der Reformation so günstiger Beschluss" (!) 
gefasst wurde, ist eine unbegründete Behauptung Hartmanns, 
Histor. Hassiaca I, p. 274 (1741) woher sie zu Schröck, Rom- 
mel und Hassencamp gedrungen ist. 

3) Förstemann p. 182. 

*) 1. c. p. 157. 165. 

7* 
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tlonetf, wie et sfch' te iet Sache des Legaten zu ver- 
halten habe. Der Kurftrst antwortete ihm ausweichend: 
der Reichstag sei nicht dieser Sachen wegen einherifen; 
di^rauf sich stützend solte Feflitzsch nichts mitbehan- 
deln, was irgend wie Unleidliches von dem Legaten an- 
getragen werd!en könne ; seine Efürtvilligang solle ei^ über- 
haupt zu keinem Beschluss in der Religionsangelegen- 
heit geben. Dies System passiven Widerstandes bei dem 
mächtigsten GOiiner Luthers gab der grossen Majorität 
- seiner Gegner 6in noch stärkeres Uebergewfcht im Reichs- 
tage. Die Führerschaft dieser altgläubigen Partei unter 
den Ständen lag, wie es scheint, bei dem Erzbischof von 
Trier, der schon am 5. März besonderen Eifer fÄr die 
Oeleitüng des Cardinals innerhalb der Stadt Nflrnberg 
gezeigt hatte, M und den sein Rang dem Legaten am 
nächsten stellte. 

Zunächst trat der in der Antwort Westhausens dfem 
Legaten gewährte Ausschuss zusainmen. Wir wissen 
über ihn äicht mehr und nicht weniger, als däss kr exi- 
stierte. Weder dje Namen dfer Mitglieder — nur dass 
der Äbgfeordnete Kursachsens nicht darin sass — noch 
Notizen über seine Sitzungen sind bekannt ; die einzige 
Meldimg, die wir über den Inhalt seiner Verhandlungen 
erhalten, müssen wir als irrig zurückweisen. Sarpi be- 
richtet nämlich, ^) der Ausschuss habe von dem Legaten 
Reformation des Clerus gefordert, habe aber nur eine solche 
des unteren Clerus, nicht die Abstellung der Missbräuche 
der Curie erreicht. Nun waren allerdings die bereits 
einigemale erwähnten Gravamina zweierlei Art; sie wur- 
den bezeichnet als die gegen den römischen Stuhl und 
?" ■■'■ 
') Föratemajwi p. löj. . 

«) Polani Hifitorift Cpnc. Trident. (Francofurti 1621) p. 86. 
Er erzählt dann weiter, daas der Legat im Verlaufe des Reichs- 
tags diese Befonnation wirklich gegeben )iabe; sie sei aber 
von den Ständen eben wegen jener Beschränkung auf den 
unteren Kleius nicht angenommen worden^ 
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die der Weltlichen gegen die GeiÄtliehen. *) Dftss die 
Stände in dem Ausschüsse beide Qray^i^ stark l)ß- 
tont und Abhilfe gefordert ha^en i^erden, so viel jpird 
man annehmen dürfen ; Westhausen hatte sie ja gleich in 
der Antwort auf die Begrüßungsrede erwähnt. Sqsreit 
wird man al^o Sarpi Glauben sßb^nken können. Der 
Legat war aber auf yollkoQimene Ablehnung der Qra- 
vamina instruiert; ^) dies gebt aus ipeiner zweiten Biede 
vor den Ständen, noch deutlicher aber aus einem an ihn 
gerichteten päpstlichen Breve vom 14. April hervor.;*) 
Wie er in einer späteren Eingabe an die Stände, circa 
17. April, *) bestimmt behauptet,. eine ^Keforipation des 

') Gedruckt unter diesem Titel bei Hortleder, Handluugen 
und Ausschreiben von den Ursachen des deutschen Krieges 
I (1645) p. 9—88. Siehe den § 32 des Keichsabschieds 1634. 

*) Pallavicino, istoria del concilio 4i Treijite JI, X, § 9 
sagt zwar das Gegentheil: offerendosi alla riformazipue di 
quegli abusi nel Clero i quali scandalezzavano il popolo, aber 
er kennt auch die Instruction Campeggis nicht. Bas Alean- 
dersche Gutachten hatte gerathen, einige der Beschwerden 
abzuschaffen: POllinger, 1. c. p. 249. 

') Clemens VII an Campeggi. 14. April 1524. Balan, Mon. 
Saec. XVI. I, p. 14. Dieses Breye ist ausserordentlich wichtig. 
Sein Inhalt ist: Campeggi habe gemeldet, dass schätzbare 
deutsche Fürsten die Eeformation des Clerus wünschten. 
Dies sei dem Papste lieb, der, bisher in seinen Bestrebungen 
für den, Frieden unter, den Grossm&chten, für die Vermeidung 
der Türkengefahr und für die Heilung des deutschen Reli- 
gionszwiespaltes an diesen Punct heranzugehen gar nicht ge- 
wagt habe. Campeggi solle deshalb, wenn alle deutschen 
Fürsten in dem Wunsche einer Reformation des Clerus einig 
seien, einen dies bezweckenden Convent veraufjtalten und ihm 
präsidiren, wozu ihm die Volln^ac];it mit übersendet wird. 
(Balan, Mon. Saec. XVI. I p. 16.). Seien aber nicht alle Stände 
einig, so solle er mit 6—8 Fürsten Particularconvente verab- 
reden. — Diese neue Instruction zeigt, dass der Legat anfang- 
lich überhaupt keine . Instruction über die Gravamina mit- 
brachte und femer, da dieselbe erst nach Schluss des Reichs- 
tags an Campeggi gelangte, dass der Regensburger Cpuvent 
noch nicht auf dem Reichstage vorbereitet wurde. 

*) Siehe unten p. 109. 
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Clerus sei unnöthig, die dariiber bestehenden Verord- 
nungen dürften nur ausgeführt werden, so wird er die- 
sen Standpunct auch schon in den Ausschussverhandlun- 
gen innegehalten haben. Als er damit in keiner Weise 
durchdringen konnte, mag er dann Ende März öder An- 
fang April die Bitte um neue Weisungen über die De- 
formation des Clerus, die ihm von schätzbaren und treu 
altgläubigen Fürsten nahe gelegt worden sei, nach Rom 
gerichtet haben , um wenigstens in dem minder gefähr- 
lichen Theile der Gravamina den Ständen willig zu er- 
scheinen. 

Ein Blick auf die späteren Verhandlungen Cam- 
peggis auf dem Reichstage macht es zu einer der Ge- 
wissheit nahe kommenden Vermuthung, dass er in den 
Ausschussverhandlungen bei den Entwickelungen seiner 
zweiten Rede stehen geblieben und den deutschen For- 
derungen in keiner Weise entgegen gekommen ist. Die 
Ausschussverhandlungen scheinen also resultatlos gewe- 
sen zu sein. 

Am 31. März war, .wie Feilitzsch berichtet, *) noch 
nichts von ihnen bei den Ständen bekannt; nichtsdesto- 
weniger war bereits eine Sitzung über die lutherische 
Angelegenheit abgehalten worden, von der wir leider 
wiederum nichts mehr wissen , als dass Feilitzsch , den 
Befehl seines Herrn pünctlich befolgend, sich weigerte, 
an den Verhandlungen überhaupt theilzunehmen. Nach 
und nach wurde bekannt, in welcher Weise der Reichs- 
tag seine Beschlüsse fassen werde ; eben mit dem 31. 
März beginnen die Vermuthungen Planitz's und Fei- 
litzsch's, dass es zu einer neuen Verurtheilung Luthers 
kommen möchte. ^) 

Am 4. April fand eine weitere Sitzung der Stände 
über die Religionsangelegenheit statt; es kam zu fol- 

*) Förstemann p. 174. 

2) Förstemann p. 174. 176. 180. 
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gendem Beschlüsse : ^) in Anbetracht des Umstandes, 
dass die Stände durch den Kaiser an die Vollziehung 
des Wormser Mandates erinnert worden und dass sie 
darin zum Gehorsam verpflichtet seien, hätten sie be- 
schlossen, demselben, soviel als ihnen möglich, nachzu- 
kommen und es zu vollziehen. Es trat also ein, was 
die kursächsischen Käthe ahnten. „Dach haben Churf. 
„f. vnnd stennde für noturftig bedacht beyBestlichent!) 
„h, legaten vnnd (um) ein gemein oder Nacional Conci- 
,,lium velichss am furderlichsten vnnd am geschicklich- 
„sten erhalten mag werden anzuhalten vnnd sich der 
„Zeit vnnd malstet des selbigen mit seiner hochwirden 
„als bald alhie zuuergleichen/ Für dieses allgemeine 
oder nationale Concil sollten die Fürsten von ihren 
Universitäten und Gelehrten Gutachten über die strei- 
tigen Puncte abfassen lassen, damit man daselbst zu 
einem endlichen Beschlüsse kommen und das Gute neben 
dem Bösen nicht unterdrückt werde. Ebenso sollten 
auf dem geplanten allgemeinen oder nationalen Concile 
die Beschwerden gegen die Curie und die Beschwerden 
der Weltlichen gegen die Geistlichen verhandelt >verden. 
In dem Beschlüsse schliesst sich an die Anerken- 
nung des Wormser Mandates ^) unmittelbar die Weiter- 



') May, Albrecht von Mainz I, p. 586 nennt den 4. April 
als Datum einer Sitzung. Siehe Förstemann p. IHO. Den Stände- 
beschluss, Fr. ETA. •^^. fol. 374 setze ich hierher, weil von 
einer weiteren Sitzung über den Gegenstand nichts bekannt 
ist und schon am 12. April ein Abschiedsentwurf fertig war, 
dessen Grundlage eben dieser Beschluss ist. 

*) Man sollte es doch nicht so stark betonen, dass die 
Stände, wie in diesem Beschluss, so auch im Abschied ver- 
sprechen, das Wormser Mandat „soviel als möglich" zu 
exequieren. Die Phrase kommt auch sonst vor, wo man durch- 
aus keine Hintergedanken vermuthen kann, z. B. in der Städte- 
eingabe Förstern ann p. 150. Sie kann recht gut als besondere 
Bekräftigung des guten Willens der Stände angesehen werden. 
An der Anerkennung der Rechtsgültigkeit des Wormser Man- 
dates ändert sie ausserdem gar nichts. 
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bildung und Wiederholung der romfeindlichen Beschlüsse 
des letzten Jahres an ! Und nicht unbedeutende Weiter- 
bildungen sind es: neu tritt die Forderung des Natio- 
nalconcils auf, das den Ständen ebenso recht sein ^\ird, 
wie das allgemeine. Massregeln für das bevorstehende 
Concil werden bereits getroffen. 

Der Beschluss muss denjenigen geradezu als ein 
Eäthsel erscheinen, welche meinen, dass es damals schon 
in Deutschland die beiden geschlossenen Religionspar- 
teien der Katholiken und Protestanten gegeben habe. 
Der Beschluss muss ihnen um so mehr als ein Eäthsel 
erscheinen, als die Annahme, dass etwa die Luther gün- 
stigen Puncte in dem Beschlüsse von dereinen, die ihm 
feindlichen von der andern Partei ausgegangen seien, 
durch den Hinweis auf die Zusammensetzung des Reichs- 
tages und auf das passive Verfahren Kui Sachsens ohne 
weiteres widerlegt wird. Die Städte waren an dem 
Ständebeschluss nicht betheiligt. Derselbe kann nach 
der Lage der Dinge kein Compromiss zwischen 
zwei einander etwa gleich stark gegenüber stehender 
Parteien gewesen sein: er ist vielmehr das einheitliche 
Werk einer in den Ständen vorhandenen Richtung, 
welche weder Luthern unbedingt folgen, noch der Curie 
absolute Beherrschung der deutschen Kirche, in der bis- 
her geübten Weise zugestehen mochte; er entspricht 
derjenigen weit verbreiteten Tendenz, deren Wesen Geg- 
nerschaft gegen Rom ist. Man beachte, dass bei der 
Anerkennung des Wormser Mandates allein die kaiser- 
liche Forderung erwähnt wird, ohne dass des gleichen 
Anbringens der Curie gedacht würde. Man beachte ferner 
die Thatsache, dass der Antrag auf ein National- 
concil, den man, weil er der Curie am widerwärtigsten 
war und weil er von den Städten nicht bekämpft wurde, am 
ehesten geneigt ist für ein Werk der Lutheraner zu halten, 
vonBaiern gestellt,mindestens unterstütztwor- 
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den ist ^) und zwar mit der Begründung , dass ein all- 
gemeines Concil zu viel Zeit kosten würde, und dass die 
Sache doch nur die deutsche Nation angehe. 

Ein Gutachten der Städtegesandtschaften, 2) offen- 
bar die Antwort derselben auf den genannten Stände- 
beschluss, der ihnen übermittelt worden war, bringt 
diesem gegenüber den Standpunct der lutherischen Par- 
tei entschieden und klar zum Ausdruck. Sie erwähnten 
das Wormser Mandat gar nicht, sie bestanden aber be- 
stimmt auf dem Abschiede und dem Mandat vom vori- 
gen Jahre; daran hätten sie sich gehalten, darüber hin- 
auszugehen und Veränderungen daran zuzulassen seien 
sie auf keinen Fall gesonnen, da der gemeine Mann zu 
begierig auf das Evangelium sei und bei Verhinderung 
der Ausbreitung desselben Aufruhr entstehen müsse, den 
die Städte am meisten fühlen würden. Seien Hinzufii- 
gungen zu den vorjährigen Bestimmungen durchaus er- 
wünscht, so wollten sie ein „frey kristenlich concilium 
^oder ein andere cristenliche verhör durch erber ver- 
„stendig cristenlich personen geistlichs vnd weltlichs 
„Stands*' innerhalb deutscher Grenzen zu halten bewil- 
ligen; für die Zwischenzeit solle bestimmt werden,, dass 
jeder Christ predigen und handeln dürfe, wie er wolle, 
falls ihm nicht aus der heiligen Schrift das Falsche seines 
Thuns nachgewiesen würde! — Unter dem Concil, in 
welches die Städte willigen, haben wir das National- 
concil zu verstehen, denn das Gutachten bezeichnet den 
Vorschlag und die Bewilligung desselben als den Ver- 
such einer Vervollständigung des vorjährigen Keichs- 
tagsbesclilusses Aber selbst in diesem, dem eijpizigen 

*) V. Druffel, die bairische Politik im Beginne der Befor- 
mationszeit 1519—1524. Abhandlungen der k. bair. Academie 
der Wissenschaften. 3. Clasae. Bd XVII (1885) p. 659. Anm. 3. 

2) Förstemann p. 150. 151, - Janssen, Gesch. des deutschen 
Volks n, p. 330 und 331. Anm. 1 vermischt dieses Stadtegut- 
achten mit dem späteren vom 14. April. 
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Puncte des Einverständnisses zwischen den beiden Kör- 
perschaften, Städten und Ständen," liegen noch Verschie- 
denheiten vor. Die Städte fassten das National- 
concil anders auf, als die Stände. Das Wort ^Verhör," ^) 
welches das Gutachten der ersteren mitgebraucht, lässt 
vermuthen, dass sie an Disputationen zwischen den beiden 
Parteien dachten; ihr Vorschlag über die Massregeln 
in der Zwischenzeit zeigt, dass nur die Bibel als Fun- 
dament gelten sollte. Das lag durchaus nicht in den 
Worten des Ständebeschlusses. Fürwahr, wünschten 
Städte wie Stände ein Nationalconcil , so machte sich 
jede Partei von dem gev^ünschten Concile ein ande- 
res Bild. 

Das Gutachten der Städte ist im Fortgang des 
Reichstags vollkommen unbeachtet gelassen worden; 
nicht ein Punct aus ihm findet sich in den späteren 
Verhandlungen und Actenstücken. Darüber, wie sich 
der Legat zu dem Ständebeschluss zunächst stellte, wis- 
siBn wir nichts directes; sicherlich wird man nicht irre 
gehen, wenn man die Abweichuugen, welche die nächste 
Formulierung des Ständebeschlusses von der früheren 
bietet, zum Theil von der Thätigkeit des Legaten her- 
leitet. Am 12. April wurde nämlich ein zweiter Ab- 
schiedsentwurf fertiggestellt, welcher neben anderem 
auch den Beschluss über die neue Lehre enthielt. ^) Er 
bezeichnet einen Fortschritt in den Verhandlungen inso- 



') Die Instruction der Strassburger Gesandten, Virck, I, p. 
87. 88., setzt ebenfalls die Worte „concilimn" und „verhör** ne- 
ben einander. Die Gesandten Strassburgs waren auch instru- 
iert eventuellen Beschwerden über die religiöse Haltung der 
Stadt durch den Hinweis darauf zu begegnen, dass sich die 
evangelischen Prediger zu einer Disputation erböten hätten. 

») Fr. UTA. 39. fol. 376-384. — Die. Stelle über die Reli- 
gionssache fol. 881. 382. Dieselbe liess sich der Kardinallegat 
von dem Dr. Bibeysen übersetzen und notariell beglaubigen, 
ujn sie nach Bojn zu senden: Balan, MRL p. 330—332. 



Digitized by LjOOQ IC 



107 

fem, als er die Zustimmung Ferdinands und Hannarts 
aufweist, die vielleicht ebenfalls die Abweichungen von 
der früheren Fassung verlangt haben. Er beruht aber 
doch auf dem Ständebeschluss vom 4. April. Zuerst 
wird in den wörtlichen Ausdrücken des genannten Stände- 
beschlusses die Anerkennung des Wormser Älandates 
durch die Stände ausgesprochen und im Anschluss da- 
ran — was jener überging — das Verbot der lutheri- 
schen Flugschriften und Schmähbilder vom vorigen 
Reichstage wiederholt. Dann geht der Abschiedsent- 
wurf auf die Concilsfrage über, und hier findet sich eine 
starke Aenderung des Ständebeschlusses. ^) Während in 
diesem das allgemeine und das nationale Concil als gleich- 
angesehen auftraten, und die Frage, welches von beiden 
veranstaltet werden solle, nur nach dem Gesichtspuncte 
behandelt wurde, welches am leichtesten bewerkstelligt 
werden könnte, ist in dem Abschiedsentwurfe das all- 
gemeine Concil als dasjenige hingestellt, \\elches die 
Streitfragen definitiv regeln würde; das nationale ist 
zwar nicht aufgegeben, seine Beschlüsse sollten aber 

') BescMuss des 4. April : „Dach haben Churf. f. vnnd 
„stennde für noturftig bedacht bey Bepstlichen h. legaten vm 
„ein gemein oder National Concilium velichss am furderlich- 
„sten vnnd am geschicklichsten erhalten mag werden anzu- 
„halten." 

Abschiedsentwurt vom 12. April : Orator Statthalter und 
Stände haben sich mit Päpstlicher Heiligkeit Legaten als für 
hoch nothdürftig eines gemeinen freien Universalsconcilii der 
ganzen Christenheit .... vereinigt und soll nichtsdestowe- 
niger mittler Zeit auf St. Martins Tpg schierst gegen Spei er 
eine gemeine Versammlung deutscher Nation geschehen und 
darauf wie obgemeldet bedacht, erwogen und berathschlagt 
werden, wie es bis zu Anstellung eines gemeinen Conciliums 
gehalten werden soll. 

Die Anmerkung Baumgartens II, 1, p. 340 über das „bis 
zu" gegenüber Walchs (und Lünigs) „bei" kann ich aus der 
Handschrift des Reichsabschiedes im Dresdner Archiv bestä- 
tigen. Die lateinische Uebersetzung, die er anführt, ist nur 
ein Entwurf, 



Digitized by LjOOQ iC 



108 

nur interimistisoh bis zu dem allgemeinen Concile Gel- 
tung haben. Es war das selbständig entscheidende Na- 
tional con eil gefallen; der Entwurf vermeidet auch das 
Wort und setzt dafür: „gemeine Versammlung deutscher 
Nation." Diese sollte am 11. November 1524 in Speier 
zusammentreten. Zur Vorberathung sollten die Fürsten 
Gutachten über die neue Lehre sammeln; dort sollte 
auch über die Beschwerden gegen Rom und die der 
Weltlichen gegen die Geistlichen gehandelt werden. Die 
Festsetzung des Tages für die nationale Kirchenver- 
sammlung tritt auch neu in dem Abschiedsentwurf auf 

Jedenfalls hatte der Legat das nationale Concil 
rund von der Hand gewiesen ; daher die Aenderung. Im 
übrigen ist in der Fassung der Concilsforderung durch- 
weg die Ausdrucksweise des obigen Ständebeschlusses 
innegehalten ; z. B. ist die Phrase : „damit das Gute ne- 
ben dem Bösen nicht unterdrückt werde** geblieben. 
Der ganze Abschiedsentwurf stimmt nach Anordnung 
und Inhalt des in der Religionsangelegenheit Beschlos- 
senen vollkommen überein mit den §§ 30—32 ^) des nach- 
herigen definitiven Reichsabschiedes. Als die Städte, 
welchen der Entwurf vom 12. April mitgetheilt wurde, 
am 14. mit einer Eingabe kamen, welche noch deutli- 
cher, als die erste, ihre lutherische Gesinnung documen- 
tierte, *) Hess man sie wieder ohne Beachtung. Wort 



*) Nach* Walchs Abdruck. In dem der „Neuen Sammlung** 
§§ 28. 29. 

') Ft. BTA. 30. fol. 371. Sie verwerfen das Wormser Man- 
dat. „Aber das mögen die Erbar Stedt leiden, das disser sa- 
„cben vnd irrung halb eyn gemein fry cristlich Versammlung 
„vnd verhör von personen gaistlichs und weltlichs standts 
„furgenommen vnnd darzu menniglich durchaus im gantzen 
„Rö. Reich fry vnd stracks sicher darzu vnd dann von dan- 
„nen widerumb an sein gewarsam zukommen verglaitet vnnd 
„in sollicher Versamlung vnd verhöre furgenommen werden 
„wie es bis zur anstellung eyns gemeynen fryen Conciliums 
„vnd das Wort gottes halben soll gehalten werden". 
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ffir Wort stitaawen der Eirtwurf vom 12^ April mnd dei 
definitive Abschied ttberein — bis auf ein« kleine, aber 
interessante Stelle. Der Entwurf sagt : die StlUide hät- 
tet siclK Aiit dem Legaten über ein allgemeines Concil 
^efni^t; der Abschied aber: die Stände hätten sieh 
fiber ein Concil geeinigt und der Legat habe vei^- 
sprochen , seinerseits dasselbe bei der Curie* zu för- 
dern. Die kleine Aenderung lässt deutlich erkennen, 
^ie sehr Campeggi darauf bedacht war^ keine binden- 
den Erklärungen aber die Stellung der Curie zum Concil 
abzugeben. 

Der Legat war überhaupt mit dem ganzen Besehluss 
höchst unzufrieden. Als am Sonntage Jubilate, 17. April, 
in allgemeiner Ständerersammlung der Gesammtabschied 
verlesen wurde, langte ein Schreiben von ihm an die 
Stände an, ^) in t^elchem er seinen Standpunkt ausführ- 
lich darstellt und begründet. Mit der Anerkennung des 
Wormser Mandates stimme er ttberein, doch tadele er 
ausdrücklich den Satz : „damit das Gute neben dein Bö- 
sen nieht unterdrückt werde.'^ Von einem allgemeinen 
Concile kann er nichts Heilbringendes erwarten, da sein 
Zustandekommen zuviel Zeit kosten würde^ doch will er, 
wenn die Stände durchaus darauf beständen, sich in 
Eöm darum bemühen^ Dagegen ist an der Speierer Ver- 
sammlung gar nichts gutes. Die Verhandlungen über 
den Glauben werden keinen Frieden schafien, ja sogar 
dem allgemeinen Concile präjudicieren. Verhandlungen 
über die Reformation des Clerus sind unnöthig ^ da ge- 
hug gute Gesetze längst vorhanden sind, üeber die Be- 
schwerden gegen den heiligen Stuhl wird sich viel bes- 
ser in Eom, als in Speier ein Uebereinkommen treffen 
lassen. Beschlüssen, welche diesen Ausführungen irgend- 
wie entgegen lauten, wird er, der Legat, seine Zustim- 



1) Balan, MBL p. 332—334. Im Auszuge bereits bei Palla- 
vicino II, 10, 19. Das Datum nach Pörstemanii p 192. 
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mimg nicht geben. — , Das Schreiben wiederholt an ei- 
nigen Stellen, dass der Legat die darin ausgesprochenen 
Ansichten bereits den Ständedeputierten mitgetheilt habe: 
derselbe blieb also fest von Anfang bis zu Ende. Han- 
nart und der Erzherzog aber willigten in den Abschied, 
Hannarts Instruction forderte in Religionssachen nur 
die Anerkennung des Wormsör Mandates von den Stän- 
den; diese war erreicht. So gab er. denn, wie es scheint, 
-ohne Schwierigkeiten die Veisammlung von Speier zu: 
er rieth dem Kaiser, einen Professor der Universität 
Löwen dahin zu schicken. ^) Ferdinand scheint dage- 
gen den Speierer Tag nur angenommen zu haben, um 
sich einen neuen Reichstag zu sichern. Die Stände hat- 
ten nämlich vor, die Verhandlung über die beharrliche Tür- 
kenhilfe, welche Ferdinand emsig betrieb, auf den Reichs- 
tag zu Martini in Speier zu verschieben. Er rieth we- 
nigstens seinem kaiserlichen Bruder, durch Gesandte die 
Behandlung von Religionssachen auf jenem Tage zu 
verbieten. ^) 

Das Schreiben des Legaten irrte die Ständeversamm- 
lung nicht. Sie nahm den Entwurf vom 12. April in 
den offiziellen Gesammtabschied auf, worauf jener noch 
einen kurzen Protest einreichte, in welchem er sich auf 
seine früheren Zugeständnisse bezog und bei ihnen ver- 
harren zu wollen erklärte, üebrigens war der Legat 
nicht der einzige, welcher protestierte. Kursachsen und 
der Hochmeister verwarfen den ganzen Reichstag;^) ei- 
nen besonderen Protest erliessen die Städte und die Gra- 
fen, *) doch nur wegen der Erneuerung des Wormser 



1) Lanz I, p. 127. 

«) Instruction für Bredam.Arch. f.K. oe. G-Qu. 1,2, p. 142. 

3) Förstemann p. 192. Feilitzsch wiederholte am 17. April 
seinen Protest vom elften. 

*) Lanz I, p. 127. Der Protest der Grafen ist gedruckt : 
Walch XV, p. 2697. . ^ 



■^igitized by 



Google 



111 

Mandates; die nationale Versammlung in Speier nahmen 
sie an. 

In den letzten Tagen der Verhandlungen tauchte 
die Frage auf, ob die Wiederauihahme des Worjnser 
Mandats durch ein besonderes Edict bekannt gemacht 
werden solle, oder nicht. Planitz berichtet, *) dass so- 
gar der Legat die Publication eines besonderen Manda- 
tes aus Opportunitätsgründen widerrathen habe, dass 
aber der Erzherzog darauf bestehe. Die Stände erklär- 
ten, der Beschluss über das Wormser Mandat solle in 
den Abschied gebracht werden , ein besonderes Edict 
darüber solle aber nicht ausgehen. Es sei zu befürch- 
ten, dass daraus Aufruhr erwachse. Man fand einen 
Mittelweg : in das Ausschreiben zu dem Speierer Eeichs- 
tage 11. November 1524, vvelches unter dem Datum des 
Eeichsabschiedes, dem 18. April an die einzelnen Reichs- 
stände erging, ^) wurde der Beschluss über die Religi- 
onssache in Befehlsform • eingefügt ;diePublicierung 
eines selbständigen Edictes unterblieb. 



») Förstemann p. 189* 

*) Ueberaus oft abgedruckt z. B. Goldast, Rec. Imp. (1619) 
p. 152. Lünig, Pars Spec. Cont. I (HU) p 594. Neudeoker, 
Merkwürdige Aktenstücke aus dem Zeitalter der Reformation 
I. (1838) p. 6 — Von Luther ist das Ausschreiben zusammen 
mit dem Wormser Edict ediert und mit Noten versehen in: 
Zwei kaiserliche uneinige und widerwärtige Gebote etc. 
E. A. XXIV 2 (1883), p. ÜJSO. Walch XV, p. «731. 
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B. me Yerbandinngeii über die Türken- 
hilfe. 

Während der Legat in dem Mittelpunkte der Ver- 
kandbmgen fiber die Religion stand, die er zum Theil 
allein angeregt hatte, beschränkte sich seine Thätigkeit, 
wie dies kämm anders zu erwarten, in der Türkenfrage 
auf die Unterstützung der Bitten Ungarns und des Erz- 



Die Gefahr vor dem Erbfeind der Christenheit war 
gerade in dem verflossenen Jahre mächtig gewachsen: Bel- 
grad und Bhodus, Schlüssel zu Ungarn und dem IMittel- 
meere, nvaren in seine Hand gefallen; dass er sich damit 
nicht begnügen würde, wai* selbstverständlich; das 
schwache Ungarn war ein wenig ausreichendes Bollwerk 
des deutschen Kelches; schon durchstürmten streifende 
Züge Kärnthen und Istrien. Und das ganze Jahr 1523 
über war in Deutschland zur Abhilfe gar nichts geschehen; 
nicht als ob man die Gefahr nicht gesehen oder sich 
nicht fttr verpflichtet gehalten hätte,— aber jeder Stand 
des Kelches klagte, dass er in den Anschlägen zur Tür- 
kenhilfe zu hoch eingeschätzt worden sei; nur wer wollte, 
zahlte. Die Abwehr der Türken blieb in der Hauptsache 
Aufgabe des nächstbedrohten Landesherren, d. h. des 
Kaisers oder Ferdinands. Letzterer hatte auch Maass- 
regeln ergriffen: am 10. September 1523 hatte er mit 
dem König von Ungarn in Neustadt einen Vertrag ab- 
geschlossen, der ihn zur Stellung eines ansehnlichen 
Heeres verpflichtete; *) seit länger als einem Jahre stand 



») Wiener Jahrbücher Bd. 112 p. 36. Lanz I, p. 124: 8000 
Mann zu Fuss, 10000 schwere, 1000 leichte Heiter und 30 Feld- 
stücke. 
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er mit der Curie in Verbindung über die Besteuerung 
des österreichischen und benachbarten Cleruszum Zwecke 
der Türkenabwehr. Aber der betroffene Clerus machte 
Schwierigkeiten ; auch mochten sonst die Hilfsquellen nicht 
allzu reichlich fliessen : es galt das Reich zu einer an- 
sehnlichen Unterstützung zu gewinnen. 

Die Proposition Ferdinands und des Regimentes 
wies die Stände in der Türken sache auf die Beschlüsse 
des letzten Reichstages, die noch nicht ratificiert seien 
und welche das Regiment mit dem Ausschreiben zu dem 
Reichstag von St. Margarethen versendet hätte. ^) Ge- 
gen eben diese Beschlüsse hatten die Städte durch ihre 
Gesandtschaft Klage beim Kaiser erheben lassen; sie 
wollten keine Anschläge, durch welche sie unverhält- 
nismässig beschwert zu werden glaubten, sondern einen 
,.gemein?amen Pfennig' zur Türkenhilfe verwendet ha- 
ben. Die kaiserliche Proposition Hannarts vom 4. Fe- 
bruar 2) wies diesen Vorschlag der Städte ab, da seine 
Durchführung zu lange dauern würde, sprach sich zur 
Geschäftsordnung dahin aus, man solle erst über eine 
eilende, nachher über eine beharrliche Türkenhilfe be- 
rathenund schlug vor, die in Worms bewilligte Romzugs- 
steuer — die Hälfte davon war auf dem letzten Reichs- 
tage für den Türkenkrieg in Aussicht genommen wor- 
den — und, wenn der Papst es erlaube, auch die An- 
naten gegen die Türken zu verwenden. 

Die Stände beeilten sich mit der Verhandlung kei- 
neswegs; erst die Ankunft des Legaten und einer 
ungarischen Gesandtschaft brachten die Sache in Fluss. 
Die letztere ritt am 16. März ^), zwei Tage nach dem 
Legaten, in Nürnberg ein; die Unterhändler waren der 

*) Dresdner Archiv Loc. IO18I fol. 55. 

2) Fr. RTA. 39. fol. 234. 235. 

^) So Planitz. Försteraann p. 164. — v. Soden, Beitr. p. 176 : 
17. März. Creditiv der Gesandtschaft vom 4. Februar 1524. 
Förstemann p. 144. 

8 
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Freiherr Ambrosius Sarkand'akoshaza und der Bischof 
von Raab, Johann Gosztonyi. Die grosse Sitzung der 
Stände, in welcher sie gehört wurden, fand vor dem 
22 März, spätestens an diesem Tage, statt. ^) Der Le- 
gat war anwesend und hielt eine Mahnrede; die unga- 
rischen Gesandten stellten den Ständen die Hilflosigkeit 
Ungarns vor, der Erzherzog eröffnete ihnen die von 
ihm in Neustadt eingegangenen Verpflichtungen und 
bat sie, seine Anstrengungen zu unterstützen. Die Stände 
scheinen geantwortet zu haben, dass sie nach Abwicke- 
lung der Verhandlungen über das Eegiment der Tür- 
kenfrage näher treten würden ^) — und vielleicht wirkte 
eben dies mit zu dem Entschlüsse des Erzherzogs und 
Hannarts, jenen Abschiedsentwurf vom 30. März vor- 
zulegen. 

Um die Stellung der Stände zu verstehen*, muss 
man sich vergegenwärtigen, dass durch die Türkenge- 
fahr viel unmittelbarer das politisch-dynastische Inte- 
resse des Kaisers, als seine Verpflichtung als Vogt der 
christlichen Kirche berührt wurde. Für die Mehrzahl 
der deutschen Stände dagegen war es nur Christenpflicht, 
dem Türken Einhalt zu tliun. Sie hatten zunächst nichts 
für ihre Gebiete zu besorgen , konnten aber wohl be- 
merken, dass dem Kaiser die Sicherung der Ostgrenze 
und Ungarns eine Machtverstärkung auch in den ande- 
ren europäischen Verwickelungen wurde, namentlich für 
seinen Krieg mit Frankreich. So konnte es kommen, 
dass die Verhandlung der Türkenhilfe im Reichstage zu 
grundsätzlichen Auseinandersetzungen über die allge- 



') Förstemann p. 168. Das Begiment war in der Sitzung 
nicht ' anwesend. Die Rede der ungarischen Gesandtschaft, 
Fr. RTA. 39. fol. 308—316, ist nur stilistisch beachtenswerth. 
Das übrige nach Lanz, I. p. 124. 

2) Holzhausen schreibt am 29. März, Fr. RTA. 40. fol. 30. 
3J., nach Beendigung der Verhandlungen über das Regiment 
werde man über die Türkenhilfe verhandeln. 
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meine Politik des Kaisers führte. Als Hannart am Be- 
ginne des Reichstages die einzelnen Fürsten sondirte, ^) 
meinten Trier, Kurpfalz,Kursachsen, eine Hilfe Deutsch- 
lands allein gegen den Türken führe zu nichts; es müsste 
ein allgemeiner Heereszug Westeuropas unternommen 
werden; sie stellten sich, als ob sie Lust hätten, die 
Vermittler des Friedens zwischen Karl V. und Franz I. 
zu spielen, da durch den Frieden erst die allgemeine 
Unternehmung möglich gemacht werden könnte. Han- 
nart stellte damals diesen Ausführungen entgegen, dass 
der Zug Westeuropas gegen die Türken nur dann Nutzen 
bringe, nachdem der Friede in der Weise geschlossen, 
dass der Krieg nicht jeden Augenblick wieder ausbre- 
chen könne; den Frieden habe der Kaiser immer ge- 
sucht; 'es sei aber kein ehrenvoller zu erreichen gewe- 
sen. Günstig konnte thatsächlich für den Kaiser eine 
Friedensvermittelung durch die Reichsfursten nie aus- 
schlagen, selbst wenn er den Frieden nothwendig ge- 
braucht hätte; aber eben während des Reichstages ero- 
berte er Fuenterrabia und gleichzeitig begann sich das 
Glück in Oberitalien ihm zuzuwenden. In der Haupt- 
sache ging ja auch der Plan von denen aus , die sich 
als Feinde des Kaisers schon durch den Angriff auf das 
Regiment bekannten: Trier und Pfalz; ja, der Erzbi- 
schof von Trier, Richard von Greifenklau, der eifrigste 
in diesen privaten Unterhandlungen, stand nach Han- 
narts Dafürhalten im Solde des Königs von Frankreich, 
mindestens in Verbindung mit ihm. 

Solche Gelüste nach einer Intervention mussten ge- 
steigert werden durch die Sprache des Papstes und des 
Legaten. Clemens VII. bezeichnete die Herstellung des 
Friedens zwischen dem Kaiser und Frankreich als seine 
nächste Aufgabe; seit seiner Erhebung arbeitete er 



*) Anfang Februar. Lanz I. p. 104. (Erster Theil des er- 
sten Berichtes.) 
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darauf hin. ^) Die Legation Campeggis war sogar, uie 
es scheint, bestimmt, nebenher für dieses Ziel der päpst- 
lichen Politik Anhänger zu gewinnen. Man kann sich 
diesem Eindrucke schwerlich entziehen, wenn man in 
dem Creditiv des Legaten für den Reichstag ausgespro- 
chen findet, dass der sehnlich gewünschte Türkenkrieg 
ohne den Frieden in Europa gar keine Aussicht auf Er- 
folg biete, und wenn man in dem Schluss der zweiten 
Rede Campeggis die Aufforderung an die Stände liest, 
selbst auf Erreichung des Friedens zu denken. ^) Der 
Legat fand jedenfalls den günstigsten Boden für solche 
Aufforderungen. — Am 24. März war es in Nürnberg 
bekannt, dass der Cardinal von Capua seine Reise an- 
getreten habe, um im Auftrage des Papstes den Frieden 
zu vermitteln. ^) Dazu kam noch, dass man von inneren 
Zwistigkeiten im türkischen Reiche hörte, und dass eben- 
falls noch im März ein Bote von dem Perserschah in 
Nürnberg eintraf, der dem Kaiser ein Bündniss gegen 
die Türken antragen sollte. ^) So verringerte sich die 

') Baumgarten II., 1, p. 285. 286. Elises, die Politik Cle- 
mens VII. bis zur Schlacht bei Pavia. Münchener histor. 
Jahrb. VI. (1885) p. 571. 

2) Credenz Campeggis. Rom, 1. Februar 1524 (Fr. RTA.39. 
fol. 313-324): der Türkengefahr sei nicht abzuhelfen bei der 
Zwietracht der christlichen Fürsten , quibus ita exacerbatis 
odio ita cruento inter se hello digladiantibus, ut adhuc non 
modo pacis vestigium nullum appareat, sed ne nomen quidem 
equis auribus admittant . . . non ignoramus spem unicam sa- 
lutis firmamentum christianitatis in vobis etnobili ista invi- 
cta natione positum esse. — lieber die zweite Rede des Le- 
gaten s. ob. p. 97. Siehe auch die neue Instruction an Cam- 
peggi, 14. April 1524 p. 101 Anm. 3. 

^) Förstemann p. 171. Der Erzbischof war zwischen dem 

10. und 15. März von Rom abgereist, war Ende März in Blois, 
ging nach Spanien, wo er mit dem Kaiser conferierte, war am 

11. Mai wieder in Blois, am 23. Mai in London. Ehses 1. c. 
p. 571. 576. 

*) Förstemann p. 160. 178. 
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Wahrscheinlichkeit, dass der Türke in diesem Jahre 
einen Verstoss machen würde; so entstanden Friedens- 
aussichten; so kam es. dass der erste Beschluss der 
Stände über die Türkenhilfe vollkommen im Sinne Triers 
ausfiel. 

Derselbe ist in der Zeit vom 1. bis 3. April gefasst 
worden.^) Er geht davon aus, dass der Zug gegen die 
Türken die Einigkeit Westeuropas voraussetze, und dass 
deshalb der Friede zwischen den Grossmächten wün- 
schenswerth sei. Die Stände wollen deshalb zu vermit- 
teln suchen und schlagen den Kurfurst-Erzbischof von 
Trier, die Herzöge Friedrich und Ludwig von Baiern 
und einen noch zu nennenden weltlichen Kurfür- 
sten zu einer Gesandtschaft an die kriegslühren- 
den Monarchen vor. So giebt Feilitzsch in einem Be- 
richt an seinen Herrn den Beschluss; es scheint dem- 
nach im Wesentlichen nur die Forderung der Gesandt- 
schaft darin ausgesprochen, die Vorschläge und Bitten 
der Regierung um eilende und beharrliche Hilfe kaum 
berührt worden zu sein. In der That ernannte erst die 
darauf gegebene Antwort des Erzherzogs und Hannarts ^) 
drei Mitglieder für eine zu bildende Commission; den 
Antrag der Stände , für den Frieden zu intervenieren, 
beantworteten sie zunächst nicht direct. Sie würden 
darüber, heisst es in der Antwort, noch mit den Stän- 
den sprechen müssen. Sie waren gewiss damals schon 
entschlossen, die Friedensgesandtschaft auf keinen Fall 
zu Stande kommen zu lassen; sie fürchteten aber sicher- 
lich, die Verhandlungen über die Hilfe abzuschneiden, 
wenn sie sofort mit ihrer Meinung hervorträten. Die Frage 
um die Gesandtschaft blieb einstweilen bei Seite. 

Wer von den Ständen in dem Ausschuss vertreten 



•) Feilitzsch an den Kurfürsten 3. Apr., Förstemann p. 
179, ohne Datum anzugeben; sein letzter Bericht ist vom 31. 
März. Förstemann p. 174. 

») Fr. RTA. 39. fol 360. 



Digitized by LjOOQ iC 



118 

war, ist nicht bekannt; die Regierung hatte ihre be- 
deutendsten Eäthe dazu verordnet: Gabriel Salamanca. 
Cyriac von Polheim und Georg Truchsess. Am 6. April 
war der Ausschuss in der Arbeit. ^) Die eilende Türken- 
hilfe mochte ziemlich leicht erledigt werden; dazu hat^e 
der Kaiser auf die Eomzugssteuer verwiesen. Aber wie 
die Mittel zu der beharrlichen Hilfe aufbringen? Gegen 
Anschläge waren die Städte schon der eilenden Hilfe 
gegenüber. Die Hoflbung der kaiserlichen Proposition 
auf die Annaten mag durch den Legaten zerstört wor- 
den sein; man hört gar nichts mehr davon. Einen neuen 
Plan des Kaisers , der während des Reichstages an den 
Erzherzog und Hannart gelangte, und der eine hohe 
Besteuerung des gesammten Clerus im deutschen R eiche 
wollte, ^) scheinen der Erzherzog und Hannart als aus- 
sichtslos ebenfalls bei Seite gelegt zu haben. Die Ar- 
beiten des Ausschusses dauerten eine Woche; die Sache 
war am 12. April noch nicht reif, in den Abschiedsent- 
wurf gesetzt zu werden. Doch lieferte der Ausschuss 
eben um den 12. April zwei Gutachten bei den Ständen 
ein; eines über die eilende, das andere über die beharr- 
liche Tfirkenhilfe. ») 

Das erstere Gutachten beantragt, den ganzen Rom- 
zug, d. h. 20000 Mann, auf 6 Monate zu be^villigen, das 
Geld nach dem alten Anschlage sofort durch Mandate 
mit Strafandrohungen einzufordern; die Städte sollen 
Geld vorschiessen. Die Reichshilfe soll unter demCom- 
mando des Hochmeisters, der sich durch seine Kenntniss 
der orientalischen Verhältnisse und durch sein Amt em- 
pfehle, zu dem Heere Ferdinands stossen und in Ungarn 
oder wo sonst die Türken einbrechen würden, verwen- 



') Förstemann p. 181. 

^ Lauz I, 80—83. Dieselbe soll mit oder ohne Bestätigung 
des Papstes vorgenommen werden. 

3) Das Gutachten über die eilende Hilfe Fr. RTA 39. fol. 
362-364, das über die beharrliche fol. 361—369. 
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det werden. — Das Gutachten über die beharrliche Hilfe 
ist ausführlicher. Es beginnt mit der augenscheinlich 
richtigen Bemerkung, dass man die eilende Hilfe gar 
nicht nöthig hätte, wenn die Stände nur die beharrliche 
beschliessen wollten, denn käme der Türke diesen Som 
mer , so müsste man doch eine Anleihe bei den Städten 
machen. Darauf folgen zwei Vorschläge einer allge- 
meinen Besteuerung, von welcher niemand, auch Adel 
und Geistlichkeit, ja nicht einmal die Reichsstände, aus- 
genommen s^in sollte. Entweder sollen von jedem Gul- 
den Capital ein Heller — von dem im Handel angeleg- 
ten ein Pfennig — erhoben werden, oder es sollen je 
100 Gulden Zinsen 2 Gulden Steuern zahlen. Höhere 
Besteuerungssätze sollen bei Juden, noch höhere bei den 
Reservationen und Pensionen, „wie sie gewöhnlich den 
Geistlichen unverdient zufielen*' gelten. Bei den Kauf- 
leuten und Gastwirthen soll ein Unterschied gemacht 
werden zwischen ihren werbenden und ihren liegenden 
Gütern. Die Einnahme soll in de^ Weise vor sich ge- 
hen, dass jeder sich selbst einschätzt, damit er sein Ver- 
mögen nicht zu offenbaren brauche. Sie soll von den 
Landesherren geregelt und beaufsichtigt werden. Ist 
von der Steuer niemand eximiert, so soll die Gewäh- 
rung derselben auch keine Freiheiten und Gerechtsame 
aufheben ; diese werde der Statthalter und Orator jedem 
gern verbriefen. Die Verwendung des Geldes soll öffent- 
lich bekannt gemacht werden. Ueber die Aeusserlich- 
Jieiten und die Organisation der Türkenbekämpfung soll 
erst verhandelt werden , nachdem über das Vorgeschla- 
gene Beschluss gefasst worden ist. 

Keines von den beiden Gutachten wurde von den 
Ständen angenommen. Als sie am 13. April über die- 
selben verhandelten, *) lehnten sie die Gewährung des 
ganzen Romzugs für die eilende Hilfe ab und blieben 



') Fr. RTA. 39 fol. 385-387. 
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bei dem Beschlüsse des letzten Eeichstages, der nur die 
Hälfte davon bewilligte. ^) Ausdrücklich betont der 
Ständebeschluss, dass die Hilfe an Leuten, nicht in Geld 
geleistet werden solle. Auch die Verwaltung des Geldes 
und die etwaige Werbung der Truppen behielten die 
Stände eifersüchtig in der Hand: von den Bürgermei- 
stern von Augsburg, Nürnberg und Frankfurt, die das 
Geld nach dem vorjährigen Anschlage einsammeln soll- 
ten, erhielten es die Herzöge von Baiern und der Bi- 
schof von Augsburg, die, wenn die Türken kämen, die 
Truppen werben und dem Erzherzog zur Verfügung stel- 
len würden. Kämen die Türken nicht, so solle das Geld 
bis zum nächsten Reichstage zusammenbleiben, wo von 
der beharrlichen Hilfe gesprochen werden solle ; würde 
diese aufgerichtet, so seien die Summen an die Stände 
wieder zurückzuzahlen. Ueber die beharrliche Hilfe jetzt 
zu verhandeln lehnten die Stände ab; sie seien in zu ge- 
ringer Anzahl anwesend und die ganze Lage der Dinge 
sei nicht danach. Das Gutachten des Ausschusses sei 
aber gedruckt an alle Stände zu versenden, damit dar- 
über endlich auf dem Reichstage zu Speier am 11. No- 
vember 1524: verhandelt werden könne. Eigentlich war 
der ganze Beschluss nichts anderes, als eine Ablehnung; 
was über die eilende Hilfe vereinbart wurde, war genau 
dasselbe, was schon vor einem Jahre bestimmt worden war. 
Man focht nun den letzten Reichsabschied nicht ^gerade 
an, da man aber den Passus des Ausschussgutachtens, 
der für den Fall der Noth Anleihen bei den Städten 
empfahl, unberücksichtigt liess, konnte man sicher sein, 
dass auch dieses Jahr keine Unterstützung Ferdinands 
zu Stande kam. Auf Neues aber liess man sich gar 
nicht ein. 

Die Städte wurden um ihre Meinung befragt. Sie 



*) Hannart berechnet diese Hälfte, die eigentlich 10000 
Mann betragen sollte, zu 7000—8000 Mann. 



Digitized by LjOOQ iC 



121 

gingen in der Ablehnung noch weiter: ^) wenn einzelne 
Stände gegen ihre Veranschlagung zur eilenden Türken- 
hilfe klagten, seien diese Klagen zu berücksichtigen! 
Der Vorschlag zu der beharrlichen Türkenhilfe sei ganz 
unleidlich, und wenn die Stände dabei blieben, ihn ge- 
druckt ausgehen zu lassen, so würden sie protestieren. 
Ihre Eingabe wurde, wie viele andere vor ihr, nicht 
beachtet. 

Der Beschluss der Stände bot der Regierung zu 
wenig, als dass sie sich damit hätte zufrieden geben 
können. Am 14. April erschienen die ungarischen Ge- 
sandten, der Erzherzog und der Legat aufs Neue vor 
den Ständen, um noch einen gemeinsamen letzten Versuch 
zu wagen. ^) Es kam nicht zur Verständigung. Der Erz- 
biscliof von Trier führte, wie es scheint, das Wort der 
Stände am schärfsten: zu ihm trat der Erzherzog am 
Ende der Sitzung und mahnte ihn, an seine eigene Ehre 
zu denken. Aber Nachgiebigkeit, grössere Bewilligun- 
gen waren nicht zu erreichen; es musste für Ferdinand 
und Hannart nunmehr die einzige Aufgabe werden, we- 
nigstens die Friedensintervention zu verhindern. 

Die Stände waren auch in diesem Puncte bei ihren 
x^LUsichten geblieben. Der ganze Plan berührte sich mit 
dem Wunsche Georgs von Sachsen , den er in der In- 
struction Packs aussprach: den Kaiser durch eine Ge- 
sandtschaft zu bitten, er möge in Deutschland residieren. 
Die Stände entwarfen schon Anschläge zur Deckung der 
Kosten der Legation. ^) Es waren schon Kleinigkeiten 
geordnet. ^) 



1) Am 14. April übergeben. Fr. RTA. 39. fol. 371, 373. 

^) Förstemann p. 184. Der Brief ist von F. am Kopfe falsch 
datiert. 

3) Gedruckt bei v. Harpprecht IV, 2, p. 220. 

*) 150 Pferde sollte die Gesandtschaft führen : Lanz I, p. 
125« Der Kurfürst von Trier sollte in Frankreieh bleiben • 
V. Bucholtz n, p. 49. Die Nachricht aus Rom, 22. Apr», 



Digitized by LjOOQ IC 



122 

Noch einmal, 'am 16. April,*) machte der Erzher- 
zog persönlich den Versuch , die Stände umzustimmen. 
Als er damit keinen Erfolg hatte, bat er um eine ge- 
heime Unterredung mit den persönlich anwesenden Für- 
sten. Dieselbe wurde sofort in einer besonderen Stube 
des Eathhauses anberaumt. Ferdinand sprach hier in 
eigener Person und sehr bestimmt, dass er niemals in 
die Gesandtschaft der drei Fürsten willigen könne, die 
seinem Bruder schade und seiner Ehre entgegen wäre. 
Er schloss damit, falls die Stände auf ihrem Vorhaben 
bestehen wollten, so würde er gezwungen, etwas 
zu thun, was er nicht gern thun würde. Die 
Worte des jungen Fürsten wirkten , vielleicht gerade 
durch ihre glückliche Dunkelheit: die Fürsten liessen 
den Plan der Gesandtschaft fallen, die Stände folgten 
ihnen ^) und gaben ihrerseits eine Erklärung ab, in wel- 
cher sie sich verwahrten, falls aus der Unterlassung der 
Gesandtschaft ein .Unglück für Deutschland entstehen 
sollte. Darauf erklärte am folgenden Tage der Erzher- 
zog seine Worte, die nicht unbedeutende Erregung ver- 
anlasst zu haben scheinen , dahin , dass er gegebenen 
Falls die Gesandtschaft im Namen des Kaisers unter- 
sagt haben würde. 

Ferdinand hatte durch sein kräftiges Auftreten 
seinem Bruder zweifelsohne einen wesentlichen Dienst ge- 
leistet. Er war sich dessen wohl bewusst und mit Be- 
friedigung kommt er in seinen Berichten an den Kaiser 
oft auf diesen seinen Erfolg zurück. ^) 



Thomas no. 84, dass Ludwig von Baiern nach Frankreich, die 
andern zjim Kaiser reisen sollte etc., enthält auch andere Irr- 
t hümer. 

') Lanz I, p. 126. Förstemann p. 187, 

') Schon vorher hatte der Erzherzog und Hannart die 
Zusage Feilitzschs erlangt, dass er gegen die Gesandschaft 
stimmen werde. Förstemann p. 186. 

3) Nürnberg, April 1524 (Wiener Jahrbb. Bd. 112. no. 14). 
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Die von den Ständen ihm zugemessene eilende Tür- 
kenhilfe wurde freilich dadurch nicht grösser; ja die 
Freude über die Vereitelung der Gesandtschaft wurde 
noch einmal sehr getrübt. Als am 17. April der Gesammt- 
abschied berathen wurde, wendeten sich die Prälaten 
von Salzburg. Passau, Eegensburg, Freisingen, Laibach, 
Brixen und Gurk , die von der dem Erzherzog mittler- 
y eile vom Papste gewährten Drittelsteuer betroffen wur- 
den, an den Reichstag mit der Bitte, derselbe möge mit 
den Legaten und dem Erzherzog über eine Ermässigung 
der Steuer verhandeln, sonst müssten sie gegen den 
Reichsabschied protestieren.,^) Ob der Protest wirklich 
erfolgt oder durch Unterhandlungen beseitigt worden 
ist, kann mit Bestimmtheit nicht gesagt werden'; das 
letztere ist wahrscheinlicher, denn Hannart spricht in 
seinem zweiten Berichte nur davon, dass von den Geist- 
lichen Schwierigkeiten gemacht worden seien. ^) 

Nachdem Ferdinand den Plan einer Friedensgesandt- 
schaft zu Falle gebracht hatte, waren die Unterhand- 
lungen über die Türkenfrage beendet. Eine Mehrfor- 
derung konnte Ferdinand nun nicht mehr stellen; 
er konnte und musste zufrieden sein, dass die Stände 
die kaiserliche Politik ihren Weg allein gehen liessen. 
Der Reichsabschied vom 18. April enthält in den Arti- 
keln über die Türkenhilfe ^) genau das, was der Stände- 
beschluss vom 13. April bietet und nur zwei Stellen, in 
denen der Hofl&iung auf den Frieden zwischen den Gross- 
mächten Ausdruck gegeben wird, erinnern an diehochflie- 



Freiburg (?) 28. April: v. Bucholtz II, p. 49. Noch in der In- 
struction für Bredam spricht er breit davon. 

') Siehe oben p. 113. Förstemann p. 191. 

*) Lanz I, p. 128. 

3) Walch: §§ 33-^37. Neue Sammlung §§ 30-34. 
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genden Pläne der Stände und an ihren doch recht kläg- 
lichen Rückzug. 

Durch besonderes kaiserliches Mandat wurde unter 
dem 18. April die Zahlung von zwei Vierteln Romzugs- 
hilfe laut des Ständebeschlusses den Ständen befohlen. ^) 



1) Das an Frankfurt befindet sich Fr. ETA. 40. fol. 40. 
Siehe Weiler no. 3040. 
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Die übrigen Reichstagsyerhandlnngen. 

In den Verhandlungen über das Regiment, die Re- 
ligions- und die Türkenfrage erschöpft sich die Thätig- 
keit des Reichstages; die Beschlüsse, welche er ausser 
diesen zu Wege gebracht hat, sind kaum der Rede werth. 
Wie mannichfaltige Gesetzentwürfe legte die Proposi- 
tion Ferdinands und des Regiments zur Ratification und 
zur Behandlung vor!') Reichsexecution , Halsgerichts- 
Ordnung, Luxus- und Monopoliengesetz, Münzgesetz, Zu- 
sammenfassung der Landfriedensordnungen zu einer ein- 
heitlichen und allgemeinen! Das Zweckdienliche in all' 
diesen Plänen liegt auf der Hand; aber da von ihnen 
allen in der kaiserlichen Proposition nur die Monopol- 
und die IMünzgesetzgebung erwähnt , beziehentlich ge- 
wünscht wurde, mussten die anderen weichen: die Ver- 
handlungen über die Religion traten an ihre Stelle. 

Im Reichsabschiede gar nicht einmal erwähnt wur- 
den das Luxusgesetz, die Halsgerichtsordnung ^) — die 
selbständig zu publicieren das Regiment schon durch den 
letzten Reichsabschied befugt war ! — und die Zusammen- 
fassung der Landfriedensordnungen. Die Paragraphen im 
Reichsabschiede, welche den Beschluss über die Execu- 
tion enthalten, ^) besagen nichts anderes , als dass man 
über dieselbe wohl berathen wollte, es aber nicht gethan 
hat; sie verweisen einfach den Statthalter und das Re- 
giment , im gegebenen Falle nach der Wormser Kam- 
mergerichtsordnung vom Jahre 1521 zu verfahren In 
der Monopolienangelegenheit ^) wurde der Wunsch des 



') S. oben p. 36. 

^) Ausführlicher darüber: Güterhogk , die Entstehungsge- 
schichte der Carolina (1876) p. 82—84. 

3) Walch §§ 24—26. Neue Sammlung § 34. 

4) Walch § 29. Neue Sammlnng § 27, 
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Kaisers, das Gesetz aufzuheben und die Regelung der 
Sache dem Erzherzog und Hannart zu überlassen, inso- 
fern gebilligt, dass, wenn die Regelung nicht binnen 
einem Jahre, bis zur nächsten Frankfurter Fastenmesse 
gelungen sei, alsdann der Kölner Abschied vom Jahre 
1512 wieder in Kraft treten solle. Also im Grunde 
auch hier nichts, als die Ablehnung des geplanten Ge- 
setzes und ein Berulienlassen der Dinge auf den alten 
Gesetzen, die eben ein Jahr vorher als nicht mehr aus- 
reichend bezeichnet worden waren. ^) Was endlich die 
Münze betriflft, so lassen sich wenigstens Verhandlungen 
darüber erkennen, wenn auch das Resultat massig ist. 
Kurfürst Friedrich betheiligte sich daran, — der Punct 
stand ja in der Proposition des Erzherzogs — indem er 
Tabellen dazu schickte. ^) Man suchte eine für ganz 
Deutschland gemeinsam geltende Münze festzustellen; 
ein Vorschlag, der gemacht wurde, lautete, zwölf Gro 
sehen sollten einen rheinischen Gulden ausmachen ; man 
berieth über die Form des neuen Geldstückes. ^) Doch 
blieb es in der Hauptsache bei den Berathungen Der 
Beschluss war: ein Regimentstag sollte unter Zuziehung 
von Sachverständigen die Angelegenheit weiterführen. 
So bestimmte es der Abschied, ^) der auch den Wunsch 
nach einem Verbote der Ausfuhr gemünzten Silbers aus 
sprach und, als einzigen endlichen Beschluss das Ver- 
bot brachte, künftighin Batzen weiterzuprägen. Dieses 
Inhaltes scheint gleich der erste Ständebeschluss vom 



*) Aus einem eigenthümlichen Grunde ist Hannart mit 
diesem Bescliluss zufrieden. Ferdinand bekomme dadurch die 
vom Fiskal wegen Ueberschreitung der Monopolgesetze ver- 
klagten Grosskaufleute in die Hand. Entweder würde ihr 
Process niedergeschlagen, oder sie würden verurtheilt: beide 
Fälle würden Geld einbringen ! Lanz I, p. 121. 

*) Förstemann p. 172. 

') Thomas p. 44. 45. 

*) Walch §§ 27. 28. Neue Sammlung §§ 25. 26. — Vergl. 
Puckert, das Münzwesen Sachsens 1510-1545. (1862) p. 46. 
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6. oder T.April gewesen zusein; *) in dem zweiten Ab- 
schiedsentwurfe vom 12. April ist nämlich die Stelle 
genau , so , wie im Abschiede selbst enthalten. Dem 
Ständebeschlusse, wie dem Abschiedsentwurfe stimmten 
die Städte zu, nur dass sie ein besonderes Memorandum 
einreichten, welches vor dem Silberausfuhrverbote warnte. 
Sie thaten darin dar, dass es noch Jahre dauern könne, 
ehe die neue Münze eingeführt werde, und dass sich 
dann, bestände jenes Verbot, das Silber in Deutschland 
so häufen werde, dass man den Silberbergbau einstel- 
len müsse. Diejenigen Fürsten, welche ausserhalb 
Deutschlands Gruben hätten, würden dadurch ungebühr- 
lich bevorzugt, — der grösste Schaden wäre aber der, 
dass alle Waaren, die Deutschland nicht selbst produ- 
ciere, mit baarem Golde, das Deutschland wiederum nicht 
selbst grabe, bezahlt werden müssten. — Auch diese 
Forderung der Städte blieb unberücksichtigt; der Ab- 
schied wurde so, wie oben gesagt, abgefasst und ent- 
hält den Wunsch des Silberausfuhrverbotes. 

Die Art und Weise, in welcher Execution, Mono- 
polien und Münze behandelt wurden, zeigt die Hast der 
Stände, endlich mit den Geschäften fertig zu werden. 
Die Regierung mag der Mühe genug gehabt haben, die 
Stände so lange zusammenzuhalten: die Gerede, dass 
der Reichstag bald aufhören würde, beginnen fast an 
seinem Anfange. Es blieben auch nicht alle Fürsten 
bis zum Ende : Wilhelm von Baiern ritt am 17., Casi- 
mir von Brandenburg Ende März aus Nürnberg ab. 
Ludwig von Baiern ging auch eher, als der Abschluss 
erreicht war. ^) Am Ende des Reichstages waren von 



^) Das Datum des ersten Ständebeschlusses ersieht man aus 
der Antwort der Städte auf den Entwurf vom 12. April, Fr. 
RTA. 39. fol. 370-373 (14. April), wo ein vor 8 Tagen ihnen 
übergeben er Ständebeschluss erwähnt wird. — Das Memoran- 
dum gegen das Silberausfuhrverbot: Fr. RTA. 39. fol. 341. 342. 

-) Förstemann p. 164. 175. v. Druffel p. 659, Anm. 2, 
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weltlichen Fürsten nur noch der Kurfürst bei Rhein und 
Pfalzgraf Friedrich anwesend. — 

Wir sind in der Lage, das allmähliche Entstehen 
des Reichsabschiedes äusserlich zu verfolgen. Bis zum 
Ende des März galten die Verhandlangen des Reichs- 
tags allein dem Regiment. Sie wurden nur zum Em- 
pfang des Legaten am 17. März und der ungarischen 
Gesandtschaft ca. 22. März unterbrochen; sie wurden in 
den Hauptsachen beendet durch den ersten Abschieds- 
entwurf vom 31. März (§§ 1—20). Dann begann das 
Treiben und Hasten; Religions- und Ttirkenfrage, Exe- 
cution und Münze , kurz alles , was in dem Abschiede 
Erwähnung finden sollte, wurde neben einander verhan- 
delt. Der zweite Abschiedsentwurf vom 12. April brachte 
neben einem Nachtrag zur Regimentssache (§§ 21—23) 
die endgültige Formulierung der Ständebeschlüsse über 
alle Gegenstände ausser der Türkenangelegenheit, welche 
allein sich noch hinzog. (§§ Walch,24— 32.N. S.24-29). 
Der Beschluss über diese wurde (als §§ 33—37 nach 
Walch, 30—34 nach der N. S.) den ersten beiden Be- 
schlusssammlungen angefügt. Ein letzter Artikel (§ 38 
Walch § 35 N. S.) des Gesammtabschiedes wies den 
Fiscal an, gegen säumige Anschlagzahler einzuschreiten 
und erneuerte die Zusicherungen von Gratificationen, 
welche bereits der letzte Reichstag dem Vorsitzenden 
des Reichskammergerichts Adam von Beiclilingen und 
dem Pfalzgrafen Friedrich als dem früheren Vor-iitzen- 
den des Regiments gemacht hatte 

Der offioielle Reichsabschied trägt das Datum 18. 
April. Mit grosser Willkür wurden die Namen aller, 
die nur irgendwie mit dem Reichstage zu thun gehabt 
hatten, als Unterzeichner unter den Abschied gesetzt. 
So die kurbrandenburgische Gesandtschaft und Otto von 
Pack, bei denen von einer Theilnahme an den Geschäf- 
ten keine Rede sein kann. Auch die Namen derer, die 
insgesammt oder gegen einzelne Beschlüsse protestiert 
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hatten, stehen unter dem Schriftstück, ohne dass ihre 
Proteste erwähnt würden : so Feilitzsch, so die Gesandt- 
schaften der Grafen und der Städte. Die Besiegelung 
des Abschieds freilich konnte von den letzteren nicht 
erlangt werden; dagegen hat der Hochmeister, der nach 
FeilitÄSch's Bericht noch in der Discussion des Gene- 
ralabschiedes am 17. April gegen den ganzen Abschied 
protestierte, schliesslich doch noch sein Siegel zu geben 
eingewilligt. ^ 

Obwohl die Edicte , durch welche den Ständen die 
Befolgung der Reichsbeschlüsse anbefohlen wurde^ das Da- 
tum des 18. April tragen, sind sie doch erst viel später 
den Ständen zugestellt worden. Georg von Sachsen 
erhielt sie erst am 14., Kurfärst Friedrich am 18» Juli^ 

Die Reichstagsarbeit war gethan; die wenigen, 
welche sich bis zum Ende daran betheiligt hatten, ver- 
liessen nunmehr Nürnberg, Am 27. April brachen auch 
der Erzherzog und der Legat auf, ^) um sich zunächst 
nach den Würtembergischen Ländern zu wenden. 



Der Reichstag von 1524 ist nicht nur hinsichtlich 
der auf ihn gefassten Beschlüsse, sondern auch hinsicht- 
lich der Stände, die ihren Willen durchsetzten, das ge- 
rade Widerspiel von 1523. Auf diesem hatte, wie das 
ZoUproject und der Beschluss in der Religionsangele- 
genheit zeigt, durchaus die brandenburgisch-sächsische. 



♦) Siehe darüber ausser den Subscriptionen selbst-, Förste- 
mann p. 193, wo Planitz auch erzählt, dass der Kurfürst Von 
Köln und der Bischof Von Bamberg nicht hätten siegeln 
wollen. Der Abschied nennt als Siegelnde überhaupt nur 
Trier, Kurpfalz, den Hochmeister und den Pfalzgrafen Friedrich. 

2) Förstemann p. 216 Notizenblatt II, p. 116. 

3) V. Soden, p. 176, 

9 
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dem Regiment günstige Partei den Ton angegeben, wäh- 
rend die rheinischen Fürsten protestierten ; jetzt hielten 
sich Brandenburg und beide Sachsen — aus verschiede- 
nen Gründen — zurück: das ZoUproject und die kai- 
serliche Declaration fielen ; das Regiment und die luthe- 
rische Partei erlitten Niederlagen , und die rheinischen 
Fürsten dominierten. ^) Das gute Einvernehmen zwischen 
Ferdinand und Kursachsen hatte durch die Annahme 
der kaiserlichen Proposition einen starken Stoss erlit- 
ten. Ferdinand scheint sich , trotzdem dass Salamanca 
sein Minister blieb, das Vertrauen des Kaisers wieder 
erworben zu haben, aber er stand nach dem Reichstage 
den Ständen gewissermassen isoliert gegenüber. Die 
Verbindung mit Kursachsen war erschüttert, eine An- 
lehnung an die rheinische Fürstenpartei kaum gewon- 
nen. Auf die Zusammenkünfte dieser letzteren bei einem 
„Armbrustschiessen" in Heidelberg und sonst ^) sah er 
mit gleich misstrauischem Auge, wie auf die Annähe- 
rung Kursachsens an üainz, die schon während des 
Reichstages Gegenstand von Verhandlungen zwischen 
Planitz und dem Bischof von Trient gewesen war. ^) 

Es war selbstverständlich, dass wie die rheinischen 
Fürsten den Beschluss des letzten Reichstages, so die 
diesmalige Minorität den diesjährigen Beschluss anfech- 
ten würde. Vor allen Dingen jedoch kam es darauf an, 
ob der Kaiser, der sich von vornherein die Ratification 
vorbehalten hatte, den Reichsabschied gutheissen würde. 

Der Kaiser erklärte in einem Schreiben vom 26. Mai 



') Es sei nochmals auf die hervorragende Stellung hinger 
wiesen, die gerade der Kurfürst-Erzbischof von Trier einnahm: 
durch den Sikkingenschen Krieg stand er in der Regiments- 
frage in dem Vordergrunde; als einziger anwesender Erzbi- 
schof hatte er gerade den engsten Verkehr mit dem Legaten ; 
die Friedensintervention betrieb er am lebhaftesten. 

') Instruction für Bredam. Arch. f. K. oe. GQu. I, 2, p. 
ICö. V. Bucholtz II, 67. 68. 

^) Förstemann p. 165, 
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seine grosse Zufriedenheit mit der Erhaltung des Re- 
giments; ^) ihm konnte der Sturz der Regimentsräthe, 
der für Ferdinand eine starke Einbusse bedeutete, gleich- 
gültig sein. Der Erzherzog musste zufrieden sein : ihm 
war durch den Fortbestand des Regiments die Möglich- 
keit der Einwirkung auf die deutschen Stände geblie- 
ben; vielleicht Hess es sich später auch einmal verwer- 
then, dass er während der Vakanz des Regiments die 
interimistische Regierung Deutschlands allein führte. 
Nach dem Reichsabschiede sollten Regiment und Kam- 
mergericht in Esslingen am Pfingstdienstag il8. Mai) 
ihre Thätigkeit wieder aufnehmen. Das Reichskammer- 
gericht war pünktlich am Platze und seit dem 23. Mai 
bei der Arbeit. ^) Das Regiment war nicht so schnell 
beisammen: der Kurfürst-Erzbischof von Köln, der erste, 
der persönlich anwesend sein sollte, langte erst im Au- 
gust an; der Statthalter Philipp von Baden erst am 
3. October. Dem neu zusammentretenden Regimente war, 
wie wir oben gesehen haben, die Frage praktisch zu 
beantworten vorbehalten, ob Mitglieder des alten Re- 
giments in das neue wieder eintreten dürften oder nicht. 
Kursachsen und Kurbrandenburg schickten ihre frühe- 
ren Regimentsabgeordneten Planitz und Taubenhain, 
die erst in Ingolstadt mit dem Erzherzog, dann in Ess- 
lingen am Regiment unterhandelten (Juli). Beide strit- 
ten gegen den Reichsabschied überhaupt an, der von zu 
wenig Ständen gefasst und gegen den Beschluss über 
das Regiment insbesondere, weil durch ihn die Worm- 
ser Ordnung verletzt worden sei. Aber sie wurden 
nicht aufgenommen und reisten nach wenigen Tagen 
wieder von Esslingen ab. ^) Gleichzeitig damit fallen 

V. Bucholtz n, p. 52. 

») V. Harpprecht V, p. 57. 

3) Die Hauptquellen für die ersten Monate des Esslinger 
Regiments sind: Notizenblatt II, verstreut; Förstemann p. 
194-218 verstreut; Balan MRL. p. 363. 367. — Im Dresdener 
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Unterliandlungen Balthasars von Wolfsthal mit dem 
Kurfürsten von Sachsen, von welchem der Erzherzog 
neben anderem auch das wünschte, dass er nicht mehr 
den Planitz zum Begimente verordne. Auch diese Un- 
terhandlungen blieben resultatlos; im October war das 
Regiment vollzählig bis auf Vertreter von Kursachsen 
und Eurbrandenburg zusammen. Noch im December 
war die Angelegenheit nicht geregelt. 

Ebenso verharrte in der Eeligionssache die Oppo- 
sition in der einmal eingenommenen Stellung auch nach 
dem Reichstage. Dem Drängen Ferdinands antwortete 
der Koriui-st von Sachsen, er woBe sich um Luther gar 
nicht bektmmern , und die Städte erneuerten auf dem 
Städtetage zu Speier, St. Margarethen 1524, ihren Be- 
schluss, das Wormser Mandat nicht auszufahren. ^) Die 
nationale Versammlung in Speier aber Hess sich auch 
die lutherische Partei gefallen. Um so energischer 
sträubten sich dagegen wiederum der Legat und die 
Curie. Während der erstere, nachdem allerdings erst 
nach Beichstagsabschluss neue Instructionen eingetrof- 
e n waren , durch private Verhandlungen und Zusam- 
menkünfte dem nationalen Concil wenigstens theilweise 
den Stoff zu entziehen versuchte, wurde in Rom ange- 
strengt gearbeitet, dieses nationale Concil von Speier 
durch die Intervention des Kaisers, Englands, ja sogar 
Frankreichs zu hintertreiben. Am 16., 17. und 22. Mai 
wurden Breven in diesem Sinne an die abendländischen 
Konige versendet; um dieselbe Zeit den Nuntien in 
England und Spanien neue Instructionen gegeben. Der 
Schwerpunct der letzteren beruht durchaus in dem 
Wunsche, dass die Speierer Nationalversammlung nicht 



Archiv, Loc. 10300 Bd.: Beligionsz wiespalt mit Br. Martin 
Lütter nnd andere Sachen 1521—45, fol. 130, ein Zettel mit 
Namen damaliger Begimentsabgeordneten. 
») Förstemann p. 217. 211, 
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za Stande kanaHaen möge. ^) In der Art und Weise, tvte 
die Oravamina und die Forderung des allgemeinen Coi- 
cils nur vorsichtig und verdeckt au%enommen werden, 
zeigt sich so recht, wie die Curie den beiden deutschen 
Wünschen dnrchaus ablehnend gegenüber stand. Sei es 
nun, dass der Kaiser durch den Hinweis darauf, dass 
durch solche Beschlüsse sein eigenes Ansehen leide, oder 
dttrch die Hoffnung, den Papst fiir seine weltliche Po- 
litik zu gewinnen, bestimmt wurde: genug, er ging auf 
die römischen Forderungen ein. *) Schreiben des Kai- 
sers an die Stände (Juni 1524) verboten die Betheili- 
gung an einem allgemeinen oder nationalen Concile, 
überhaupt Verhandlungen über den geistlichen Stand. 
Warum der Erzherzog, dem es anheim gestellt wurde, 
diese Edicte zu publicieren , dies unterliess , ist klar : 
durch Edicte in dieser Form wäre auch der ßegensbur- 
ger Convent verboten worden. Ein zweites kaiserliches 
Edict vom 15. Juli 1524 verbietet darauf in bestimm- 
terer Fassung die Nationalversammlung von Speier, 
nimmt für den Kaiser das Recht, ein Concil im Verein 
mit dem Papst zu berufen, in Anspruch, tadelt die Stände 
ihrer Selbständigkeit wegen, gewährt aber doch gnädig 
das allgemeine Concil, dessen Zusammentritt nunmehr 
der Kaiser mit dem Papste ordnen wird. Publicierung 
oder Unterdrückung dieses Edictes war wiederum dem 
Erzherzog freigestellt; nach kurzer üeber legung — am 
28. August gelangte es in Wien an, am 31. August wurde 
es an das Regiment geschickt — entschied sich Ferdi- 
nand für die Publication. Im September gelangte es zur 
Kenntniss der einzelnen Reichsfürsten. Seinen Zweck 



*) lieber die Anstrengungen der Curie: 

Thomas no 88. Pallavicino 11, x, § 23 ff. Balan MBL. 
p. 835-346. Raynaldus a 1524 § 15-20. 

') Ueber die kaiserlichen Edicte: 

Notizenblatt II, p. 97-100. 245. Förstemann p. 204-206. 
Balan MRL. p. 367. 
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erreichte das Edict vollkommen: Widerspruch dagegen 
ist nicht von einer einzigen Seite bekannt. Niemand 
machte auch nur den Versuch, die beschlossene Natio- 
nalversammlung zu halten. Das von jetzt an in der 
Religionsangelegenheit allein geltende Gesetz war das 
Mandat von Worms. 

Mit grossem Ungestüm hatten die Stände auf dem 
Reichstage von 1524 die Initiative ergriffen; hochfah- 
rende und weitausblickende Pläne waren in ihrer Mitte 
aufgetaucht und energisch verfochten worden. Und was 
ist das Resultat von den Absichten auf Umänderung 
der Reichsregierung, auf Nationalconcil, auf Eingreifen 
in die allgemeine europäische Politik? Als welthistorisch 
wichtig kann man höchstens das Drängen nach dem 
nationalen Concile ansehen, denn dies hat bei dem Kai- 
-ser den Entschluss gereift, ein allgemeines Concil der 
ganzen Christenheit auch gegen den Willen des Pai)- 
stes zu betreiben. 
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